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1. Übersicht über die Verhandlungen · Resume des deliberations 

02.422 n Hegetschweiler. Ladenöffnungszeiten in 
Zentren des öffentlichen Verkehrs (17.04.2002) 

Gestützt auf Artikel 160 Absatz 1 der Bundesverfas­
sung und Artikel 21 bis des Geschäftsverkehrsgesetzes 
reiche ich folgende Parlamentarische Initiative in der 
Form eines ausgearbeiteten Entwurfes ein: 
Art. 39 Abs. 2 EBG (letzter Satz neu) 
Auf die von den Bahnunternehmungen als Nebenbe-, 
triebe definierten Betriebe finden die Vorschriften von 
Kantonen und Gemeinden über die Öffnungs- und 
Schliessungszeiten keine Anwendung. Hingegen un­
terstehen die Bahnnebenbetriebe den übrigen Vor­
schriften über die Gewerbe•, Gesundheits- und Wirt­
schaftspolizei sowie den von den zuständigen Behör­
den verbindlich erklärten Regelungen über das Ar• 
beitsverhältnls. 
Nebenbetriebe an Bahnhöfen, welche als Zentren des 
öffentlichen Verkehrs gelten, sind berechtigt, an allen 
Wochentagen Personal zu beschäftigen. 

Mitunterzeichnende: Bezzola, Binder, Bortoluzzi, En· 
gelberger, Fehr Hans, Fischer, Gutzwiller, Gysin Hans 
Rudolf, Heberleln, Kaufmann, Keller, Kurrus, Leute­
negger Hajo, Loepfe, Messmer, Mörgeli, Müller Erich, 
Riklin, Schibli, Speck, Stahl, Theiler, Vallendar, Walker 
Felix, Weigelt, Widrig, Zuppiger (27) 

NR/SR Kommission für Wirtschaft und Abgaben 

29.09.2003 Nationalrat. Der Initiative wird Folge gege-, 
ben. 
17.02.2004 Bericht der Kommission NR (BBI 2004 
1621) 
05.03.2004 Stellungnahme des Bundesrates (BBI 
2004 1629) 
Siehe Geschäft 04.3437 Mo. WAK-SR (02.422) 

Bundesgesetz über die Arbeit In Industrie, Gewerbe 
und Handel (Arbeitsgesetz) 

02.422 n Hegetschweiler. Heures d'ouverture des 
commerces dans les centres de transports publics 
(17.04.2002) 

Me fondant sur l'article 160 alinea 1 er de la constitutlon 
et sur l'article 21 bis de la loi sur les rapports entre las 
conseils, je depose !'initiative parlementaire suivante 
sous la forme d'un projet redige de toutes pieces. 
Art. 39 al. 2 demiere phrase (nouvelle) LCdF 
Les dispositlons cantonales et communales en matiere 
d'heures d'ouverture et de fermeture ne sont pas ap­
plicables aux services deflnis par las entreprises de 
chemins de fer comme services accessolres. Par 
contre, ceux-ci sont soumis aux autres dispositions de 
pollce en matlere commerciale, sanltaire et ~onoml­
que de meme qu'aux reglementations sur las rapports 
de travail ~larees obllgatoires par las autorites com­
petentes. 
Las services accessoires se trouvant dans des gares 
qul sont des centres de transports publics sont autori­
ses a employer du personnel sept jours sur sept. 

Cosignataires: Bezzola, Binder, Bortoluzzi, Engelber­
ger, Fehr Hans, Fischer, Gutzwiller, Gysln Hans Ru­
dolf, Heberleln, Kaufmann, Keller, KurnJS, Leutenegger 
Hajo, Loepfe, Messmer, Mörgeli, Müller Erich, Rlklin, 
Schlbll, Speck, Stahl, Theller, Vallendar, Walker Felix, 
Welgelt, Widrig, Zuppiger (27) 

CN/CE Commlssion de /'economle et des redevances 

29.09.2003 Conseil national. D~ide de donner sulte a 
l'lnitiative. 
17.02.2004 Rapport de la commlssion CN (FF 2004 
1485) 
05.03.2004 Avis du Conseil federal (FF 2004 1493) 
Voir objet 04.3437 Mo. CER-CE (02.422) 

Lol federale sur le travail dans l'lndustrie, l'artlsanat et 
le commerce (Loi sur le travall) 

16.03.2004 Nationalrat. Beschluss gemäss Entwurf der 16.03.2004 Conseil national. Declslon conforme au 
Kommission. projet de la commission. 
09.06.2004 Ständerat. Rückweisung an die Kommlssi- 09.06.2004 Conseil des Etats. Renvoi a la commis-
on. 
30.09.2004 Ständerat. Zustimmung zum Beschluss 
des Nationalrates. 
08.10.2004 Nationalrat. Das Bundesgesetz wird in der 
Schlussabstimmung angenommen. 
08.10.2004 Ständerat. Das Bundesgesetz wird In der 
Schlussabstimmung angenommen. 

sion. 
30.09.2004 Conseil des Etats. Adhesion a la decision 
du Conseil national. 
08.10.2004 Conseil national. La lol est adoptee en 
votation finale. 
08.10.2004 Conseil des Etats. La loi est adoptee en 
votatlon finale. 
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3. Zusammenfassung der Verhandlungen 

02.422 Parlamentarische lnitative (Hegetschwiler Rolf). Ladenöffnungs­
zeiten in Zentren des öffentlichen Verkehrs 

Bericht der Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Nationalrates (KVF-N R): 11.11.02 
Bericht der Kommission für Wirtschaft und Abgaben des Nationalrates (WAK-NR): 17.02.04 (BBI 2004 
1621) 
Stellungnahme des Bundesrates 05.03.04 (BBI 2004 1629) 

Ausgangslage 

79 Prozent der Stimmberechtigten des Kantons Zürich hatten anlässlich der Abstimmung vom 15. 
März 1998 eine Änderung des Gesetzes über öffentliche Ruhetage und Ober die Verkaufszeit im De­
tailhandel angenommen, wonach Verkaufsgeschäfte, die sich in Bahnhofliegenschaften und damit 
verbundenen Einkaufspassagen befinden, auch an öffentlichen Ruhetagen zwischen 06.00 Uhr und 
20.00 Uhr geöffnet sein können. 
Das kantonale Amt für Wirtschaft und Arbeit des Kantons Zürich teilte deshalb den interessierten Krei­
sen mit, dass diese Betriebe gemäss Art. 26 der Verordnung 2 zum Arbeitsgesetz (ArGV 2) auch ohne 
behördliche Bewilligung Personal beschäftigen können. Diese Verfügung wurde von verschiedenen 
Gewerkschaften beim zürcherischen Verwaltungsgericht angefochten. Gegen dessen Entscheid wurde 
beim Bundesgericht Beschwerde erhoben. 
Das Bundesgericht hat in seinem Entscheid vom 22. März 2002 genaue Kriterien aufgestellt, wann in 
Bahnnebenbetrieben am Sonntag Personal beschäftigt werden kann. Damit hat es das Konsumbe­
dürfnis für Reisende nach Art. 26 ArGV 2 definiert und festgehalten, unter welchen Voraussetzungen 
am Sonntag Personal in Bahnnebenbetrieben beschäftigt werden darf. Zahlreiche Läden im Zürcher 
Bahnhof erfüllen diese Kriterien nicht und können so am Sonntag kein Verkaufspersonal beschäftigen, 
obwohl sie die Bewilligung dafür hätten, an diesem Tag offen zu halten. Um Personal beschäftigen zu 
dürfen, mussten diese Läden beim seco ein Gesuch für Sonntagsarbeit einreichen. Dieses wurde lh· 
nen letztlich nicht bewilligt. Den Gesuchstellern wurde aber eine Übergangsfrist bis Ende 2004 einge­
räumt. 
Infolge dieses Bundesgerichtsentscheids reichte Nationalrat Rolf Hegetschweiler (RL, ZH) am 17. April 
2002 eine parlamentarische Initiative ein. 
Diese Initiative fordert eine Revision der gesetzlichen Bestimmungen, damit in Zentren des öffentlichen 
Verkehrs alle Läden ohne Bewilligung an allen Wochentagen Personal beschäftigen können. 
Die Initiative sah eine Anpassung von Artikel 39 Absatz 2 des Eisenbahngesetzes (EBG) vor. Am 29. 
September 2003 gab der Nationalrat der parlamentarischen Initiative auf Antrag der Kommission für 
Verkehr und Fernmeldewesen mit 87 zu 43 Stimmen Folge. Die parlamentarische Initiative wurde der 
Kommission für Wirtschaft und Abgaben des Nationalrates zur Ausarbeitung einer Vorlage zugeteilt. 
Die Kommission beschloss am 26. Januar 2004, statt des Eisenbahngesetzes das Arbeitsgesetz (ArG) 
3 anzupassen. Sie beriet an ihrer Sitzung vom 16. Februar 2004 einen entsprechenden Entwurf unter 
Beizug des Staatssekretariats für Wirtschaft, des Bundesamtes für Verkehr, des Büros für Konsumen­
tenfragen und des Sekretariats der Wettbewerbskommission. Die Kommissionsmehrheit hat dem Er­
lassentwurf zugestimmt. Abgelehnt wurden mit 18 zu 7 Stimmen der Nichteintretensantrag von Jean­
Claude Rennwald (S, JU) und mit 16 zu 8 Stimmen der Antrag Remo Gysin (S, BS), der das Ab­
schliessen eines Gesamtarbeitsvertrags als Voraussetzung für die Sonntagsarbeit verlangte. 

Verhandlungen 

29.09.2003 NR Der Initiative wird Folge gegeben. 
16.03.2004 NR Beschluss gemäss Entwurf der Kommission. 
09.06.2004 SR Rückweisung an die Kommission. 
30.09.2004 SR Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates. 
08.10.2004 NR Das Bundesgesetz wird in der Schlussabstimmung angenommen. (109:65) 
08.10.2004 SR Das Bundesgesetz wird in der Schlussabstimmung angenommen. (30:10) 

Die Argumente der Mehrheit der Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen, die Initiative fördere 
die Entwicklung der SBB und leiste einen Beitrag zur Verbesserung der Beschäftigungs- und Wirt­
schaftslage, fanden Anklang. So hat der Nationalrat im Herbst 2003 der Initiative mit 87 zu 
43 Stimmen Folge gegeben. 
In der Eintretensdebatte zum Gesetzesentwurf lieferten sich im März 2004 Befürworter und Gegner der 
Initiative einen Schlagabtausch. Während die Befürworter eine als absurd bezeichnete Situation klären 
wollten und die Initiative Im Namen der Wirtschaft verteidigten, sprachen sich die Gegner gegen eine 
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weitere Deregulierung aus und waren der Ansicht, dass diese Initiative ein erster Schritt in Richtung 
einer allgemeinen Liberalisierung der Sonntagsöffnungszeiten sei und den Sonderstatus des Sonntags 
in seinen Grundfesten erschüttere. 
Der Antrag der Kommissionsminderheit, nicht auf die Vorlage einzutreten, wurde mit 115 zu 64 Stim­
men abgelehnt. Während fast alle Sozialdemokraten, die Mitglieder der Evangelischen Fraktion sowie 
einige Christllchdemokraten beantragten, nicht auf die Vorlage einzutreten, waren die Grünen diesbe­
züglich geteilter Meinung. Der Rückweisungsantrag Daguet (S, BE) wiederum, der eine Vernehmlas­
sung bei den Kantonen und Sozialpartnern verlangte, wurde mit 105 zu 75 Stimmen verworfen. 
In der Detailberatung beantragte eine von Remo Gysin (S, BS) angeführte Kommissionsminderheit, 
dass Läden in grossen Bahnhöfen an Sonntagen lediglich geöffnet haben dürfen, wenn ein Gesamtar­
beitsvertrag abgeschlossen wurde. Dieser Antrag wurde mit 94 zu 77 Stimmen abgelehnt. 
Der Ständerat stimmte im Juni 2004 mit 23 zu 12 Stimmen dem Antrag Gentil (S, JU) auf Rückwei­
sung an die Kommission zu. Nachdem die Kommission für Wirtschaft und Abgaben des Ständerates 
gemäss Rückweisungsauftrag bei den Kantonen eine Vernehmlassung durchgeführt und das Geschäft 
noch einmal behandelt hatte, beantragte die Kommissionsmehrheit in der Herbstsession 2004, sich 
dem Nationalrat anzuschliessen. Der Kommissionssprecher orientierte den Ständerat über die Bedin­
gungen für Sonntagsarbeit und die vorgesehene Änderung von Artikel 26bis der Verordnung 2 zum 
Arbeitsgesetz, wonach Zentren des öffentlichen Verkehrs unter Berücksichtigung ihres Umsatzes und 
ihrer regionalen Bedeutung definiert werden. Der Antrag der Kommissionsminderheit Alain Berset (S, 
FR), der Ausnahmen vom Sonntagsarbeitsverbot an den Abschluss eines Gesamtarbeitsvertrages 
knüpfen wollte, wurde mit 29 zu 9 Stimmen verworfen. In der Gesamtabstimmung wurde der Änderung 
des Arbeitsgesetzes mit 28 zu 10 Stimmen zugestimmt. 
Des Weiteren nahm der Ständerat eine Motion der WAK-S an, die den Bundesrat beauftragt, den eid­
genössischen Räten eine gesetzliche Grundlage vorzulegen, welche im Rahmen der kantonalen Ge­
setzgebung über die Öffnungszeiten von Detailhandels- und Dienstleistungsbetrieben die Beschäfti­
gung von Arbeitnehmenden am Sonntag ermöglicht und den Schutz dieser Arbeitnehmenden regelt. 
Vor der Schlussabstimmung im Natlonalrat wurde ein Referendum angekündigt, welches von der 
Unken, den Grünen und der EVP-EDU-Fraktion unterstützt wurde. 
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3. Condense des deliberations 

02.422 Initiative parlementaire (Hegetschwller Rolf). Heures d'ouverture 
des commerces dans les centres de transports publics 

Rapport de la Commission des transports et des telecommunications de Conseil national (CTT-CN): 
11.11.02 
Rapport de la Commission de l'economie et des redevances du Conseil national (CER-CN): 17.02.04 (FF 
20041485) 
Avis du Conseil federal: 05.03.04 (FF 20041493) 

Situation Initiale 

Le 15 mars 1998, 79 % des electeurs du canton de Zurich acceptaient par votation une modification de 
la loi sur les jours de repos officiels et sur les heures de vente dans les commerces de detail. Aux ter­
mes de cette modiflcation, les commerces qui se trouvent dans les surfaces des gares peuvent etre 
ouverts les jours de repos officiels entre 6 h et 20 h. 
L'Office de l'economie et du travail cantonal de Zurich a alors communique aux cercles interesses que 
les entreprises concemees pouvaient desormais employer du personnel le dimanche sans devoir solli­
citer un permis des autorites, conformement a l'article 26 de l'ordonnance 2 relative a la loi sur le tra­
vail. Cette decision a ete attaquee aupres du trlbunal adminlstratif de Zurich par differents syndicats. 
L'arret du tribunal administratif a a son tour fait l'objet d'un recours aupres du Tribunal federal. 
Le Tribunal federal a enonce dans son arret du 22 mars 2002 les conditlons precises auxquelles las 
services accessoires des gares pouvaient occuper du personnel le dimanche. II a ainsi defini les be­
soins des voyageurs selon l'article 26 de l'ordonnance 2 relative a la loi sur le travail et fixe a quelles 
conditions il est possible d'occuper du personnel le dimanche dans las commerces des gares. De 
nombreuses entreprises dans la gare de Zurich ne remplissent pas ces conditions et, bien qu'elles 
aient l'autorisation d'ouvrir le dimanche, alles ne peuvent occuper du personnel de vente ce jour-la. 
Elles doivent soumettre une demande de permis de travall du dimanche au Seco, permls qui leur a 
finalement ete refuse. Ces entreprises se sont toutefois vues accorder un delai transitoire jusqu'a la fin 
2004. 
Suite a. cet arret du Tribunal federal, le conseiller national Rolf Hegetschweiler (AL, ZH) a depose le 17 
avril 2002 une initiative parlementaire qui reclame la revision des dispositions legales de maniere a. 
permettre a tous les magasins dans las centres de transport publics d'occuper du personnel tous les 
jours de la semaine sans requerir de permis. L'initiative prevoyait une adaptation de l'art. 39, al. 2, de 
la loi sur les chemins de fer (LCdF). Le 29 septembre 2003, le Conseil national a donne suite a 
!'initiative parlementaire sur proposition de la Commission des transports et des telecommunications 
par 87 contre 43 voix. L'initiative parlementaire a ete confiee a la Commission de l'economie et des 
redevances afin que cette demiere elabore un projet. La Commission a decide lors de sa seance du 
26 janvier 2004 d'adapter la loi sur le travail (L Tr) plut0t que la loi sur les chemins de fer. Elle a elabore 
lors de sa seance du 16 fevrier 2004 un projet en collaboration avec le Secretariat d'Etat a. l'economie, 
l'Office federal des transports, le bureau de la consommation et le secretariat de la Commission de la 
concurrence. 
La majorlte de la Commission s'est prononcee en faveur du projet de revision. La proposition de non­
entree en matiere de Jean-Claude Rennwald (S, JU) a ete rejetee par 18 voix contre 7, tandis qua la 
proposition de Remo Gysin (S, BS) qui preconisait la conclusion d'une convention collective de travail 
comme condition prealable au travail dominical, l'a ete par 16 voix contre 8. 

Oellberatlons 

29-09-2003 CN Decide de donner suite a. !'initiative. 
16-03-2004 CN Decision conforme au proJet de la commission. 
09-06-2004 CE Renvoi a. la commission. 
30-09-2004 CE Adhesion a la decision du Conseil national. 
08-10-2004 CN La loi est adoptee en votation finale. (109:65) 
08-10-2004 CE La loi est adoptee en votation finale. (30:10) 

Les arguments de la majorite de la commission de transports et des telecommunlcations - contribution a 
un meilleur developpement des CFF, de l'emploi et de l'economie - ont porte et c'est par 87 voix 
contre 43 que le Conseil national a decide, en automne 2003, de donner suite a. !'initiative. 
En mars 2004, le debat d'entree en matiere a vu s'affronter les partisans et adversaires de !'Initiative. 
Las premiers se sont declares soucieux de clarifier une situation qualifiee d'absurde et ont defendu 
!'initiative au nom de l'economie. Les seconds ont denonce une nouvelle manifestation de dereglemen-
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tation, un premier pas vers la generalisation des ouvertures dominicales ainsi qu'une attelnte tonda­
mentale au statut privilegie du dimanche. 
La proposition de la minorite de la commission de ne pas entrer en matiere a ete rejetee par 115 voix 
contre 64. Presque tous les socialistes, les membres du groupe evangelique et quelques democrates­
chretiens se sont prononces contre l'entree en matiere, alors que les Verts se divisaient sur le sujet. La 
proposition Andre Daguet (S, BE) de renvoyer l'objet a la commission pour consulter les cantons et les 
partenaires sociaux a, quant a elle, ete rejetee par 105 voix contre 75. 
Dans la discussion par article, la minorite de la commission emmenee par Remo Gysin (S, BS) souhai­
tait soumettre l'ouverture des magasins dans les grandes gares a des conventions collectlves. Cette 
proposition a ete rejetee par 94 voix contre n. 
Par 23 volx contre 12, le Consell des Etats a accepte une proposition de renvoi a la commission de 
Pierre-Alain Gentil (S, JU). A la session d'automne 2004, apres avoir, comme elle avait ete invitee a le 
faire, consulte les cantons et reexamine la question, la Commission de l'economie et des redevances 
du Conseil des Etats a, dans sa majorite, propose de se rallier au Conseil national. Le porte-parole de 
la commission a oriente les senateurs sur les conditions de travail et sur la modification prevue de 
l'article 26bis l'ordonnance 2 relative a la loi sur le travail, laquelle detinirait les centres de transports 
publics en tenant compte du chiff re d'affaires ou de l'importance regionale. La propositlon de la mlnori­
te detendue par Alain Berset (S, FR) pour lier l'ouverture des commerces le dimanche dans les gares 
a la conclusions d'une convention collective a ete rejetee par 29 voix contre 9 et au vote sur 
l'ensemble, la modification de la loi sur le travail a ete acceptee par 28 voix contre 1 0. 
Dans la foulee, les senateurs ont accepte une motion de la CER-CE, laquelle charge le Conseil federal 
de soumettre aux Chambres federales une base legale, qui, dans le cadre de la legislation cantonale 
sur l'ouverture des commerces de detail et des entreprises de prestations de services, permettrait 
d'occuper des travailleurs le dimanche et reglerait la protection de ces travailleurs. 
Avant la votation finale au Consell natlonal, un reterendum soutenu par la Gauche, les Verts et les 
evangelistes est annonce. 



29. September 2003 

Amtllches Bulletln der Bundesveraammlung 

Nationalrat 

02.422 

Parlamentarische Initiative 
Hegetschweiler Rolf. 
Ladenöffnungszelten in Zentren 
des öffentllcllen Verkehrs 
Initiative parlementalre 
Hegetschweiler Rolf. 
Heures d'ouverture des commerces 
dans les centres de transports publlcs 

Erste Phase - Premiere etape 

~=j~'.&~8204 02 

11:lf!W~rA\\föl 

02.422 

NatlonalratlConl national 29.09.03 (En!lte Phase - Premiere elape) 

Antrag der Mehrheit 
Der Initiative Folge geben 

Antrag der Minderheit 
(de Dardel, Aeschbacher, Fehr Jacqueline, Hämmerle, Hol­
lenstein, Jossen, Pedrina) 
Der Initiative keine Folge geben 

Proposition de la majorite 
Donner suite il !'initiative 

Proposition de /a minorite 
(de Dardel, Aeschbacher, Fehr Jacqueline, Hämmerte, Hol­
lenstein, Jossen, Pedrina) 
Ne pas donner sulte ä !'initiative 

Hegetschweller Rolf (R, ZH): Meine Parlamentarische lni• 
tiative betrifft Verkaufsgeschäfte in Zentren des öffentlichen 
Verkehrs, also Läden in grossen Bahnhöfen. Sie will stos­
sende Differenzen bez0glich Ladenöffnungszeiten und An­
stellungsbedingungen des Verkaufspersonals beseitigen. 
Lange Zeit konnten die Läden In grossen Bahnhöfen länger 
offen halten als die Verkaufsgeschäfte ausserhalb. Inzwi­
schen wurden die Ladenöffnungszelten aber weitgehend li· 
berallslert. 
Ein Bundesgerichtsentscheid vom März 2002 hat nun wie• 
der eine Ungleichbehandlung geschaffen, die stossend ist 
und sowohl bei den SBB, den Ladenbetreibern wie beim 
Personal auf Unverständnis stösst. Für die Ladenöffnungs­
zelten sind in erster Linie die Kantone und Gemeinden zu­
ständig. Eine Ausnahme bilden die Verkaufsgeschäfte in 
und an Bahnhöfen. Gemäss Artikel 39 des Eisenbahngeset­
zes können Bahnunternehmungen so genannte Bahnneben­
betriebe einrichten, wenn diese den Bed0rfnlssen der Kun­
den entsprechen. Die Zuständigkeiten für Öffnungszeiten 
von Ladengeschäften allgemein und von solchen in Bahnhö­
fen sind also unterschiedlich. 
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Diese unterschiedliche Zuständigkeit fllhrt nun zur stossen­
den Situation, dass Läden in Bahnhöfen nach kantonalem 
Recht zwar offen halten könnten, aber nach Bundesrecht am 
Sonntag kein Personal beschäftigen dOrfen. FQr bestimmte 
Betriebe sieht das Gesetz zwar Ausnahmen von diesem 
Verbot vor. Weil fQr die Definition dieser Ausnahmen zwei 
unterschiedliche Begriffe, nämlich «Betriebe für Reisende» 
und «BedOrfnisse der Reisenden», für ein und dieselbe Sa­
che verwendet werden, hat sich das Bundesgericht bereits 
mehrmals mit dieser Sache befassen mOssen. Da, wie ge­
sagt, in den letzten Jahren viele Kantone ihre Ladenöff­
nungszelten llberallslert oder die entsprechenden Vorschrif­
ten ganz abgeschafft haben, ist der erwähnte Konflikt mit 
dem Arbeitsgesetz entstanden, was kein Mensch begreift. 
In der Praxis fahren diese Unklarheiten dazu, dass Tankstel­
lenshops, die ein immer grösseres Sortiment anbieten, wie 
Pilze aus dem Boden schiessen. Die Kantone, die das Ge­
setz vollziehen sollten, stellen sich auf folgenden Stand­
punkt: Wenn die Ladenöffnungszeiten durch eine Volksab­
stimmung liberalisiert werden, wäre es lächerlich, aufgrund 
des Arbeitsgesetzes die Beschäftigung von Personal zu ver­
bieten. 
Was die BedQrfnlsse der Reisenden sein sollen, haben bis 
jetzt also die Richter, nicht die Bahnkunden entschieden: 
Socken und Stnlmpfe ja, Hemden und Krawatten nein; 
Schuhsohlen reparieren ja, aber Schuhe verkaufen nein; 
Reisegepäck ja, Reisepullover nein; Weine und Spirituosen 
ja, aber nur sofern sie von Lebensmittelgeschäften verkauft 
werden, Weine und Spirituosen nein, sofern sie von einem 
Weingeschäft verkauft werden. Die Liste Hesse sich beliebig 
fortsetzen. 
FOr das Verkaufspersonal In den Zentren des öffentlichen 
Verkehrs bedeutet die ständige Diskussion Ober die Zuläs­
sigkeit der Sonntagsarbeit eine enorme Verunsicherung. 
Wenn das Seco keine Ausnahmebewilligungen erteilte, so 
wären allein in den Bahnhöfen ZOrich Hauptbahnhof und 
Stadelhofen Ober 100 Arbeitsplätze gefährdet Das Problem 
Ist aber In Bern, Basel, Genf, Lausanne und Lugano genau 
dasselbe, und in Bahnhöfen und Flughäfen wären gesamt­
schweizerisch weit mehr als 1 ooo Arbeitsplätze gefährdet. 
Das Verkaufspersonal erleidet durch die Sonntagsarbeit In 
den Zentren des öffentlichen Verkehrs keine Nachteile, Im 
Gegenteil: Beim Verkaufspersonal sind die Sonntagsarbelt&­
elnsätze sehr beliebt, weil sie einen Lohnzuschlag sowie ei­
nen freien Tag unter der Woche bringen. Viele Teilzeitange­
stellte wollen sogar ausschliesslich an Sonn- und Feiertagen 
arbeiten. 
Die mit dem Vorstoss angestrebte Teilrevision von Artikel 39 
des Eisenbahngesetzes soll Klarheit bringen und den als 
Bahnnebenbetriebe qualifizierten Unternehmen, unabhängig 
von Branchen- und Sortimentsbeschränkungen, den Sonn­
tagsverkauf ermöglichen. Die Gesetzesänderung soll den 
Bahnunternehmen gesarntachweizerisch klare Leitplanken 
für die inskOnftige Nutzung bringen. Nicht jede kleine Bahn• 
station soll als Zentrum des öffentlichen Verkehrs gelten. 
Dies soll nur fQr Bahnhöfe mit Oberregionaler Bedeutung 
Geltung haben, In welchen SchnellzOge oder S-Bahnen Halt 
machen und weiche ein entsprechend zahlreiches, durch­
mischtes Publikum aufweisen. Im Weitem geht es auch Im 
Interesse des öffentlichen Verkehrs und der Bahnkundschaft 
darum, die Bahnhöfe als attraktive, belebte und entwick­
lungsfähige Standorte zu erhalten und zu fördern. Die vorge­
schlagene Gesetzesänderung hat keinen Wildwuchs von 
Bahnnebenbetrieben zur Folge. Standortgemeinden und 
Konkurrenten kömen bei den elsenbahnrechtlichen Auf­
sichtsbehörden eine ÜberprOfung der Qualifikation als Bahn­
nebenbetriebe verlangen. 
Ich bitte Sie also Im Interesse aller Betroffenen - also der 
SBB, der Geschäftsbetriebe, des Verkaufspersonals und vor 
allem auch der Bahnkunden --. die Parlamentarische Initia­
tive zu unterstOtzen. 

de Dardel Jean-Nils (S, GE): Ceux qui ont ecoute M. He­
getschweiler auront compris que l'auteur de !'initiative parle-
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mentaire a fait une proposltion qui est une reactlon a un 
arrAt du Tribunal federal du 22 mars 2002. Le Tribunal fede­
ral, dans cet arrAt, a considere que certains commerces de 
la gare de Zurich ne pouvaient pas employer des salarles le 
dimanche. 
De l'avis de la minorlte, l'lnitlatlve parlementalre Heget• 
schweiler est mal conque, mal formulee et mal pensee. M. 
Hegetschweiler attribue en effet a la loi federale sur les che­
mins de fer ce qui resulte en reallte de l'application de la loi 
sur le travail. C'est d'allleurs une erreur d'aiguillage qui a 
condult cette initiative a la Commission des transports et des 
telecommunications, parce qu'elle aurait dO Atre transmlse a 
la Commission de l'economie et des redevances. 
II est clair que les legislations cantonales sur la fermeture 
des commerces ne s'appliquent pas dans les gares CFF, 
mals la loi sur le travall s'y applique et elle ne permet pas 
l'emploi de salaries le dlmanche dans les cas ou l'entreprlse 
ne foumlt pas des servlces ou des marchandises qul repon­
dent aux besoins particullers des voyageurs. Dans l'am\t du 
22 mars 2002, que M. Hegetschweller n'alme pas, le Tribu­
nal federal a simplement confirme cette regle. 
De l'avis de la minorite, il s'aglt d'une tres bonne jurlspru­
dence du Tribunal federal pour plusieurs ralsons. 
D'abord, le refus en votation populaire de la lol sur le travall, 
en 1996, est tres largement trlbutalre de la questlon du tra­
vail du dimanche et du prlnclpe de l'interdictlon du travall du 
dimanche. On peut donc dire que cette lnterdlctlon, prevue 
par la lol sur 18 travail, a une tres grande legitimlte populalre 
et democratique. D'allleurs, l'arr&t du Tribunal federal com­
battu par M. Hegetschweller conflrme cette legltimlte. 
Ensulte, les votations populalres cantonaies en septembre 
2002 a Bäle, Zoug et Soleure, ont montre un attachement 
d'une bonne partie de la population suisse a la reglemen­
tation des heures d'ouverture des magaslns, y compris le 
dimanche -- donc, avec non-ouverture des magaslns le dl­
manche--, ce qui va tres exactement a l'encontre de la con­
ception de !'initiative. En reallte, ll s'aglt d'une initiative «zu­
richo-zurichoise» qui considere manifestement que ce qui se 
passe a Zurich vaut necessalrement pour toute la Suisse. 
M. Hegetschweller pretend aussl que les emplois dans le 
secteur de la vente de detail sont mls en danger par cet arrAt 
du Tribunal federal. En reallte, le travail du dimanche dans 
les gares proflte essentiellement aux grandes chatnes com­
merciales, et non pas aux petltes ou moyennes entreprises. 
II donne aux grandes chaines commerci~les un avantage 
dans la concurrence au prejudice des PME, ce qul condult 
tendanclellement a des pertes d'emplols et non pas il. une 
augmentation des emplois, comme le pretend faussement 
l'auteur de !'Initiative. II est donc faux de pretendre que 
l'ouverture du dimanche cree des emplois. Cela cree surtout 
des coOts supplementalres payes par les consommateurs et 
par une augmentatlon des prlx, des prix payes par les con­
sommateurs ou payes par de mauvalses condltlons de tra­
vall ou de bas salalres qul dolvent Atre supportes par les 
salaries de ces entreprises. 
Le probleme souleve par M. Hegetschweiler ne conceme 
pas seulement les gares et les gares CFF, mals aussi les 
stations-servlce sur les grandes routes, les stations de 
transports publics et les aeroports. Dans tous ces secteurs, 
comme dans les gares, il y a tres peu de conventlons collec­
tlves, les salalres sont bas, ies horalres de travall longs et ir­
reguliers et quand II y a travail du dlrnanche, les conditions 
de travail sont pires encore. 
Pour toutes ces raisons, nous vous recommandons de sui­
vre l'avis de la mlnorlte et de ne pas donner suite il. cette Ini­
tiative parlementalre. 

Bezzola Duri (R, GA), fQr die Kommission: Bel der Parla­
mentarischen Initiative Hegetschweller geht es um die Lä­
den in den Bahnhöfen, um die unbefriedigende Situation im 
Zusammenhang mit den Ladenöffnungszelten. Die Situation 
ist vor allem deshalb unbefriedigend, well Unternehmungen 
in Bahnhöfen und Flughäfen Ihre Geschäfte an Sonntagen 
offen halten können, Personal aber nicht oder nur mit Aus-
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nahmebewilligungen beschäftigen können. Unbefriedigend 
ist die Situation aber auch, weil Autobahnraststätten- und 
Tankstellenshops nicht die strengen arbeitsgesetzllchen 
Bestimmungen einhalten müssen. Unbefriedigend ist die 
Lage aber auch nach dem Bundesgerichtsentscheid vom 
22. März 2002. Das Bundesgericht will Im Wesentlichen 
seine bisherige restriktive Praxis zementieren und diese 
Praxis auch für die Flughäfen bestätigen. 
Welche Position nimmt die Kommissionsmehrheit ein? Mit 
1 O zu 7 Stimmen bei 2 Enthaltungen beantragt die Kommis­
sion, der Parlamentarischen Initiative Hegetschweiler Folge 
zu geben. Dies aus folgenden Gründen: Die Entwicklung der 
letzten Jahre hat landesweit eine Liberalisierung der Laden­
öffnungszelten gebracht. Diese Liberalisierung steht in Wi­
derspruch zum bestehenden starren Verbot der Sonntags­
arbeit im Arbeitsgesetz. Diese starre Haltung hat zu einer 
unhaltbaren Situation in den Zentren des öffentlichen Ver­
kehrs geführt. Die Läden an Bahnhöfen auch an Sonntagen 
offen zu halten entspricht natürlich einem Bedürfnis der Ge­
schäfte, der Arbeitnehmer, der Bahnen und damit des öffent­
lichen Verkehrs der Kantone und Gemeinden, vor allem aber 
auch der ganzen Bevölkerung. Es könnten damit Arbeits­
plätze erhalten und neue geschaffen werden. Auch die Si­
cherheit für alle Reisenden kann durch flexible Ladenöff• 
nungszeiten in Bahnhöfen nachweislich erhöht werden. Die 
Mehrheit der Kommission hält zudem fest, dass die Förde­
rung der Läden In den Zentren des öffentlichen Verkehrs 
auch raumplanerisch und umweltpolitlsch sinnvoll ist, weil 
diese in einer starken Konkurrenz zu den Tankstellen- und 
Autobehnraststättenshops stehen, in welchen dem Automo­
bilisten an sieben Tagen die Woche das volle Verkaufssorti­
ment angeboten wird. 
Nun noch kurz zur Position der Minderheit - Kollege de Dar­
del hat das bereits erwähnt -: Die Minderheit der Kommis­
sion wehrt sich grundsätzlich gegen eine Aushöhlung des 
Arbeitsgesetzes. Sonntagsarbeit sei sehr oft mit unbefriedi­
genden Arbeitsverhältnissen verbunden. Ohne sozialpoliti­
sche Leitplanken sei Sonntagsarbeit undenkbar. Sonntags­
verkäufe generierten gemäss Minderheit keinen zusätzli­
chen Mehrwert, sondern die gleichen Verkäufe würden Ober 
einen längeren Zeitraum erfolgen. Die Sonntagsarbeit solle 
nur für Tätigkeiten zugelassen werden, die den BedOrfnls­
sen der Reisenden dienen. 
Die Mehrheit der Kommission kommt zum Schluss, dass 
hier Handlungsbedarf besteht, und zwar im Sinne einer Li­
beralisierung der Öffnungszeiten, insbesondere in Zentren 
des öffentlichen Verkehrs. 
Zum gegenwärtigen Zeitpunkt ist noch nicht abschliessend 
geklärt, in welches Gesetz die Ausnahmebewilligung für den 
Sonntagsverkauf In Zentren des öffentlichen Verkehrs auf­
genommen werden soll - ob Ins Arbeitsgesetz oder Ins Ei­
senbahngesetz -, weil mehrere Ebenen beteiligt sind. Far 
die Ladenöffnungszeiten sind grundsätzlich die Kantone und 
Gemeinden zuständig; der Bund definiert die arbeits- und 
sozialpolitische Vorgabe zur Sonntagsarbeit Im Arbeitsge­
setz; und die SBB bzw. die Bahnen sind fOr die Einrichtung 
von Nebenbetrieben in den Bahnhöfen zuständig. Dazu 
kommt, dass viele Kantone in den letzten Jahren ihre Laden­
öffnungszeiten weitgehend liberalisiert haben. 
Im Namen der Kommissionsmehrheit bitte ich Sie, der Parla­
mentarischen Initiative Hegetschweiler Folge zu geben. 

Aeschbacher Ruedi (E, ZH): Herr Bezzola, Sie haben ge­
sagt, die Erweiterung der Ladenöffnungszeiten in der Nacht 
und an Sonntagen schaffe wirtschaftliche Vorteile und vor al­
lem Arbeitsplätze. Da muss ich Sie fragen: Haben Sie den 
Eindruck, dass durch die Erweiterung der Ladenöffnungszei­
ten auch nur ein Franken mehr In den Portemonnaies der 
Bevölkerung vorhanden Ist, mit dem dann ein grösserer Um­
satz erzielt werden kann? Der Kuchen ist doch Immer gleich 
gross, und die Leute können nicht mehr ausgeben, auch 
wenn sie am Sonntag noch einkaufen können. 

Bezzola Duri (R, GR), für die Kommission: Es geht hier ja 
um die Befriedigung von Kundenbedürfnissen. Es hat sich 
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gezeigt, dass man am Sonntag und am Abend einkaufen 
will, sonst worden ja nicht die Autobahnraststätten- und 
Tankstellenshops florieren. Es geht auch darum, dass man 
nicht das Auto benOtzen und in die Tankstellenshops fahren 
muss, um am Sonntag einzukaufen, sondern dass man 
diese Einkäufe im Bahnhof tätigen kann. Dies Ist nicht zu­
letzt auch umweltpolitisch vernOnftlg. 

Polla Barbara (L, GE), pour la commission: Pour que les 
commerces pulssent oommercer, se developper et oontri­
buer a l'emploi, a la relance et a Ja satisfaotlon des clients, 
ils doivent premierement Atre ouverts et deuxiemement pou­
voir engager du personnel durant les heures d'ouverture. Un 
commeroe, mAme ouvert, ne peut pas repondre a la mission 
qui est la slenne s'il est vide paroe qu'il n'y a pas de vendeur 
et que, par consequent, il est vlde parce qu'il n'y a pas de 
clients. C'est en substance ce que nous dit M. Hegetschwei­
ler avec son initiative parlementalre qui se ooncentre tout 
particullerement sur les services accessoires, alnsi definis 
par les entreprises de chemins de fer, et sur l'ouverture du 
dimanche. 
Concretement, M. Hegetschweller s'inquiete de l'efficacite 
commeroiale des magasins des gares et plus particuliere­
ment, evidemment, des gares de Zurich. Mals cecl oonceme 
bien l'ensemble du pays et pour repondre au porte-parole de 
la minorite, M. de Dardel, je dirai ceci: quand bien mime 
cela ne concernerait que Zurich, cela nous ooncernerait tous 
dans ce Parlament, si tant est que la devlse de notre pays 
est: «Un pour tous, tous pour un». M. Hegetschweiler argu­
mente - aveo ralson, selon la majorlte de la commisslon -
que des magasins ouverts avec des vendeurs au travall, 
cela favorise les gares, cela favorise les CFF, cela fait vivre 
les gares au propre comme au figure et cela augmente aussi 
la securlte des personnes. C'est un plus pour les gares et 
pour les citoyens en general. C'est bien pourquol ranit du 
Tribunal federal du 22 mars 2002, dont on vous a deja parle, 
conflrmant que certains magaslns des gares zurichoises ne 
pouvaient plus employer de vendeurs le dimanche, a susclte 
de vives interrogations, voire la consternation. 
II est vrai que la definltion de servlces acoessoires est deli­
cate et que la questlon de savoir lesquels des magasins des 
gares ont effeotivement cette qualite de «servlces accessoi­
res» pour les chemlns de fer, pose probleme, mais c'est blen 
pour cela que la majorite de la commission vous propose de 
donner suite a cette initiative parlementaire dans la premiere 
phase, pour pouvoir avancer par rapport a cette question. 
Cette question a deJa falt l'objet d'interventions relterees et 
de critiques du Tribunal federal ainsi que de plusieurs revl­
sions partielles qui rendent compte du paradoxe actuel: les 
magasins sont autorlses a ouvrir, mais il leur est interdit 
d'employer du personnel. Devant un tel paradoxe, II parait 
des plus logiques de donner suite de fa90n a pouvolr, quels 
que soient ensuite les resultats des travaux de la commis­
sion, arriver a une situation plus satisfalsante. 
La majorite de la commission souhalte donc que nous don­
nions suite a !'initiative parlementalre et que nous trouvlons 
une solutlon adequate qul tienne compte de l'interAt bien 
compris de la majorite des cltoyens. 
II est d'ailleurs a relever que le SECO est actuellement a la 
recherohe d'une solution globale qui soit acoeptable aussi 
bien pour les partenaires sociaux, pour les oantons que pour 
la Commisslon federale du travail. Une teile convergenoe 
est Indispensable a une meilleure acceptabllite de l'lnitlative 
parlementalre Hegetschweller, mais il n'y a pas iieu de pre­
sumer, avant d'avolr essaye, qu'une teile convergence ne 
peut pas Atre trouvee entre les partenalres soclaux, les oan­
tons et 1a Commlsslon federale du travail. 
Une mlnorlte de la commission, comme M. de Dardel vous 
l'a expose, demande ne pas donner sulte a l'inltlative. Elle 
estlme que le travail dominical est globalement lnsatisfalsant 
pour le travailleur, que ce type de travail favorise les bas sa­
laires et le travail sur appel. Elle argumente egalement, 
comme l'a falt M. Aeschbacher, que le travail dominical ne 
genere pas un chiffre d'affaires specifique, mais aboutit sim­
plement a l'etalement du chiffre d'affaires hebdomadaire 
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realise en l'absence de travail dominical; mais en fait, 1a ma­
Jorite des etudes qui ont analyse !es effets sur le chlffre d'af­
faires d'heures supplementaires d'ouverture des magaslns, 
tendent a prouver le contraire. D'une fayon generale, la mi­
norite estime que le travail dominical est contraire aux lnte­
r6ts des employeurs. 
M. de Dardel a encore soullgne que l'emploi etait favorise 
plutOt dans les grandes entreprises, mals la majorite de la 
commission retiendra que l'emploi, en ce moment, est bon a 
prendre dans les grandes comme dans les petites entrepri­
ses. 
En regard des besoins des citoyens, de la contribution a un 
mellleur developpement des CFF, de l'emploi, de l'economle 
et potentiellement de la reprise, il faut que nous donnions 
suite a !'initiative et que nous trouvions une solutlon avanta­
geuse pour tous. 
M. de Dardel nous a dit que cette Initiative etait mal cont;ue. 
Elle n'est peut-6tre pas parfaltement formulee, c'est blen 
pour cela que nous voulons donner suite en premlere phase. 
Elle n'est certalnement pas mal pensee, parce que devant 
un tel paradoxe, II nous parait Indispensable de donner 
sulte. On nous a egaiement perle d'erreur d'aigulllage a pro­
pos du type de lol qu'il fallalt modifler, mals justement, le falt 
de donner sulte en premlere phase pourrait servir, le cas 
echeant, a reparer de potentielles erreurs d'aigulllage. 
La majorite de la commission vous recommande donc, en 
vous rappelant que nous sommes en premlere phase - II 
s'agit a ce stade de donner suite -, de nous mettre au travail 
pour concretiser cette Initiative et de trouver les mellleures 
solutions pour l'ensemble des parties concernees. 

Abstimmung- Vote 
FOr Folgegeben .... 87 Stimmen 
Dagegen .... 43 Stimmen 
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Parlamentarische Initiative 
Hegetschweller Rolf. 
Ladenöffnungszelten in Zentren 
des öffentllchen Verkehrs 
Initiative parlementaire 
Hegetschweiler Rolf. 
Heures d'ouverture des commerces 
dans les centres de transports publics 

Zweite Phase - Dewdeme etape 
l;lomlchunqsdatum 1104.02 
Date de dep6t 17.04.02 
Bericht KYE-NB 11.11.02 
Bg>ort CTT-CN 11.11.02 
Nattonalratteonsell national 29.09.03 (Erste Phase - Premiere etape) 

Bericht WAK-NR 17.02.04 (881) 
Rapport CER-CN 17.02.04 (FF) 
Stellungnahme des Bundesrates 05.03.04 (881) 
Avis du ConseU Nderal 05.03.04 (FF) 
Nat!onalraf/Consen natlonal 16.03.04 (Zweite Phase - Oewdeme etape) 

Antrag der Mehrheit 
Eintreten 

Antrag der Minderheit 
{Rennwald, Daguet, Fässler, Leutenegger Oberholzer, 
Rechsteiner Paul, Strahm) 
Nichteintreten 

Antrag Daguet 
Rockweisung an die Kommission 
mit dem Auftrag, bei den Kantonen und den Sozialpartnern 
eine Vernehmlassung durchzuführen. 

Proposition de 1a majorite 
Entrer en matiere 

Proposition de la minorite 
{Rennwald, Daguet, Fässler, Leutenegger Oberholzer, 
Rechstelner Paul, Strahm} 
Ne pas entrer en matiere 

Proposition Daguet 
Renvoi a la commission 
avec mandat de consulter les cantons et les partenaires so­
ciaux. 

Maltre Jean-Philippe (C, GE), pour la commission: Vous 
vous en souvenez, le 29 septembre 2003, notre conseil, par 
87 voix contre 43, a donne suite a !'initiative parlementaire 
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Hegetschweiler qui a pour but de permettre aux services ac­
cessoires dans les gares, qui sont les centres de transport 
public, d'occuper du personnel tous les jours de la semaine, 
y compris le dimanche. !.'.initiative prevoyait une adaptation 
de l'article 39 alinea 2 de la lol federale sur les chemins de 
fer. 
En deuxieme phase, la commission a deckle de modifier la 
loi sur le travail plutöt que la loi sur les chemins de fer, et elle 
a adopte le projet qui vous est soumis, par 15 voix contre 7 
et 1 abstention. 
Quelle est l'origine de ce projet? L'.article 39 allnea 2 de la loi 
sur les chemlns de fer prevolt que «les disposltions cantona­
les et communales en matiere d'heures d'ouverture et de 
fermeture ne sont pas applicables aux services definis par 
les entreprises de chemins de fer comme services accessoi­
res». La question de savolr quelles entreprises repondent a 
la deflnltion de services accessoires dans les gares a donne 
lieu, II taut le dire, depuls l'entree en vigueur de 1a loi sur les 
chemins de fer en 1957, ade nombreuses discussions et 
decisions judiciaires. A la sulte d'un anflt du Tribunal federal 
de 1997 {cf. ATF 123 II 317ss.), notre Parlament a revise 
cette dlsposltion legale {art. 39 LCdF), et selon la nouvelle 
teneur de cet artlcle, les entreprises de chemins de fer sont 
autorisees a installer des services accessolres dans les ga­
res et dans les trains, pour autant que ces services solent 
destines a repondre aux besoins de la cllentele des chemins 
de fer. Ainsi, les dispositlons cantonales et communales en 
matiere d'heures d'ouverture et de fermeture ne sont pas 
applicables aux servlces definls par les entreprises de che­
mlns de fer comme services accessolres. En revanche, ces 
services sont soumis aux autres dispositions de pollce en 
matiere commerciale, sanitaire, economique, etc., de mAme 
bien entendu qu'aux reglementations sur les rapports de tra­
vail declarees obligatolres le cas echeant par les autorltes 
competentes. 
Puls il y a eu un nouvel arrAt du Tribunal federal - c'etait le 
22 mars 2002 -, dans lequel notre Haute Cour a confirme sa 
pratique restrictive et a juge la revision legislative de 1998 
comme peu claire. II a persiste a deflnir de maniere limitative 
ce qu'il taut entendre par «biens„ et «services accessoires». 
A cette occasion, le Tribunal federal a marque un certain as­
souplissement sur un seul crltere, celul de la taille des sur­
faces de vente dans les magasins d'alimentation et dans les 
pharmacies. 
Dans un deuxieme arrAt, du 22 mars 2002, le Tribunal fede­
ral a confirme cette pratique pour une entreprise de l'aero­
port de Zurich-Kloten, la situation des aeroports etant 
assimilee a celle des gares. Ainsi, diverses entreprises dans 
les gares et dans les aeroports pourraient ouvrir le dlman­
che, mals ne pourraient pas occuper du personnel de vente, 
et cela bien que dans le canton concerne, en l'occurrence 
Zurich, le peuple alt approuve, lors de deux votations en 
1998 et en 2000, le princlpe de l'ouverture de commerces 
dans des centres de transports publlcs. 
La revision legale qui est proposee a essentlellement pour 
but de clarifier la sltuation et ainsi d'autoriser les commerces 
et entreprises de prestatlons de services dans les centres de 
transports publics a employer du personnel le dimanche, 
sans restriction d'assortiment ou de blens vendus. Le projet 
qui vous est propose prevoit donc une modlfication de rarti­
cle 27 alinea 1ter de la loi sur le travail, dont la teneur est la 
suivante: "Les magasins et entreprlses de prestations de 
services sltues dans les gares qui .... sont des centres de 
transports publlcs ainsi que dans les aeroports peuvent oc-­
cuper des travailleurs le dimanche.» La definltion des maga­
sins qui peuvent occuper du personnel le dlmanche, sans 
autorisation, dans les gares, n'est ainsi liee qu'a leur sltua­
tion geographique et n'est plus determlnee par les besoins 
des voyageurs. 
Autoriser les magasins des centres de transports publlcs a 
occuper du personnel sans restrictlon d'assortiments ou de 
biens vendus contribuera - comme je l'ai dit - a clarlfler la 
situation. Seules les gares importantes avec beaucoup de 
trafic et des changements de trains frequents, par exemple 
ou se croisent des voyageurs aussi nombreux que varies 
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(travailleurs, ecoliers navetteurs, touristes, excursionnistes, 
personnes qui changent de train ou qui font une brave 
halte), seront considerees comme des centres de transports 
publlcs. Cela exclut que las magasins des petites gares, par 
exemple, puissent occuper sans autre du personnel le di­
manche. La sltuation est egalement clarlflee a un autre tltre, 
en ce sens que les aeroports sont egalement mentionnes 
dans l'article, puisqu'ils constituent des centres de trans­
ports publics. Ainsi, tant a Kloten qu'a l'aeroport international 
de Geneve, les gares et les aeroports en tant que tels, qul 
d'ailleurs ne peuvent plus Aue aujourd'hui clairement diffe­
rencies, beneficieront de cette nouvelle sltuation. 
En ce qui conceme la duree du travail autorisee, le projet du 
SECO prevoyait que les magasins et les entreprises de 
prestations de servlces concemees pourraient occuper des 
travailleurs le dimanche et la nuit jusqu'a 1 heure du matin. 
La commlssion a estime qu'II n'y avait pas de justification 
suffisante pour etendre cette duree de travail autorisee 
jusqu'a 1 heure du matin, heure a laquelle, a l'evldence, il 
n'y a plus de trafic dans les gares concemees et dans les 
aeroports. On se refllre donc a l'application du droit ordi­
naire, en l'occurrence l'article 10 de la loi sur le travail, qui 
distingue comme vous le savez le travail de jour du travail de 
nuit; et s'agissant du travail du solr, il peut avolr lieu jusqu'a 
23 heures. 
Je conclus en rappelant que ce projet a un seul but, c'est la 
clarlfication de la sltuation actuelle. II n'a absolument pas 
pour objet de relancer la question du travall du dimanchlil, 
sur laquelle le peuple s'est prononce en votation federale. 
L:interdlction du travail du dimanche demeure donc la regle. 
La sltuation des grandes gares et des aeroports constitue 
l'exception a cette regle. 
Pour les grandes gares et les aeroports concemes, un re­
tour en arriere a ete juge absolument Impossible par la ma­
jorlte de la commlsslon; un retour en arriere par rapport a la 
pratique actuelle serait absolument incomprehensible. 
1. Les consommateurs aujourd'hul font un usage apprecie 
des posslbllltes offlilrtes dans les gares importantes et dans 
les aeroports. 
2. De tels commerces contrlbuent a malntenir ou a creer des 
places de travail. 
3. Des horaires d'ouverture prolonges sont incontestable­
ment a l'origlne d'une mellleure frequentation, ce qui accrott 
la securlte dans les gares. 
4. t:attractivlte par allleurs des transports publics pour les 
pendulalres est augmentee. 
5. Enfin, une meilleure rentabillte des commerces dans les 
gares induit des redevances absolument non negllgeables 
pour les CFF. 
Voila les ralsons pour lesquelles 1a majorlte de la commls• 
sion vous recommande d'entrer en matiere. Nous revien­
drons ulterieurement sur les differentes proposltlons, apres 
que leurs auteurs auront pu les developper. 

Wandfluh Hansruedi (V, BE), fOr die Kommission: Bei der 
parlamentarischen Initiative Hegetschweiler geht es um die 
Beschäftigung des Personals in Zentren des öfflilntlichen 
Verkehrs. Wir befinden uns bei dieser Initiative in der zwei­
ten Phase. Die erste Phase haben wir abgeschlossen: Am 
29. September des letzten Jahres beschloss der Nationalrat 
auf Antrag der Kommission fQr Verkehr und Fernmeldewe­
sen mit 87 zu 43 Stimmen, dieser parlamenterischen Initia­
tive Folge zu geben. Die parlamenterische Initiative wurde 
der WAK unseres Rates zur Ausarbeitung einer Vorlage zu­
geteilt. 
Die Kommission beschloss an Ihrer Sitzung vom 26. Januar 
dieses Jahres, dass nicht das Eisenbahngesetz geändert 
werden soll, sondern dass das Arbeitsgesetz angepasst 
werden soll. Damit wird erreicht, dass alle Läden in Bahnhö­
fen auch am Sonntag offliln sein können, nicht nur diejenigen 
der Bahnnebenbetriebe. Es Ist also im Prinzip eine Klärung 
der Definition, wer am Wochenende und am Abend seinen 
Laden offen heiten darf. Der örtliche Raum wird definiert, 
und es kommt nicht mehr auf das Produktesortiment an. Wir 
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schaffen hier klare Verhältnisse, eine klare gesetzliche 
Grundlage, und das ist unser Auftrag. 
Worum geht es? Die Bahnuntemehmungen sind heute ge­
mäss Eisenbahngesetz befugt, an Bahnhöfen und in ZOgen 
Nebenbetriebe einzurichten, soweit diese auf die BedOrf• 
nlsse der Bahnkunden ausgerichtet sind. Auf diese Betriebe 
finden die Vorschriften von Kantonen und Gemeinden Ober 
die Öffnungs- und Schliessungszeiten keine Anwendung. 
Hingegen unterstehen sie den Obrigen Vorschriften der Ge­
werbe-, Gesundheits- und Wirtschaftspolizei sowie den von 
den zuständigen Behörden verbindlich erklärten Regelun­
gen Ober das Arbeitsverhältnis. 
Das Bundesgericht hat am 22. März 2002 in einem Urteil 
entschieden, dass die Unternehmen im ZOrcher Hauptbahn­
hof und im Bahnhof ZOrlch-Stadelhofen ihre Geschäfte an 
Sonntagen zwar offen halten dOrfen, dass sie aber nur teil­
weise oder nur mit Sonderbewilligung Personal beschäftigen 
dOrfen. Diese unlogische Situation, diese unklaren Verhält­
nisse will Kollege Hegetschweiler mit seiner am 17. April 
2002 eingereichten Initiative beseitigen. 
An der Sitzung vom 17. Februar 2004 hat die WAK einen 
vom Seco ausgearbeiteten Gesetzentwurf beraten. Das Re­
sultat der Beratung Ist In der Vorlage als Artikel 27 Ab­
satz 1ter des Arbeitsgesetzes zu finden. In Zentren des öf­
fentlichen Verkehrs mit grossem Reiseverkehr sollen Ange­
stellte kOnftlg sonntags wie auch nachts bis um 23 Uhr 
beschäftigt werden dOrfen. In der Kommission hat vor allem 
die Dauer der Öffnungszeit zu reden gegeben. Im Entwurf 
des Seco war in Angleichung der Öffnungszeit ans bisherige 
Recht fQr Bahnnebenbetriebe eine Öffnungszeit bis um 
1 Uhr vorgesehen gewesen. Eine Kommissionsminderheit 
wollte die Läden bereits um 22 Uhr schllessen. 
Die jetzt vorliegende Variante - bewilllgungsfreie Abendar­
beit bis um 23 Uhr - stellt In diesem Sinne einen Kompro­
miss dar. Es Ist eine Angleichung ans bestehende Arbeits­
gesetz. Wir machen also hier keine Ausnahmen mehr. Es ist 
den Betriebsinhabern selbstverständlich freigestellt, die Lä­
den frOher als um 23 Uhr zu schllessen. Das muss jeder Un­
ternehmer im Prinzip selber beurteilen können, wie er das 
machen will. 
Wir haben hier einen Nlchtelntretensantrag, und wir haben 
verschiedene Minderheitsanträge. Ich komme nachher auf 
diese speziell zurOok. 
Ich empfehle Ihnen schon jetzt Eintreten auf diese Vorlage. 

Rennwald Jean-Claude (S, JU): Las magasins sltues dans 
les gares et les aeroports pourront-ils bientOt ouvrir leurs 
portes le dimanche sans restrlctlon et quels que soient les 
prodults et les servlces qu'lls offrent a la clientele? Cette 
questlon confine a 1a provocatlon, Monsieur le presldent de 
la Confederation, mais c'est pourtant Ja question qui nous 
est posee aujourd'hui; et 1a majorite de la commlsslon y a re­
pondu par !'affirmative par le blals d'une modiflcation de la 
lol sur le travail, lssue de l'inltlative parlementalre Heget­
schweiler. 
Pour ma part et au nom de la mlnorite de la commlsslon, Je 
vous demande de ne pas entrer en matiere sur ce projet, qul 
est une nouvelle manifestation de 1a poiitique de deregie­
mentation et qul va totelement a l'encontra de nombreuses 
votations populalres qul ont eu Heu ces demieres annees sur 
le sujet. 
II taut rappeler qu'en 1996, les citoyennes et las Citoyens 
suisses avaient rejete a une tres forte majorlte - 67 pour 
cent de non - une revision de la loi sur le travall visant a in­
troduire davantage de flexibilite dans les horaires et l'organi­
sation du travail. Le projet autorisait les patrons de magasin 
a faire travalller leurs employes six dimanches par annee 
sans autorisation et sans devolr foumlr 1a preuve d'un be­
soln urgent. A l'epoque, toutes les analyses avalent montre 
qua l'autorisation de six ventes dominicales avait }oue un 
röle determinant dans le rejet de la loi, plus determlnant que 
d'autres Innovations alles aussl controversees, comme la 
suppression du travall du solr et l'augmentetion du travall 
supplementeire. De plus, en 1998, une deuxieme mouture 



02.422 Conseil national 

de la revision de la loi sur Je travail a ete acceptee par le 
peuple, et on sait que !'Idee de liberallser l'ouverture des 
magasins ie dimanche n'y flgurait pas. 
Par la sulte, de nombreuses tentatives visant a permettre 
l'ouverture des magasins le soir et le dimanche ont regulie­
rement echoue. A l'occasion de trelze scrutins cantonaux, le 
peuple s'est prononce contre la prolongation des heures 
d'ouverture des magasins. II ne s'est trouve des majorites 
favorables a la liberalisation des heures d'ouverture que 
dans quatre cantons, alors qu'a Bäle-Ville et a Geneve, des 
derogations ont ete combinees avec la conclusion d'une 
convention collective de travail. 
Tout cela montre qu'auJourd'hul encore, le dimanche a va­
leur de symbole, qu'II reste un Jour different reserve a la fa­
mille, a la filte, a la meditation, aux lolslrs et, pourquoi pas? 
a la politique. Actuellement, l'ouverture des commerces le 
dimanche reste lnterdite, sauf dans les zones touristiques, 
alors que la loi federale sur les chemins de fer autorise les 
commerces installes dans les gares a ouvrir le dimanche, 
pour autant qu'lls repondent aux besolns des voyageurs. 
Le hie, c'est qua cette lol n'est plus respectee, en particulier 
a Zurlch, dans la mesure ou les klosques et les magaslns de 
petite allmentatlon ne sont plus les seuls a ouvrir sept jours 
sur sept. On y trouve aussi ouverts des magaslns de chaus­
sures, de viltements, d'informatlque, et j'en passe! Cette vo­
lonte de transformer les gares en centres d'achats releve 
non seulement de la provocation, mais aussi de la bitise et 
de la stupidite. 
La majorite de la commission a prls sa decision a la häte, 
sans aucune concertation avec les partenaires sociaux. Tout 
aussl grave, eile se moque du fait que les salaires verses 
aux employes de ces commerces sont souvent tres bas et 
que ceux-ci ne sont generalement pas soumis a une con­
vention collective de travail. 
La majorite de la commission tombe en outre dans la dema­
gogie, lorsqu'elle affirme que cette liberalisatlon va creer des 
emplois, alors qu'on assistera avant tout a des transferts, 
voire a des pertes d'emplois, au detriment des petits com­
merces. !.:Union suisse des detaillants ne s'y est d'allleurs 
pas trompee, puisqu'elle estlme que cette proposition ne 
pourralt qu'apporter des desavantages supplementaires aux 
petltes et moyennes entreprises du commerce de detall. 
Dans ma reglon, plusieurs petits comme,vants m'ont aussi 
fait part de leurs cralntes a ce sujet 
Je crains par allleurs que si l'on ouvre les portes, s'agissant 
du cas precls des magasins dans les gares, on rlsque de de­
raper et d'aboutir dans un deuxleme temps a une llberalisa­
tion generallsee des ventes le dimanche, puisqu'une 
initiative parlementslre Wasserfallen (03.463) demande d'ln­
troduire dans 1a loi sur le travail quatre dimanches de vente 
ne necessitant pas d'autorlsatlon. 
Je trouve enfln qu'il y a une grave lacune dans le dispositif 
de la majorite de la commission, en ce sens qu'on parle de 
liberalisatlon, mais qu'on ne fait aucune proposition de me­
sures d'accompagnement, dans un secteur ou i'on satt pour• 
tant qua de nombreux employes ne sont pas au benefice 
d'une conventlon collective, ou les salaires sont tres bas. 
Ainsi, dans ce domaine, 40 pour cent des femmes en pos­
session d'un certificat federal de capacite gagnent moins de 
3000 francs nets par moisl Et dans ce domaine, le travall sur 
appel est aussi tres repandu. 
Pour toutes ces raisons, je vous invlte, au nom de la minorite 
de la commission, a ne pas entrer en matiere sur cette modi­
fication de la loi sur le travail. 

Daguet Andre (S, BE): Ich möchte zum Nichteintretensan­
trag eventualiter auch noch einen Rockweisungsantrag stel• 
len - ROckweisung an die Kommission mit dem Auftrag, bei 
den Kantonen und den Sozlalpartnem eine Vernehmlassung 
durchzuführen, wie es die Bundesverfassung vorsieht 
Die parlamentarische Initiative Hegetschweiler hatte eine 
Änderung des Eisenbahngesetzes zum Ziel, und zwar in 
einem sehr beschränkten Sinne und als Antwort auf den 
erwähnten Bundesgerichtsentscheid. Die Kommission be-
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schloss dann, stattdessen eine Arbeitsgesetzrevision zu 
machen. Das ist brisant, muss ich sagen, denn eine Arbeits­
gesetzrevision geht wesentlich weiter als das, was seinerzeit 
die Intention der parlamentarischen Initiative Hegetschweiler 
war. 
Worum es jetzt geht, Ist klar: Mit dieser Arbeitsgesetzesän­
derung sollen, ohne seriöse ÜberprOfung und ohne Ver• 
nehmlassung bei den Kantonen und den Sozialpartnern, un­
eingeschränkte Sonntagsverkäufe in Zentren des öffent­
lichen Verkehrs zugelassen werden. Das heisst nichts an­
deres, als dass neu umfassende Einkaufszentren in Bahn­
höfen zugelassen werden sollen. Diese Änderung - das hat 
mein Kollege Rennwald bereits gesagt - widerspricht dem 
Volkswillen, der seinerzeit bei der Ablehnung der ersten Ar­
beitsgesetzrevision zum Ausdruck kam. Diese Revision 
wurde - das hat die Umfrage gezeigt - wegen der Liberali­
sierung der Sonntagsverkäufe abgelehnt Zudem ist seither 
die Ausdehnung der Ladenöffnungszeiten in den meisten 
kantonalen Abstimmungen abgelehnt worden. 
Das heutige Gesetz lässt genQgend Spielraum, um auch an 
Sonntagen besondere EinkaufsbedOrfnlsse zu befriedigen -
das ist bereits gesagt worden -: in Fremdenverkehrsgebie­
ten, in Kiosken, Bickerelen, Blumenläden, Apotheken, Dro­
gerien usw. Es gibt also genügend Einkaufsmöglichkeiten. 
Wenn wir den Bundesgerichtsentscheid anschauen, dann 
sehen wir, dass er bezüglich der Geschäfte, die nur an 
sechs Tagen der Woche - nicht auch am Sonntag - geöffnet 
sein sollen, die Grenze klar bei Kleider- und Computerge­
schäften, bei Elektronikfachgeschäften, bei Möbelgeschäf• 
ten gezogen hat In diesem Sinne ist der Entscheid der WAK 
voreilig: Er fiel, ohne dass die Kantone In einem ordentlichen 
Vernehmlassungsverfahren dazu angehört worden wären, 
wie es in der Verfassung steht. 
Deshalb möchte ich Ihnen beliebt machen, dass Sie, sofern 
Eintreten beschlossen wird, meinem ROCkweisungsantrag 
zustimmen, mit dem Auftrag, bei den Kantonen und den So­
zialpartnern eine Vernehmlassung durchzuführen, wie dies 
die Bundesverfassung vorsieht. 
Noch eine letzte Bemerkung: Wir haben gestern im Zusam­
menhang mit dem Ausgleich der kalten Progression darüber 
diskutiert, und wir haben gestern schon mit Erschrecken 
feststellen mOssen, dass die bOrgerliche Seite des Parla­
mentes zunehmend bereit Ist, Gesetze im Schnelltempo 
durchzusetzen, ohne ordentliches Verfahren, ohne ordentfi­
che Vernehmlassung. Das ist auch bei dieser parlamentsrl­
schen Initiative der Fall; deshalb meine Unterstatzung für 
das Nichteintreten und eventualiter dann für ROckweisung 
an die Kommission. 

Auchbacher Ruedi (E, ZH): He, liebe Leute! Was soll ei­
gentlich dieses Gemecker um das Gesetz, das heute zur 
Diskussion steht? Es ist doch cclilsslg", es ist doch schön, 
wenn wir auch noch am Sonntag einkaufen können! Es ist 
doch wunderbar, wenn der Detailhandel In den Zentren des 
öffentlichen Verkehrs auch noch Umsätze machen kannl Es 
ist doch wunderbar, wenn sogar Arbeitnehmende hier neue 
Arbeitsplätze, neue Stellen, vorfinden! Was sollen wir dage­
gen haben, wenn die SBB auch noch profitieren können? 
Wir sind doch alle für den öffentlichen Verkehr. Was soll die­
ses Gezänk und dieses Gemecker, das wir eben gehört ha­
ben? 
Auf den ersten Bllck sieht man Friede, Freude, Eierkuchen -
oder etwa doch nicht? Bei genauem Hinschauen zeigt sich 
ein anderes Bild. Zwar stimmt es, dass die Bahnhofge­
schäfte am Sonntag sehr _gut verdienen. Sie tun dies aber 
ganz klar zulasten aller übrigen, die ihre Geschäfte am 
Sonntag nicht offen halten dürfen. Denn wer sein Portemon• 
naie beim Sonntagseinkauf im Bahnhof Zürich leert, kann 
das gleiche Geld nicht ein zweites Mal am Montag darauf in 
Zürichs Innenstadt, in einem der Geschäfte seines Wohn­
quartiers oder an seinem Wohnort irgendwo ausserhalb der 
Stadt im Dorfladen ausgeben. Mit anderen Worten: Das Ge­
schäft werden die Bahnhofläden machen, das Nachsehen 
haben alle übrigen Stadt•, Quartier- und Dorfläden, also ge-
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nau jene Läden, die mit kurzen Wegen und somit ökologisch 
sinnvoll die In Ihrem Umkreis lebenden Menschen versorgen 
sollten. Wir wissen auch, dass diese Fachgeschäfte und die 
Quartier- und Dorfläden Immer mehr Probleme haben, ums 
Oberleben kämpfen mOssen. Kein Wunder also, dass uns 
der Schweizer Detaillistenverband nachdrücklich - nach­
drücklich! - bittet, auf diese Vorlage nicht einzutreten. Er 
sagt zusammenfassend, die Gesetzesänderung bringe dem 
KMU-Bereich des Detailhandels nur weitere Nachteile. 
Dann die Arbeitsplätze: Das Mehr an Arbeitsplätzen, die mit 
der neuen Regelung geschaffen werden sollen, löst sich bei 
genauer Betrachtung ebenfalls in Luft auf. Denn diesen 
neuen Arbeitsplätzen stehen jene Arbeitsplätze gegenüber, 
die In den Läden ausserhalb der Bahnhofgebiete verloren 
gehen, weil diese Läden eben einen Tell ihrer Umsätze ver­
lieren oder zum Teil ganz schliessen mQssen. Ich habe es 
schon gesagt: Ob die Läden am Sonntag offen sind oder 
nicht, der Konsumkuchen der Bevölkerung bleibt Immer der 
gleiche; er wird durch offene Geschäfte am Sonntag nicht 
grösser. Nur eines passiert mit der Öffnung der Geschäfte 
am Sonntag: Die Aufwendungen für den Handel, Mr den 
Verkauf, fallen nicht während sechs, sondern während sie­
ben Tagen an. Das Ist volkswirtschaftlich offensichtlich kost­
spieliger. Wir bringen gleich visl Umsatz hin - nämlich das, 
was die Menschen im Portemonnaie haben-, aber wir brau­
chen mehr Zelt und mehr Verkaufspersonal, um diesen Um­
satz unter dem Strich zustande zu bringen. 
Die Bevölkerung, sagt man, wünsche diesen Sonntagsver­
kauf In den Bahnhöfen. Für diese Bevölkerung sei das sehr 
positiv; beispielsweise würden die Umsätze im HB Zürich 
zeigen, dass dies ein ganz grosses Bedürfnis sei. Entschul­
digung: Im Einzugsgebiet des HB Zürich lebt Ober eine Mil­
lion Menschen. Wenn im HB Zürich ausser den echten 
Bahnreisenden an einem Sonntag 1 O 000 Menschen ein­
kaufen, dann Ist das gerade einmal 1 Prozent dieser MIiiion 
im Einzugsgebiet des HB Zürich. Es kann also keine Rede 
davon sein, dass eine grosse Mehrheit der Bevölkerung 
diese Einkaufsgelegenheiten wünscht. Wenn 1 o 000 Men­
schen kommen, ist das 1 Prozent von einer Mliilon. Die ganz 
grosse Mehrheit versorgt sich also nicht am Sonntag Im HB 
ZOrich, sondern kauft unter der Woche ein; wo möglich hof­
fentlich In Ihrem Quartier- oder in ihrem Dorfladen. 
Das Volk will nicht, dass auch am Sonntag Kommerz sein 
muss. Die Liberalisierung der Ladenöffnungszelten ist in 
kantonalen Abstimmungen mehrheitlich abgelehnt worden; 
Im Kanton Aargau, Im Kanton Basel-Stadt, Im Kanton Frei­
burg, im Kanton Graubünden, im Kanton St. Gallen, In den 
Kantonen Solothum, Tessin, Url, Zug; In Luzern Ist die Vor­
lage schon Im Parlament gescheitert. 
Auch die Revision des Arbeitsgesetzes scheiterte Im Jahre 
1996 Im Wesentlichen daran, dass die Lockerung des Sonn­
tagsarbeitsverbotes zu weit ging. Und dies nicht zufällig: Die 
grosse Mehrheit unserer Bevölkerung steht während der 
Woche unter einem recht grossen Leistungsdruck und 
scheint - wohl mehr unbewusst als bewusst - langsam zu 
begreifen, dass nach der Hektik von sechs Wochentagen 
eine ruhigere, vielleicht auch eine besinnlichere Gestaltung 
des Sonntages durchaus einen tieferen Sinn hat und dass 
sich der Kommerz nicht sieben Tage In der Woche ohne Je­
den Untarbruch drehen muss. Auf die Situation und die 
Interessen der Arbeltnehmenden - das Ist ein weiteres 
Thema - haben hier schon andere Redner hingewiesen, 
und weitere werden dies noch tun. Ich möchte Ihnen eine 
Wiederholung ersparen. 
Ich komme zum Fazit: Der freie Sonntagsverkauf In den 
grossen Zentren des öffentlichen Verkehrs spielt Geld in die 
Taschen der SBB - wogegen ich als Befürworter des öffentli­
chen Verkehrs absolut nichts hätte-, aber auch in die Ta­
schen jener meist grOsseren und stärkeren Unternehmen 
und Ladenketten, die sich in den Bahnhöfen Oberhaupt ein­
mieten können. Verlierer sind auf der anderen Seite die 
KMU-Detailllsten, die Stadt- und Quartierläden, deren Ober­
leben Infrage gestellt ist. Sie verlieren an Umsatz und unter 
Umständen genau so viel, dass Ihre Existenz nicht mehr ge­
währleistet Ist. Verlierer sind demnach die entsprechenden 
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Bevölkerungskreise um diese Läden, Jene Kreise, die eine 
Versorgung im nahen Quartier, eine fussläufige Einkaufs­
möglichkeit wünschen. Es sind gerade Familien und auch äl­
tere Menschen, die nicht mehr so mobil und auf eine 
Elnkaufsmöglichkelt in der Nähe angewiesen sind. Auch die 
Fachgeschäfte gehören zu den Verlierern. 
Was geschieht? Eine Umverteilung von den Kleinen zu den 
Grossen, einmal mehr von den Schwachen zu den Starken. 
Das kann Ja nicht die Meinung sein. Die neue Bestimmung 
dient somit einigen wenigen finanziell, schadet aber einer 
Vielzahl von KMU-Geschäften, die fQr die Versorgung wich­
tig sind. Die neue Bestimmung nOtzt also echt einer kleinen 
Minderheit der Bevölkerung und wird von der grossen Mehr­
heit als gar nicht notwendig erachtet. Die neue Bestimmung 
schafft unter dem Strich nicht mehr Arbeitsplätze. Die neue 
Bestimmung Ist gesamtwirtschaftlich ein Unsinn, denn in ei­
nem gesättigten Markt macht es wenig Sim, das, was man 
in sechs Tagen erledigen kann, mit zusätzlicher Arbeitszelt 
auf sieben Tage zu verteilen. 
Diese Vorlage liegt unter allen Aspekten nicht im Gesamtin­
teresse unserer Bevölkerung, sie dient nicht dem Gesamt­
wohl unseres Volkes und auch nicht dem Gesamtwohl des 
Handels, sondern sie dient letztlich Einzelinteressen einiger 
weniger Bevorteilter. Der FDP, aus deren Reihen der Vor­
stoss kommt, würde Ich deshalb raten, das Interview, wel­
ches Vreni Spoerry heute im „ Tages-Anzeiger» gegeben 
hat, zu beherzigen und wieder vermehrt ans Gemeinwohl 
und nicht nur an die Geldinteressen einiger weniger zu den­
ken. 
Es kann Sie nicht erstaunen, dass Ich Sie bitte und zum 
Schluss einlade, die Vorlage der Kommission abzulehnen, 
d. h. darauf nicht einzutreten oder, wenn Sie eintreten, zu­
mindest dem Minderheitsantrag zu folgen. 

lnelchen otto (RL, LU): Ich habe vor 26 Jahren als Kleinst­
unternehmer angefangen. Ich habe Gestelle aufgefüllt, ich 
habe Kassen bedient. Wer hat letztlich meinen Erfolg be· 
stimmt? Das Ist der Kunde, niemand anders. Wir alle fordern 
heute Flexibilität. Ich habe extrem MOhe - und ich keme 
sehr viele KMU: Letztlich Ist es Ihre Flexibilität, die entschei­
det; wenn wir In der Schweiz wirklich Flexlbilltät wollen, dann 
kann es nur In diese Richtung gehen -: Es ist ein völllg faf. 
scher Schutz, von dem man hier träumt, den man einrichten 
möchte. Ich habe auch extrem MOhe, wenn man sagt, im 
Detailhandel worden nicht faire Löhne bezahlt. Der Markt 
bestimmt. Sonst passiert es nämlich, dass ennet der Grenze 
eingekauft wird. Nehmen Sie das Tessin, gehen Sie mal ins 
Tessin, Ins Südtessin, wo am Sonntag offen ist. Fahren Sie 
mal hin und schauen Sie, wie viele Deutschschweizer diese 
Gelegenheit nutzen. Ich muss Ihnen sagen: Für mich spielt 
es keine Rolle, mir käme es nie in den Sinn, ein Geschäft an 
einem Sonntag zu öffnen. 
Meine Frage: Für mich wäre es ganz entscheidend, von Ih­
nen zu hören: Halten Sie den Kunden fQr mOndig, oder wol­
len Sie Interessen schützen? Der Kunde entscheidet doch, 
wo er einkaufen will. 

Aeschbacher Ruedl (E, ZH): Lieber Herr lneichen, nach­
dem Sie am Schluss doch noch eine Frage gestellt haben, 
möchte ich Ihnen sagen: Der Kunde Ist sehr wohl mündig. 
Ich habe ausgeführt, dass es im ganzen Einzugsgebiet des 
Kantons ZOrich nur rund 1 Prozent der Bevölkerung ist, das 
den Sonntagsverkauf Im Hauptbahnhof ZOrlch nutzt. 99 Pro­
zent, die sehr mündig sind, brauchen dieses Angebot also 
nicht. Ich brauche es auch nicht, wenn ich in einem Ihrer Ge­
schäfte einen BOrostuhl zum Aktionspreis von 100 Franken 
kaufe. 

. Hegetschweller Rolf (AL, ZH): Im Namen der FDP-Fraktion 
bitte ich Sie, auf die Vorlage einzutreten und den Rückwei­
sungsantrag Daguet abzulehnen. 
Die parlamentarische Initiative betrifft ja bekanntlich Ver­
kaufsgeschäfte In Zentren des öffentlichen Verkehrs, also 
Läden in grossen Bahnhöfen und Flughäfen. Mit der parla­
mentarischen Initiative sollen stossende Differenzen bezog-
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lieh Ladenöffnungszeiten und Anstellungsbedingungen des 
Verkaufspersonals bereinigt werden, die aufgrund eines 
Bundesgerichtsentscheides vom März 2002 entstanden 
sind. Lange Zelt konnten die Ulden in .grossen Bahnhöfen ja 
länger offen bleiben als die Verkaufsgeschäfte ausserhalb 
grosser Bahnhöfe. Inzwischen sind die Ladenöffnungszeiten 
aber kantonal weitgehend liberalisiert worden. Der erwähnte 
Bundesgerichtsentscheid hat nun wieder eine Ungleichbe­
handlung geschaffen, die stossend Ist und die sowohl bei 
den SBB als auch bei den Ladenbetreibern und beim Perso­
nal auf Unverständnis stösst. Der Bundesgerichtsentscheid 
führt nämlich zur absurden Situation, dass Ulden in Bahnhö­
fen nach kantonalem Recht am Sonntag zwar offen sein 
könnten, dass aber nach Bundesrecht am Sonntag kein Per­
sonal beschäftigt werden darf. Das begreift niemand. In der 
Praxis führen diese Unklarheiten dazu, dass Tankstel­
lenshops, die ein immer grösseres Sortiment anbieten und 
zum Teil 24 Stunden am Tag offen sind, wie Pilze aus dem 
Boden schiessen. Dies hätte Kollege Aeschbacher vielleicht 
in seine Oberlegungen einbeziehen sollen. 
Es ist also höchste Zelt, dass hier Klarheit geschaffen wird. 
Der Nationalrat hat der parlamentarischen Initiative im Sep­
tember 2003 denn auch mit 87 zu 43 Stimmen Folge gege­
ben. Bei der vorgeschlagenen Revision des Arbeitsgesetzes 
geht es darum, dass Ulden In grossen Bahnhöfen sonntags 
ohne Sonderbewilligung Personal beschäftigen können. Als 
grosse Bahnhöfe werden Zentren des öffentlichen Verkehrs 
bezeichnet, die einen grossen Reiseverkehr und eine hohe 
Umsteigekadenz aufweisen. Damit wird ausgeschlossen, 
dass kleine Bahnstationen zu Verkaufszentren umgewandelt 
werden. Davon nicht betroffen sind Kioske und Läden mit 
beschränktem Sortiment in kleinen Bahnhöfen. Diese dOrten 
sogar nach geltender Regelung bis 1 Uhr morgens offen ha­
ben und sind von dieser Gesetzesrevision nicht betroffen. Es 
ist auch nicht zwingend, dass sich die Waren- und Dienst­
leistungsbetriebe direkt auf dem Bahnareal befinden. Mass­
gebend ist wie bereits heute ihr funktionaler Bezug zum 
Bahnhof. 
Die Lebensgewohnheiten der Schweizerinnen und Schwei­
zer haben sich geändert, das ist eine Tatsache. Die Mobilität 
der Berufstätigen hat enorm zugenommen, und die örtlich 
beschränkte Offnung von Verkaufsgeschäften am Sonntag 
entspricht offensichtlich einem Bedürfnis. Der Bundesrat un­
terstützt die von der WAK vorgeschlagene Revision des Ar­
beitsgesetzes und erachtet sie als sinnvoll. Zu den Beden­
ken der Minderheit in Bezug auf den Schutz der Arbeitneh­
merinnen und Arbeitnehmer hält der Bundesrat fest, dass für 
die Arbeits- und Ruhezeiten auf jeden Fall Sondernormen in 
der Verordnung eingeführt werden, wie sie bereits aktuell für 
die Bahnnebenbetriebe gelten. 
Für das Verkaufspersonal in den Zentren des öffentlichen 
Verkehrs bedeutet die ständige Diskussion Ober die Zuläs­
sigkeit von Sonntagsarbeit eine enorme Verunsicherung. 
Wenn das Seco keine Ausnahmebewilligungen erteile, wä­
ren allein in den Bahnhöfen Zürich Hauptbahnhof und ZO­
rich-Stadelhofen Ober 100 Arbeitsplätze gefährdet. Das 
Problem ist aber In Bern, Basel, Genf, Lugano und Lau­
sanne genau dasselbe; in Bahnhöfen und Flughäfen wären 
gesamtschweizerisch mehr als 1000 Arbeitsplätze gefähr­
det. Auch das Ist zu berOcksichtigen. 
Das Personal erleidet durch die Sonntagsarbeit in den Zen­
tren des öffentlichen Verkehrs keine Nachteile, im Gegenteil. 
Beim Verkaufspersonal sind die Arbeitseinsätze an Sonnta­
gen beliebt, weil sie einen Lohnzuschlag sowie einen freien 
Tag unter der Woche bringen. Viele Teilzeltangestellte wol­
len sogar ausschliesslich an Sonn- und Feiertagen arbeiten. 
Die «Salami-Aktion» der Gewerkschaften liegt also be­
stimmt nicht Im Interesse der Beschäftigten und noch viel 
weniger im Interesse der Bahnkunden. Die Demagogie von 
Kollege Rennwald ist völlig fehl am Platz. Die Realität ist an­
ders, und das sollte auch Kollege Aeschbacher akzeptieren. 
Im Weiteren geht es auch im Interesse des öffentlichen Ver­
kehrs und der Bahnkundschaft darum, die Bahnhöfe als at­
traktive, belebte und damit auch sichere und entwicklungs­
fähige Standorte zu erhalten und zu fördern. 
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Die vorgeschlagene Gesetzesänderung hat keinen Wild­
wuchs wn Bahnnebenbetrieben zur Folge und wird vom 
Bundesrat, wm Seco und vor allem auch von den SBB un­
terstützt. Eine Vernehmlassung, wie sie gefordert wurde, 
macht keinen Sinn. FOr die Kantone ändert Ja nichts; es 
wäre ein Zeitverlust. Und der Entscheid der WAK, diese Ge­
setzesänderung vorzunehmen, war sicher auch nicht vorei­
lig, weil wir auch unter einem gewissen Zeitdruck stehen, 
weil die Fristverlängerung der heute geltenden Praxis Ende 
dieses Jahres abläuft. 
Ich bitte Sie also im Interesse aller Betroffenen - der SBB, 
der Geschäftsbetriebe, des Verkaufspersonals und vor allem 
auch der Bahnkunden -. die Umsetzung der parlamentari­
schen Initiative zu unterstützen und auf die Gesetzesrevi­
sion einzutreten. 

Hollenstein Pia (G, SG): Herr Hegetschweiler, Sie haben in 
Ihrer BegrOndung gesagt, einer der wichtigen GrOnde seien 
die Arbeitsplätze. Wie erklären Sie es sich, dass ausgerech­
net die Gewerkschaften vehement gegen diese Vorlage ar­
gumentieren? 

Hegetschweller Rolf (RL, ZH): Es ist mir eigentlich unklar, 
warum die Gewerkschaften gegen diese Vorlage sind, weil 
diese der Realität entspricht. Die Einkaufsgewohnheiten ha­
ben sich geändert. Auch wenn das nur 1 Prozent der Agglo­
merationsbevölkerung betrifft, wie dies Herr Aeschbacher 
gesagt hat. sind das Immerhin 1 o 000 Leute. Diese schätzen 
die Mögllchkelt, am Sonntag einzukaufen. Es gibt Immer 
mehr Haushalte, die es tagsüber nicht unbedingt einrichten 
können. Von daher habe ich echt MOhe mit der gewerk­
schaftlichen Einstellung, die eine Zementierung nicht mehr 
realitätskonformer Bestimmungen umfasst. 

Leu Josef (C, LU): Die CVP-Fraktion unterstotzt in ihrer 
Mehrheit das gesetzgeberische Resultat, welches durch die 
parlamentarische Initiative Hegetschweiier ausgelöst wurde. 
Damit wird kein Damm gebrochen, dass der Sonntag flä­
chendeckend, auf kaltem Weg und reinen wirtschaftlichen 
Interessen folgend zu einem siebten Arbeitstag umfunktlo• 
niert wird. FOr unsere Fraktion ist es wichtig, dass der Sonn­
tag seine bedeutende Stellung für das religiöse, das ge­
sellschaftliche und kulturelle Leben in einer freiheitlichen 
Ordnung behalten und entwickeln kann. Es liegt an uns al­
len, In Freiheit und Eigenverantwortung unseren Beitrag zu 
leisten, damit dem Sonntag diese unbestrittene Bedeutung 
weiterhin zukommen kann. Das will aber nicht helssen, dass 
wir die Augen vor veränderten Lebens- und Konsumge­
wohnheiten versc:hllessen können. Wir sollten nicht meinen, 
wir worden mit staatlichen Auflagen und Verboten zu besse­
ren Sonntagsmenschen. 
Genau diesem Aspekt, nämlich den veränderten gesell­
schaftlichen Bedürfnissen bezOglich Lebensformen, Arbeits­
und Freizeltgestaltung, trägt die heute zur Diskussion ste­
hende gesetzliche Regelung Rechnung. Es geht bei dieser 
neuen Regelung auch darum, eine stossende Differenz zwi. 
sehen den kantonal geregelten Ladenöffnungszeiten und 
den arbeitsrechtlichen Anstellungsbedingungen des Ver­
kaufspersonals zu beseitigen und Klarheit zu schaffen. So 
soll die Regelung neu Im Arbeitsgesetz und nicht mehr Im 
Eisenbahngesetz stehen, und den Verkaufsgeschäften In 
Zentren des öffentlichen Verkehrs soll - unabhängig von 
Branchen- und Sortlmentsbeschränkungen - die Beschäfti• 
gung von Personal am Sonntag und abends bis 23 Uhr er­
möglicht werden. Die vorgeschlagene Revision des Arbeits­
gesetzes entspricht auch dem europäischen Recht, da 
Ausgleichsruhezelten auf jeden Fall vorgesehen sind. Uns 
ist der Schutz der Arbeltnehmenden wichtig. Tatsache ist 
auch - das Ist ein Sicherheitsaspekt -. dass belebte Bahn­
höfe eindeutig sicherer sind als andere. 
Jenen, die aus grundsätzlichen Überlegungen gegen jegli• 
ehe Flexiblllsierung der Ladenöffnungszeiten und damit der 
Arbeit an Sonntagen sind, möchte Ich sagen: Dank der frei­
willigen Bereitschaft vieler Arbeltnehmenden, zu ausserge-
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wöhnlichen Zeiten bzw. an Wochenenden zu arbeiten, wird 
es den meisten erst möglich, ihre Freizeit und das kulturelle, 
familiäre und gesellschaftliche Leben bedQrfnisgerecht zu 
gestalten. Die in diesem Zusammenhang erbrachten Leis• 
tungen an der Verkaufsfront Im Dienst der Gemeinschaft 
betreffen auch die rQckwärtlge Logistik mit Nacht• und Sonn­
tagsarbeit, und diese Branche muss sich entsprechend or­
ganisieren können. Oftmals sind diese Bedingungen mit den 
allgemeinen Arbeits• und Ruhezeitbedingungen des Arbeits­
gesetzes nur bedingt vereinbar. Hier braucht es kreative Lö­
sungen. Ich bitte daher den Bundesrat, seiner ursprQng­
llchen Absicht treu zu bleiben und die Verordnung 2 zum Ar· 
beitsgesetz als dynamisches Instrument fortlaufend an die 
veränderten Lebens- und Konsumgewohnheiten und an 
neue branchenspezifische Verhältnisse anzupassen. In ei­
ner Zelt, in der überall nach Wachstumsmöglichkeiten, nach 
Arbeit und Verdienst gesucht wird, darf nicht unerwähnt blei­
ben, dass solche Arbeitsplätze mit Zuschlägen und weiteren 
arbeitsfreien Tagen gerade bei Teilzeitarbeitenden gesucht 
sind. 
In diesem Sinne bitte Ich Sie im Namen der Mehrheit der 
CVP-Fraktion, auf die Vorlage einzutreten und der entspre­
chenden Änderung des Arbeitsgesetzes zuzustimmen. 

Vlacher Daniel (G, ZH): Die grüne Fraktion ist sich einig: 
Dieses Gesetz darf nur dann verabschiedet werden, wenn 
eine griffige Schutznorm zugunsten der Arbeltnehmenden -
von Frauen und Männern - in das Gesetz Eingang findet. In 
diesem Sinne ist unbestritten, dass der Minderheitsantrag 
Gysin Remo unterstotzt werden muss. Dessen UnterstOt• 
zung bildet eine Condltio sine qua non für die Unterstützung 
der ganzen Vorlage. Ebenso werden wir dem Rtlckwei­
sungsantrag Daguet zustimmen. 
Wir sind indessen gespalten In Bezug auf die Frage des Ein­
tretens. Eine findige JournaHstin oder ein findiger Journalist 
hat in der «SonntagsZeltung» denn auch bereits gefragt, ob 
denn jetzt die Granen schon so weit seien wie die CVP, 
nämlich in der Meinungslosigkeit erstarrt. Dem ist, Ich kann 
Sie beruhigen, nicht so. Wir sind eine Fraktion der harten, 
emsigen und innovativen Debattlerer, und Geschichten, die 
das Leben schreibt, sind eben manchmal so, dass sie im 
Patt enden. Das war In der grQnen Fraktion nun einmal so, 
weshalb es mir obliegt, beide Standpunkte kurz darzulegen. 
Ein Tell der Fraktion plädiert klarerweise ftlr Nichteintreten. 
Er Ist der Meinung, dass es nicht sein kann, dass tlber diese 
Initiative Hegetschweller eine zusätzliche Deregulierung ins 
Arbeitsgesetz Eingang findet. Diese zusätzliche Deregulie­
rung widerspräche der Intention der letzten Volksabstim­
mung Ober das Arbeitsgesetz. Es bestehe sodann kein 
Bedürfnis nach einer Verlängerung des Status quo. Die 
«Reinhaltung» - gewissermassen - des Sonntages sei nicht 
nur aus Sicht der Konsumentinnen und Konsumenten, son­
dern auch aufgrund der prekären Arbeltsverhättnlsse des 
Verkaufspersonals notwendig und dringend. Mit einem 
Nichteintreten behalte die Gewerkschaftsbewegung Ober­
dies letztlich das Pfand, tatsächlich In die Steuerung der Ar­
beitsverhältnisse eingreifen zu können, besser in der Hand. 
Natarllch trifft auch zu, was Herr Kollege Aeschbacher In sei­
ner bekannten kulturkritischen Art dargetan hat, und nattlr­
lich findet auch ein Kampf zwischen verschiedenen Sparten 
des Handels statt Natarlich ist der Detailhandel tatsächlich 
ein schatzenswerter Teil. 
Der Teil der Fraktion, der tar Eintreten plädiert, meint, der 
status quo sei im Interesse des öffentlichen Verkehrs. Es 
geht ja nicht um Orte irgendwo in der Grauzone, sondern um 
Zentren des öffentlichen Verkehrs und des öffentlichen Le­
bens. Bahnhöfe sind nicht nur Zentren des öffentlichen Ver­
kehrs, sondern sie sind auch urbane Lebenszentren. 
Bahnhöfe mOssen besser behandelt werden denn Tankstel­
len und andere Sparten, die heute profitieren. Es kann nicht 
sein, dass am Schluss Bahnhöfe die schlechteren Karten 
haben als der ausufernde Privatverkehr, dass am Sonntag 
Raser auf den Strassen gegenüber Kundinnen und Kunden 
an Bahnhöfen privilegiert werden. 
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Die Aufhebung des status quo wOrde sodann auch zu reich­
lich paradoxen Situationen fahren: Es warde ja dann nach 
dem Verkaufssortiment und nicht nach der Ortlichkeit des 
Bahnhofs entschieden, ob in Bahnhöfen weiter angeboten 
werden darf. Mithin kann die Frage gestellt werden, ob nicht 
eine Leglferlerung, die den Bahnhof als Ort bestimmt, eine 
Normierung im Arbeitsgesetz, der heutigen Sortlmentsregu­
lierung nach Eisenbahngesetz vorzuziehen ist, die nicht nur 
zu Ungleichheiten, sondern auch zu manchem Paradox 
ftlhrt. 
Sodann stellt sich die Frage: Kann die Überwindung der pre­
kären Arbeitsverhältnisse besser Ober die Verweigerung, 
d. h. das Nichteintreten, oder gewissermassen Ober «Rein in 
das Spiel», Ober das Game im Game bewerkstelligt wer­
den? Der Teil unserer Fraktion, der ftlr Eintreten ist, meint, 
wer rein in das Spiel gehe, habe letztlich die besseren Kar­
ten. Aber unbestritten ist - hier hat Herr Daguet nattlrlich 
Recht -: Wir können jetzt nicht jeden Tag ein neues Eilge­
setz durchboxen und historisch gewachsene Anforderungen 
an den Gesetzgebungsprozess einfach ausser Acht lassen, 
weil ein Herr Hegetschweller eine parlamentarische Initiative 
gemacht hat und einige allzu Schnelle, allzu Emsige mei­
nen, man müsse da die Regeln der Vernehmlassung nicht 
einhalten. Es braucht eben die seriöse Abklärung - bei den 
Gewerkschaften, bei den Kantonen -, das ist Tell der tlbli­
chen Gesetzgebung. 
Sodann hat die Minderheit Gysin Remo einen sinnvollen, nö­
tigen Antrag gestellt. Nun sagen Sie uns, Herr Heget­
schweller, Sie seien nicht nur ein Freund der Bahnhöfe, 
sondern auch ein Freund des Verkaufspersonals. Das heisst, 
Sie tun so, als ob Sie in deren Sinn leglferieren wtlrden. 
Diese Lackmusprobe müssen Sie aber hier und jetzt beste­
hen, denn Ihre gesetzgeberische Intention ist nur dann tun­
lich und akzeptabel, wenn Sie dem Antrag der Minderheit 
zustimmen. Wer heute dem Minderheitsantrag Gysin Remo 
nicht zustimmt, der sagt In diesem Hause klipp und klar: Es 
geht nur um Kommerz und Verkauf; Arbettnehmerlnnen- und 
Arbettnehmerlnteressen sind zweitrangige Angelegenheiten. 
Wer so denkt, verdient gesetzgeberisch keine Unterstatzung. 
Ich hoffe, dass auch die CVP•Fraktion - gerade sie, die so 
grossen Wert auf Sonntagsschutz und auf die Überwindung 
prekärer Arbeitsverhältnisse legt - dieser Vorlage nur zu­
stimmt, wenn der Minderheitsantrag Gysln Remo unterstatzt 
wird. Andernfalls ist es eine parlamentarische Initiative He­
getschweiler, die nichts anderes als deregulieren will. 

Zupplger Bruno ,Y, ZH): Im Namen der SVP-Fraktion bitte 
Ich Sie, auf die Vorlage einzutreten, dem Antrag der Mehr­
heit der WAK zu folgen und der vorgeschlagenen Änderung 
in Artikel 27 Absatz 1 ter des Arbeitsgesetzes zuzustimmen. 
Damit entsprechen Sie nämlich dem Willen des Gesetzge­
bers, wie er ihn bei der Revision des Eisenbahngesetzes 
1998 zum Ausdruck gebracht hat Sie schaffen Klarheit ftlr 
das - meiner Meinung nach - etwas gar lnterpretatlonsfreu­
dige Bundesgericht. 
Mit der Revision des Eisenbahngesetzes Im Jahr 1998 
wollte nämlich der Gesetzgeber erreichen, dass die Läden 
und Dienstleistungsbetriebe In Zentren des öffentlichen Ver­
kehrs, also in Bahnhöfen und Flughäfen, unabhängig von 
Branchen- und Sortlmentsbeschränkungen auch am Sonn­
tag geöffnet haben können. Dass dies ohne Personal nicht 
gut möglich ist, muss wohl nicht besonders betont werden. 
Daher hat der Bundesgerichtsentscheid vom März 2002 
auch etwelches Staunen ausgelöst. Kollege Hegetschweller 
hat mit seiner parlamentarischen Initiative darauf reagiert. Er 
verlangt mit dieser Initiative eine Klärung der Situation, und 
der Nationalrat hat dieser Initiative In der ersten Phase auch 
klar Folge gegeben, nämlich mit 87 zu 43 Stimmen. Die kon­
sumentenfreundllche Regelung, welche die WAK nun vor­
schlägt, entspricht - und das beweisen auch Zahlen un­
missverständlich - einem neuen Bedürfnis unserer Gesell­
schaft. Gleichzeitig kann die Sicherheit in Bahnhöfen ver­
bessert werden, und die Läden und Dienstleistungsbetriebe 
tragen zu einer Attraktiviti:l.tserhöhung des Umfeldes des öf. 
fentlichen Verkehrs bei. 
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Im Zuge dieser gesetzlichen Regelung wollen nun die Ge­
werkschaften ihren gesetzlich abgestOtzten Einfluss auf die 
Gestaltung der Arbeitsverhältnisse beim Verkaufs- und 
Dienstleistungspersonal verstärken. Dies entspricht keines­
wegs unserem Verständnis von Sozialpartnerschaft und 
käme auch einer unerwünschten Systemänderung im Ar­
beitsgesetz gleich. Ein übertriebener Schutz und immer wie­
der neue Forderungen der Gewerkschaften im Bereich der 
Arbeitnehmerschaft sind unserer Ansicht nach nicht notwen­
dig, zumal der Bundesrat bereits angekündigt hat, dass er 
rar Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, welche am Sonn­
tag arbeiten sollen, eine grosszügige Regelung in der Ver­
ordnung zum Arbeitsgesetz vorsehen will. 
Aus diesen Gründen empfehle ich Ihnen im Namen der 
SVP-Fraktion, auf die Vorlage einzutreten, der Mehrheit zu­
zustimmen und die Minderheitsanträge abzulehnen. 

Malllard Pierre-Yves (S, VD): Monsieur Zuppiger, j'inslste 
pour vous poser cette questlon parce qu'une allegation que 
vous avez falte m'a choqua. Vous avez parla d'ailbertrie­
bene Regelung» au sujet des demandes des syndlcats. 
Alors, je vais concretement vous dire quels types de deman­
des nous pourrions faire dans le cadre d'une ouverture le di­
manche et le soir: par exemple, une protection pour Jes 
femmes ou les hommes qui ont des familles a charge, de 
sorte que ces personnes ne soient pas obligees de venir tra­
vailler le dimanche ou le soir, mais qu'elles pulssent en Atre 
dispensees. Autre exemple: des supplements de salaire 
pour des salaires qui avoisinent parfois les 3000 francs par 
mols. Volla deux exemples de ce que vous appelez „Qber­
trlebene Regelung». Apres ces deux exemples, Monsieur 
Zuppiger, est-ce que vous continuez a maintenir que de tel­
les demandes sont exagerees, dans un pays oü, chaque fois 
qu'un manager se fait licencler, il part avec 2,5 millions de 
francs? Est-ce que vous estlmez que des salaires mlnlmaux 
ä 3000 francs ou des protections pour les femmes enceintes 
et les personnes qul ont charge de famille sont des cas 
d' aObertriebene Regelung»? 

ZUpplger Bruno r,J, ZH): Ich habe ausgeführt, dass der Bun­
desrat die Verordnung für diese Leute anpassen will. Er will, 
was die Freizelt betrifft, Anpassungen machen. Die Mindest­
löhne sind bereits geregelt Ich denke, dass das genagt Der 
Rest soll über die normalen sozlalpartnerschaftllchen Bezie­
hungen zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern festge­
legt und nicht In einem Gesetz zementiert werden. 

Zlsyadla Josef (-. VD): C'est fou comme 1a droite de ce 
Parlament est pressee depuls les dernleres electlons, pres­
see pour ce qui concerne Ja progresslon a frold et pressee 
aujourd'hui avec cette Initiative parlementalre. Mais, c'est 
curieux, eile est pressee non pas pour appliquer la loi sur le 
travail, comme le demande le Tribunal faderal, mals pour 
renforcer l'exploitation des travallleurs qul se trouvent dans 
les situations les plus pracaires. 
Cela fait des annaes que vous Ates dans l'illegallte la plus 
totale dans les grandes gares de. ce pays, au meprls des 
droits des travallleuses et des travailleurs les plus flexiblli­
ses, les plus fragiles. Et maintenant, vous voulez aller contre 
la volonte populaire qui s'est clairement exprimee contre la 

revision de la loi sur le travail lors de la votation faderale du 
1 er dacembre 1996, avec 67 pour cent de non, de mAme 
que contre de nombreuses votations cantonales qui ont eu 
lieu et que, pour la plupart, nous avons gagneesl 
Ce n'est mAme plus la technique du salaml a laquelle le 
monde du travail est confronte. Vous voulez tout, tout de 
suite, le beurre et l'argent du beurrel Les promoteurs de 
cette initiative parlementaire n'ont pas de limites. lls ne 
seront satisfaits que lorsqu'ils auront transforma notre vle 
entiere, toutes nos relatlons humaines, en un enorme super­
marche. Votre rAve le plus fou, c'est que tout devienne mar­
che, 24 heures sur 24, sept jours sur sept, avec une 
flexlbilite totale, avec des salalres juste bons pour aller direc­
tement dans les services sociaux, que i;a soit possible par-
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tout, et si possible avec des salaires qui ne donnent pas 
droit au deuxieme pilier. Quelle misere de voir monter dans 
ce bateau d'une drolte obtuse le PDG socialiste des CFF qui 
vient de nous ecrire hier encore pour soutenir cette initiative 
lamentable! 
Cette philosophie de vie est une logique economique, ou 
plutöt 1a logique economique du proflt immediat est devenue 
une pauvre philosophie de vle. Eh bien, face a cette vislon 
du monde qui postule que tous les espaces encore libres, 
toutes les periodes de repos, tous les moments de gratulte 
que nous avons encore doivent Atre colonises par 1a mar­
chandisation, le marketing, vous verrez qu'il y aura notre op­
position resolue. Car vous Ates, en somme, des mutilateurs 
de vies entieres, les promoteurs de la casse entiere de pans 
de la vle soclale. 
t:objectif de cette initiative parlementaire Hegetschweller est 
clalr. II s'agit, premierement, de casser le petit commerce, 
l'artlsanat local - ce n'est ni plus ni moins que de la concur­
rence daloyale -- et, deuxiemement, de developper l'emploi 
precaire et flexible, mal paye. Donc, il s'agit de transformer 
la structure mAme de l'emploi fixe, qul est daja une peau de 
chagrin dans notre pays. Or tout le monde sait qu'il n'y a pas 
de creation d'emplois, mais simplement daplacement d'em­
plois par l'elargissement des horaires. Comment voulez­
vous qu'une famille modeste puisse aller dapenser le diman­
che ce qu'elle ne peut daja pas depenser dans la semaine, 
avec les salaires de misere qu'elle a actuellement? C'est 
cette vision economique qul cree le mal-vivre, qui fait explo­
ser les depenses sociales et de sante, et qui casse les liens 
sociaux. 
Notre groupe "'A gauche toutel» vous lnvlte a refuser le pro­
jet lssu de cette initiative parlementaire. Ne mettons pas le 
doigt dans cet engrenage que la population a Jusqu'ici re­
fuae. 
On peut dlre que votre demande de souplesse, c'est une ve• 
rltable baudruche que nous allons nous employer a essayer 
de degonfler, y compris peut-Atre en votatlon populaire. 

Rechatelner Paul (S, SG): Die SP-Fraktion empfiehlt Ihnen, 
dem Nichteintretensantrag Remwald genauso zuzustimmen 
wie dann in der Folge - falls Sie Eintreten beschliessen -
dem Rückweisungsantrag Daguet und später auch dem 
Minderheitsantrag Gysin Remo in Bezug auf die Gesamtar­
beitsverträge. 
Wir erleben jetzt innert kOrzester Zeit zum zweiten Mal eine 
Notgesetzgebung, die In dieser Form fQr die schweizerische 
Politik neuartig ist: Zuerst hatten wir die kopflose Aktion des 
Bundesrates im Zusammenhang mit der kalten Progression 
und dem Steuerpaket, diesen Rettungsversuch In Bezug auf 
die Abstimmung vom 16. Mai, und jetzt haben wir mit dem 
Vorstoss der WAK ein Oberstarztes Vorgehen bei der parla­
mentarischen Initiative Hegetschweiler. Diese Initiative ist 
zwei Jahre alt, und jetzt soll etwas in zwei, drei Wochen un­
ter Ausserachtlassung der demokratischen Formen, auch 
des Vernehmlassungsverfahrens, durchgedrückt werden, 
obwohl jede Menge Zeit fQr ein geregeltes Verfahren bleibt 
Sind Sie, meine Damen und Herren von der bürgerlichen 
Mehrheit, derart wenig sicher bei diesen Vorlagen, dass Sie 
sich nicht getrauen, hier die Betroffenen - die Sozialpartner 
und die Kantone - anzuhören? 
Tun Sie doch nicht so, als ob Sie mit dieser Initiative einem 
ursprünglichen Anliegen der Bevölkerung zum Durchbruch 
verhelfen worden! Es hat sich in der letzten Zeit in unserer 
Gesellschaft sicher vieles verändert, aber man darf nicht un­
terschätzen, welche Bedeutung der Sonntag fQr die Zeit­
struktur der Gesellschaft nach wie vor hat Herr Leu, der hier 
besondere Pirouetten gedreht hat - Stichwort: Heiligung des 
Sonntags - und nachher trotzdem alles rechtfertigte, muss 
nach diesem Votum wohl beichten gehen. Man muss mit 
den Kirchen nichts am Hut haben, um zu erkennen, wie 
wichtig ein Einschnitt einmal In der Woche für das gesell­
schaftliche und soziale Leben nach wie vor ist, ein Tag, der 
nicht dem Kommerz, sondern eben dem sozialen, dem ge­
sellschaftlichen Leben gewidmet ist 
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Man soll hier auch nicht so tun, als ob das Interesse der 
Kundinnen und Kunden entscheidend wäre, die Ja sehr wohl 
wissen, dass sie einen Franken eben nur einmal ausgeben 
können und dass sie nicht mehr Geld zur Vertagung haben, 
wenn sie auch noch an einem Sonntag einkaufen gehen 
können. Man soll vor, allem nicht vergessen, was die Bevöl­
kerung immer zu den Versuchen der bürgerlichen Mehrheit 
gesagt hat, den Sonntag «aufzuweichen» und auch den 
Sonntag als Arbeitstag und als gewöhnlichen Konsumtag zu 
deklarleren. Die Volksabstimmung Ober das Arbeitsgesetz 
Im Jahr 1996 hat es klar gezeigt: Die klare, eindeutige Mehr• 
halt der Bevölkerung hat dazu Nein gesagt; und zwar haben 
auch ein schöner Tell der Basis der CVP, Herr Leu, und auch 
ein nicht kleiner Teil der Basis der SVP zur „Öffnung» des 
Sonntags Nein gesagt. Das ist auch die Erfahrung in den 
Kantonen, in denen im Stile der parlamentarischen Initiative 
Hegetschweiler versucht worden ist, eine Öffnung herbeizu­
tahren, den Sonntag zu einem Arbeitstag, zu einem Kon­
sumtag wie alle anderen zu machen. Sollte es bei dieser 
Vorlage zu einer Volksabstimmung kommen, sollte es wirk• 
lieh zu einem Referendum kommen, wird es erneut nicht so 
herauskommen, wie sich das die bargerllche Mehrheit hier 
vorstellt. 
Die gewerkschaftlichen Einwände gegen diese Vorlage be· 
ziehen sich natürlich schwergewichtig auf die Arbeitsbedin­
gungen. Sie wissen - oder Sie massten es wissen -, dass 
die Arbeitsbedingungen gerade in Teilbereichen des Ver­
kaufs prekär und miserabel sind. Von miserablen und prekä­
ren Arbeitsbedingungen sind oft gerade diejenigen betroffen, 
die es sich nicht leisten können, am Sonntag die Arbeit zu 
verweigern, und die dann eben gehen massen, im Unter­
schied zu denjenigen, die es sich leisten können, die Arbeit 
am Sonntag abzulehnen. Ihre Situation könnte mit einem 
Gesamtarbeitsvertrag stark verbessert werden. Aber In der 
WAK hatte die Forderung nach einem Gesamtarbeitsvertrag 
keine Chance, obwohl ja der Gesamtarbeitsvertrag die Vor­
aussetzung dafür war, dass entsprechende Öffnungen auf 
der Ebene von Ladenschlussgesetzen In den Kantonen Ba­
sel-Stadt und Genf zustande gekommen sind. 
Was der Bundesrat in seiner neuesten Stellungnahme - vor 
ein paar Tagen erschienen - gegen diese Forderung nach 
Gesamtarbeitsverträgen vorbringt, ist schlicht einfältig und 
stupid. Es ist nicht so, dass es hier darum ginge, prlvatrecht· 
liehe Regelungen im Arbe!tsgesetz zu realisieren, sondern 
es geht darum, dass die Öffnung eben nur zustande kom­
men soll, wenn die Arbeitgeber bereit sind, sich an einen 
Gesamtarbeitsvertrag zu halten. Das ist das Modell der bei­
den Kantone Basel-Stadt und Genf, wo genau das gemacht 
worden Ist 
Es Ist übrigens auch das Modell eines anderen öffentlich­
rechtlichen Spezialgesetzes, des Telekommunlkationsunter­
nehmungsgesetzes. Genau das Ist vorgeschlagen worden, 
was jetzt der Minderheitsantrag Gysln Remo formuliert; nicht 
mehr und nicht weniger. 
Es könnte einem angst werden, wenn man Herrn Leu zu­
hört, der zwar die Leistungen «an der Verkaufsfront Im 
Dienste der Gemeinschaft» - diese Terminologie haben Sie 
gebraucht - würdigt, dann aber trotzdem nicht bereit Ist, den 
Beschäftigten den minimalen Schutz in christlichem Geiste 
angedeihen zu lassen. Im Gegenteil, er fordert vom Bundes­
rat noch weitere Liberallslerungsschrltte, sprich: einen weite­
ren Abbau des Arbeitnehmerschutzes In der Verordnung. So 
geht es nicht! Wenn Sie schon kein Verständnis fQr die ge-­
werkschaftlichen Anliegen haben, dann muss ich Sie darauf 
hinweisen, dass es letztlich auch gewerbepolitische Argu­
mente gegen diese Vorlage gibt Der Detaillistenverband hat 
uns allen verschiedene Schreiben zukommen lassen, in de­
nen er sich vehement gegen diese Vorlage ausspricht, weil 
sie eben das gewöhnliche Gewerbe, weil sie die Detaillisten 
massiv benachteiligt Herr Hegetschweller, Sie wissen das 
sehr wohl. Es Ist so, dass einige finanzkräftige Grossvertel• 
ler, einige finanzkräftige Betriebe, mitmachen können, aber 
die gewöhnlichen Detaillisten sind hier die Gelackmeierten, 
sie haben in diesem Konkurrenzkampf keine Chance. Sie 
lehnen diese Öffnung ab. 
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Es ist schon eigenartig, welche Interessenvertreter das Ge-­
werbe hier in diesem Parlament hat Herr Triponez sitzt hier 
und schweigt. Das betroffene Gewerbe, d. h. die Detaillisten, 
lehnt diese Vorlage ab. Sie finden in der FDP-Fraktion aber 
offenbar keine Fürsprecher, obwohl diese gut beraten wäre, 
wenigstens auf das Ihnen politisch nahe stehende Gewerbe 
zu hören. 
Eine letzte Bemerkung: Wir wissen, dass Herr Nordmann 
vom Seco als in der Wolle gefärbter Freisinniger Liberalisie­
rungen liebt und jede Gelegenheit benutzt, um solche Öff­
nungen voranzutreiben - zum Glück nicht immer mit Erfolg. 
Aber wir haben ja den zuständigen Bundesrat hier, den letz­
ten verbliebenen Bundesrat christlicher Färbung. Es warde 
uns schon wundernehmen, Herr Bundespräsident Deiss, 
wie Sie es als Vertreter der CVP mit dem Sonntag halten: 
Kann der Sonntag nun einfach ausgehöhlt werden? Kann 
diese Aushöhlung begonnen werden? Ist es nicht nötig, hier 
wenigstens auf der Ebene der Arbeitsbedingungen gewisse 
Leitplanken zu setzen? 

Hutter Markus (RL, ZH): Herr Rechsteiner, zu unserem Un­
ternehmen gehört unter anderem ein Tankstellenshop, der 
365 Tage im Jahr während 24 Stunden geöffnet Ist. Wir be-­
schäftigen 15 Angestellte - die meisten von ihnen arbeiten 
Teilzeit -, die diesen Shop und den Kiosk fahren. Meine 
Frage lautet nun: Wie kann es sein, dass wir gerade fQr jene 
Zeiten, die ausserhalb der ordentlichen Arbeitszeiten liegen, 
eine grosse Anzahl von Bewerberinnen und Bewerbern ha­
ben, dass wir noch nie ein Problem damit gehabt haben, 
gute Leute anzustellen? Wie kann es sein, dass genau diese 
Leute es schätzen, zu aussergewöhnllchen Zeiten arbeiten 
zu dürfen, damit sie Ihre Bedürfnisse - Familie, Freizeit, Kul­
tur - auch befriedigen können? 

Rechstelner Paul (S, SG): Herr Hutter, es ist immer wieder 
schön, einen Philanthropen im Stile Ihres Votums zu hören. 
Sie sehen sich also als Wohltäter der Menschheit, wenn Sie 
Leute anstellen. Es ist klar, dass bei dieser Wirtschaftslage 
die Leute gezwungen sind, sich fOr die Arbeitsstellen zu be­
werben, die vorhanden sind, und sie anzutreten. Gerade 
Frauen sind oft gezwungen, auch Arbeitsplätze mit schlech­
ten Bedingungen anzunehmen. Ich masste Ihnen die Ge-­
genfrage stellen: Wäre es, wenn Sie Leute beschäftigen, 
nicht das Mindeste, dass Sie einen Gesamtarbeitsvertrag 
akzeptieren worden, der den Leuten auch die entsprechen­
den Rechte vermittelt im Sinne derjenigen Rechte, die Herr 
Malllard vorhin ausgefOhrt hat, der ihnen die Möglichkeiten 
gibt, die Familienpflichten wahrzunehmen, und gemäss dem 
sie einen Mindestlohn bezahlt erhalten, der diesen Namen 
auch verdient? 

Delss Joseph, president de la Confederatlon: Un mot con• 
cernant la situation actuelle: nous sommes aujourd'hui dans 
une sltuatlon qui est provlsolre pulsque, suite a l'arrOt pertl­
nent du Tribunal federal, l'autorlsation que nous pouvions 
accorder jusqu'il present d'ouvrlr et d'occuper du personnel 
ne peut plus Otre Justlfiee au sens de 1a lol en vigueur. Par 
consequent, l'autorlsatlon qul est encore valable devra Otre 
retlree au plus tard a 1a fin de l'annee. II est donc, a mon 
sens, n6cessalre que la sltuatlon sott clariMe et que le Par­
lament tranche cette questlon. 
Le Conseil federal soutient le projet de la majortte de la com­
mlssion. En effet, nous sommes dans une sltuation contra­
dictolre dans la mesure ou II est possible d'ouvrlr le 
dimanche dans les gares et les aeroports mals sans occuper 
du personnel. La revislon de loi proposee permet de clarlfier 
cette situatlon pulsqu'elle autorise les commerces et entre­
prises de prestatlons de services dans les centres de trans­
ports publics a employer du personnel le dimanche sans 
restriction d'assortiment ou de biens vendus. 
On aurait pu se poser la questlon de savoir sl le probleme 
n'etalt pas a regler dans le contexte de la lol federale sur les 
chemins de fer. Mais, tres justement, la commission propose 
une modiflcatlon de la loi sur le travail, puisqu'une modlflca­
tion de la loi sur les chemins de fer n'aurait pas permls d'ap-
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porter la clarification necessaire, notamment en mattere de 
services accessolres autori~s ou non. Puisque la restriction 
de l'assortiment est inscrite dans la lol sur le travail, il est 
donc bien juste d'operer par cette voie-lä. La revision propo­
~e ne definlra plus les magaslns qu'en fonctlon de leur si­
tuation geographique, et non plus selon les besoins des 
voyageurs dans le detall. 
Un mot maintenant sur la question de la protection des tra­
vailleurs et des travailleuses. Le Conseil federal retient qua 
las dispositions speciales sur les durees du travail et du 
repos, telles qu'elles sont actuellement applicables aux ser­
vlces accessolres des gares, seront dans tous les cas intro­
duites dans l'ordonnance 2 relative a la loi sur le travail. Le 
Conseil federal envisage a ce sujet de prevoir un repos com­
pensatoire de 47 heures pour les dimanches travailles, ce 
qui correspond a l'introduction de la semaine de cinq Jours. 
Oe plus, les travallleurs auront au minimum douze diman­
ches libres par annee. Quand blen mAme ces dlmanches 
peuvent Atre repartis de maniere lrreguliere dans l'annee, II 
s'agit tout de mAme d'une dlsposition qui equlvaut sur l'en­
semble a un dimanche libre par mois. Oe plus, les autres 
dispositions de la loi sur le travail et de ses ordonnances 
assurant la protection des travailleurs seront appllcables a 
cette categorie de personnel. Parmi ces disposltlons, on 
peut clter a tltre d'exemple la duree hebdomadalre maximale 
de travail, l'interdlction de travailler plus de slx Jours con~­
cutifs et l'octroi d'un repos quotidian de 11 heures. 
Je prends encore la proposition de minorlte Gysin Remo. 
Quoi qu'en pense Monsieur Rechsteiner Paul, le Conseil fe­
deral ne la considere pas comme une stupidlte. II pense que 
la loi sur le travail regle la protection des travallleurs et que, 
Jusqu'a present, II n'a Jamais ete fait etat dens cette lol d'ele­
ments de drolt prive du contrat de travail. l.'.introduction de 
cette disposltlon constituerait donc un changement fonda­
mental qul, aujourd'hui, ne semble pas approprle. Oe plus, 
vu le nombre de personnes qul sont concernees et le nom­
bre restreint d'entreprises lnter~es. cela aurait pour con­
~quence de ne toucher qu'une falble partie de la branche. 
Bien que Monsieur Rechstelner ne soit pas la, pour ce qul 
est de l'acte de foi qu'II me demande, Je peux lul dire qu'il y a 
de bons chretiens dans tous les partis, et pas seulement 
dans le nOtre. 

Maltre Jean-Philippe (C, GE), pour 1a commission: Je m'ex­
primerai tout d'abord a propos de la proposltlon de minorlte 
Rennwald. Monsieur Rennwald a donne comme argument 
prlncipal - et c'est un argument partage par plusleurs ora­
teurs qui l'ont developpe a cette trlbune - que la disposition 
qui vous est prop~ ici, en realite, n'etait rien d'autre 
qu'une manifestatlon nouvelle de la politique de deregle­
mentatlon - Je vous cite a peu pres mot a mot. La reponse 
doit lltre clairement non. II n'en est pas questlon. 
C'est un autre probleme qui vous est soumis aujourd'hui, 9a 
n'est rien que celui de la clarification du statu quo. Dans les 
gares, dans les grandes gares et dans les aeroports, actuel­
lement, et cela depuis des annees. vous avez des assorti­
ments qui sont vendus sur la base d'une Interpretation 
extensive de 1a loi federale sur les chemins de fer. C'est 
cette Interpretation extensive que le Tribunal federal a crlti­
quee et c'est ce qul nous condult a devolr clarifier la loi. 
Si vous permettez, Monsieur Rennwald, je ferai une petlte 
observatlon personnelle: s'il s'agissait d'une nouvelle mani­
festation de dereglementatlon et en l'occurrence d'une vo­
lonte d'ouvrlr ainsi 1a porte de maniere irreversible a une 
generalisation des ouvertures du dimanche - qui est ce que 
vous craignez -, je ne serais pas a la table des rapporteurs 
pour developper le polnt de vue de la majorlte de la commis­
sion. Pourquol? J'al moi-mllme a l'epoque, comme parle­
mentaire et comme membre engage dans mon parti, mene 
la fronde pour soutenir le referendum contre 1a derniere revi­
sion de la loi sur le travall, pour deux raisons: parce qu'elle 
etait desequillbree au detriment des travailleurs et parce 
qu'elle comportait cette generalisation de l'ouverture des 
commerces a concurrence de six dimanches par annee. Je 
n'entends donc pas me contredire. 
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11 ne s'agit lcl de rien d'autre que de regler de maniere juridj.. 
quement correcte ce qui correspond au statu quo. Le reste 
est de la speculation lntellectuelle ou polltlque. Mais nous 
n'avons pas a engager ici un debat qui n'est pas celui du 
jour. Nous ne voulons en aucun cas ouvrir la porte a une de­
reglementation du type de celle que craignent les orataurs 
qui ont soutenu la minorite Rennwald. 
Je voudrais dire de la maniere 1a plus claire que si nous ne 
clarifions pas la loi, la situation provisoire, la situation pre­
caire qu'a relevee le presldent de la Confederation, devra 
manlfestement Atre reglee d'une autre maniere. Comment 
devra-t-elle Atre reglee? C'est simplement par un retralt des 
autorisations qui sont donnees aujourd'hui, encore a tltre 
precaire, aux magasins qui vendent des assortiments elar­
gis. Je vous donne rendez-vous aupres des commer9ants 
dont il s'aglt, et surtout aupres de leurs employes, pour aller 
leur expliquer qu'a partlr du 1er janvier de l'annee prochaine, 
ils ne pourront plus travalller dans les mllmes conditions, en 
l'occurrence que le commerce peut Atre dans certaines Si­
tuations mis en perill 
II a ete dlt qu'on procedait de maniere urgente. Mais on ne 
procede pas de manlere urgente! ~initiative parlementaire 
Hegetschweiler a ete deposee en avril 2002. Depuis, la pro­
cedure s'est deroulee de manlere parfaitement reguliere et a 
un rythme normal. Mais nous devons traiter maintenant cet 
objet, parce que, encore une fois, la situation provisoire a la­
quelle le SECO a consenti, qui est manlfestement extensive 
par rapport a l'applicatlon stricte de la loi que reclame le Tri­
bunal federal, ne pourra pas durer au-dela de 2004. 
J'almerais tralter rapidement, ef je conclus par lä, la proposi­
tlon Oaguet qui demande de renvoyer le projet a la commls­
sion avec mandat de consulter les cantons et les partenalres 
sociaux. La commission s'est po~ cette questlon et a traite 
cette demande; eile est arrivee a la concluslon qu'en l'etat, 
9a n'etait pas necessaire pour plusieurs ralsons. Tout 
d'abord, et je le rappelle, ce projet n'a pour seul but que de 
clarifier, sur le plan juridique, une situatlon de falt qui exlste. 
II n'y a donc pas de modification fondamentale d'une norme. 
Ensuite, la nouvelle norme ainsi clarifiee et precisee selon 
les voeux de la majorlte de la commisslon devralt entrer en 
vigueur au tout debut de l'annee prochalne au plus tard. Une 
consultation pourrait donc compromettre cette echeance. Je 
dois dire egalement que ce qui pourrait Atre beaucoup plus 
Interessant, parce que plus polntu, et qui sera fait - Mon­
sieur le president de la Confederation a donne quelques ele­
ments de ce qui pourrait se trouver dans l'ordonnance -, est 
une consultatlon au niveau de l'ordonnance. Cela se justifie 
completement, parce qu'ä la difference de ce qui se passe 
avec la clarlficatlon de la lol, on a, avec l'ordonnance, toute 
une serie de preclsions qul evidemment concement directe· 
ment la sltuation des travallleurs, et la, II se justifie a l'evl­
dence de recueillir l'avls notamment des partenalres sociaux 
et des cantons qui sont directement concernes. 
Pour terminer, je voudrals indiquer ceci. Le fait que les par­
tenaires sociaux n'alent pas ete directement consultes a ete 
crltlque. Mais permettez-moi quand mAme cette precision, 
qui est une evldence: les partenaires sociaux, et en tout cas 
la partle syndicaliste, sont tres bien representes dans la 
Commission de l'economie et des redevances. Nous avons 
dans cette commission des Rechstelner, des Rennwald, des 
Oaguet; c'est la fine fleur du syndicalisme helvetlque. II n'y 
manqueralt plus que notre collegue Fasel pour avoir le senti­
ment que les non-syndicallstes de cette commlssion 
auralent ete invites non pas a une seance de 1a Commlsslon 
de l'economie et des redevances, mals a une reunlon syndl­
cale elargie. Oonc, on ne peut pas dire de ce point de vue-la 
que l'avls des syndicats n'a pas ete correctement exprlme 
dans le cadre de cette commission. 
Voila les ralsons pour lesquelles la majorite de la commis­
sion vous propose de rejeter la propositlon de minorlte 
Rennwald et egalement 1a proposition Daguet. 

Rennwald Jean-Claude (S, JU): Je suis ravi de constater 1a 
puissance des syndicalistes au sein de la Commlssion de 
l'economie et des redevancesl 
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Ceci dit, j'ai bien ecoute votre raisonnement selon lequel, 
pour vous, ce qul nous est propose aujourd'hui n'est pas le 
debut d'une «breche» generallsee, s'aglssant du travail du 
dimanche. Alors, est-ce que je peux en deduire qu'avec 
nous, vous combattrez l'initiative parlementaire Wasserfallen 
03.463 qui demande la generalisation de l'ouverture des 
magasins quatre dimanches par annee? 

Maltre Jean-Philippe (C, GE), pour la commission: Je ne 
puls lci vous repondre qu'ä titre personnel pulsque vous 
m'lnterpellez ä titre personnel. Je suls personnellement con­
tre cette initiative parce que j'entends Atre credible, sl je suis 
icl pour la clarlflcation de la loi. 
J'ajoute une ralson que vous connaissez blen. Je pense 
que, contralrement ä ce que vous lmaginez, si vous rejetez 
cette clariflcation de la lol, vous augmentez la presslon pour 
une generalisatlon de la regle d'ouverture des dimanches. 
La regle aujourd'hul, c'est l'interdictlon d'ouverture des com­
merces le dlmanche. Cexception, c'est celle qu'on connatt 
dans les stations touristiques et c'est celle qu'on connait 
dans les grandes gares et dans les aeroports. Si vous refu­
sez de traiter normalement l'exceptlon, II ne restera plus 
d'autre solution que de faire pression pour elargir la regle. 
Vous en prenez le rlsquel 

Wandfluh Hansruedi (V, BE), fQr die Kommission: Die Min­
derheit Rennwald will nicht auf die Vorlage eintreten, ob­
schon der Nationalrat der Kommission mit 87 zu 43 Stimmen 
deutlich den Auftrag gegeben hat, einen Entwurf fQr eine 
Gesetzesänderung auszuarbeiten. Die Minderheit wehrt 
sich, wie sie dargelegt hat, gegen die AushOhlung des Ar• 
beitsgesetzes und des Arbeitnehmerschutzes. Sie zweifelt 
daran, dass längere Öffnungszeiten zusätzllche Arbeitsstel­
len schaffen. 
Ich kann dazu klar sagen, dass die Bestimmungen des Ar­
beitnehmerschutzes Im Prinzip nicht betroffen sind. Die 
geltenden Gesetze bleiben weiterhin in Kraft, die bestehen­
den Schutzverordnungen ebenfalls. Im Gegenteil: Herr 
Bundespräsident Delss hat ausgeführt, dass in der Verord­
nung zusätzliche Verbesserungen angebracht werden sol­
len. 
Die Mehrheit der Kommission Ist der Meinung, dass das Of. 
fenhalten der Geschäfte in den Zentren des Offentllchen Ver­
kehrs einem Bedürfnis entspricht. Selbst Exponenten der 
rot-grOnen Minderheit haben hier zugegeben, dass sie an 
sich gerne am Sonntag in Zentran des Offentllchen Verkehrs 
einkaufen. Am Sonntag Ist laut Ladenlnhabem im Haupt­
bahnhof Zürich der Umsatz um rund 20 Prozent hOher als an 
normalen Werktagen. Wir kOnnen daraus schliessen, dass -
wie die eidgenOsslsche Abstimmung Ober die Änderung des 
Arbeitsgesetzes im Jahre 1996 und verschiedene kantonale 
Abstimmungen der letzten Jahre gezeigt haben - die gene­
relle Liberalisierung der LadenOffnungszelten nicht mehr­
heitsfähig Ist, dass aber der Sonntagseinkauf an zentraler 
Lage durchaus erwünscht ist Zwei Abstimmungen In ZOrich 
haben dies bestätigt. Hinzu kommt, dass durch die Bele­
bung der BahnhOfe die Sicherheit der Passanten tendenziell 
erhOht wird. 
Die Kommission beantragt Ihnen mit 1 B zu 7 Stimmen, 
den Nichteintretensantrag der Minderheit Rennwald abzu­
lehnen. 
Noch ein Wort zum Rückweisungsantrag Daguet Herr Da­
guet hat den Antrag Rechstelner Paul aus der Kommission 
aufgenommen und stellt ihn hier als Einzelantrag vor. Er for­
dert, dass bei den Kantonen und den Sozialpartnern eine 
Vernehmlassung durchgefQhrt wird. Der Rilckweisungsan­
trag wurde in der Kommission behandelt und mit 15 zu 
B Stimmen bei 1 Enthaltung abgelehnt. Die Mehrheit der 
Kommission teitte die Meinung, dass die Autonomie der 
Kantone, die Ladenoffnungszelten festzulegen, durch die 
Gesetzesänderung nicht betroffen werde und dass deshalb 
auf eine Vernehmlassung zu verzichten sei. Ich erinnere 
daran: Es geht nicht um die Öffnungszeiten der Geschäfte, 
sondern um die Beschäftigung von Personen in den Ge-
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schäften. Auch bezüglich der Sozialpartnerschaft sieht die 
Mehrheit der Kommission kaine zwingende Notwendigkeit, 
eine Vernehmlassung durchzuführen. Die Positionen zur 
Thematik sind erstens bekannt, und zweitens sind sie von 
den Kommissionsmitgliedern und den Exponenten der So­
zialpartner nochmals vollständig eingebracht worden. Wie 
gesagt: Die Mehrheit der Kommission beantragt mit 15 zu 
B Stimmen bei 1 Enthaltung, den ROckweisungsantrag abzu­
lehnen. 
Ich bitte Sie, der Mehrheit zu folgen und den Antrag der Min­
derheit Rennwald und den Rückweisungsantrag Daguet ab­
zulehnen. 

Vlscher Daniel (G, ZH): Herr Wandfluh, In der Debatte wur­
de die Ansicht vertreten, der Minderheitsantrag Gysln Remo 
sei in einem gewissen Sinne gesetzgeberisch gar nicht mOg­
llch. Sind Sie nicht auch der Meinung, dass gerade diese 
Frage klärungsbedOrftig ist und von der Kommission in ein 
Vernehmlassungsverfahren einbezogen werden masste? 
Vielleicht müsste darüber sogar eine Lehrmeinung eingeholt 
werden. 

Wandfluh Hansruedi (V, BE), fQr die Kommission: Den An­
trag der Minderheit Gysin Remo werden wir nachher 
behandeln. Zuerst wird Ober Eintreten beschlossen, dann 
kommt der Antrag der Minderheit Gysin Remo. Ich werde 
als Kommissionssprecher zu diesem Antrag Stellung neh­
men. 

Abstimmung - Vote 
{namentlich - nomlnatif: BeHage Annexe 02.422/464.) 
Für Eintreten .... 115 Stimmen it-~•- / , z::z. 
Dagegen .... 84 Stimmen S . ..,,.. Wir ...,... -,-

Prlsldent (Binder Max, Präsident): Wir stimmen nun Ober 
den Rückweisungsantrag Daguet ab. 

Abstimmung - Vote 
(namentlich - nomlnatif; BeHage Annexe 02 422/465) 
Für den Antrag Daguet .... 75 Stimmen 
Dagegen .... 105 Stimmen S . Seil-. / toir t-,1- .II 

Bundeageaetz Ober die Arbeit In lnduatrle, Gewerbe und 
Handel 
Lol Mderale sur le travall dans l'lndustrle, l'artlsanat et 
lecommerce 

DetaHberatung - D/scussion par artlcle 

Titel und Ingress, Zlff. 1 Einleitung 
Antrag der Kommission: 881 

Tltre et preambule, eh. l lntroductlon 
Proposition de 1a commlsslon: FF 

Angenommen -Adopte 

Art. 27 Abs. 1ter 
Antrag der Kommission: 881 

Neuer Antrag der Minderheit 
(Gysin Remo, Daguet, Fässler, Genner, Leutenegger 
Oberholzer, Recordon, Rechsteiner Paul, Rennwald, 
Strahm) 
In Verkaufsstellen und Dienstleistungsbetrieben in BahnhO­
fen, welche aufgrund des grossen Reiseverkehrs Zentren 
des Offentllchen Verkehrs sind, sowie In Flughäfen dOrfen 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sonntags beschäftigt 
werden, sofern ein Gesamtarbeitsvertrag abgeschlossen 
wurde. Der Gesamtarbeitsvertrag muss Bestimmungen Ober 
die minimale Entlohnung, Ober die Arbeitszeit und über Zula­
gen fQr die Arbeit am Sonntag enthalten. 
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Art. 27 al. 1ter 
Proposition de /a commission: FF 

Nouvelle proposition de la minorite 
(Gysln Remo, Daguet, FAssler, Genner, Leutenegger Ober­
holzer, Recordon, Rechsteiner Paul, Rennwald, Strahm) 
Les magasins et entreprlses de prestatlons de services si­
tues dans les gares qul, compte tenu de leur importent trafic 
de voyageurs, sont des centres de transports publics ainsi 
que dans les aeroports peuvent oocuper des travailleurs le 
dimanche, dans la mesure ou un contrat collectlf a ete con­
clu. Le contrat collectif doit contenir des dispositions sur la 
retribution minimale, le temps de travall et les allooatlons 
pour le travail du dimanche. 

Gysln Remo (S, BS): Ich hoffe, Sie haben den schriftlichen 
Text vor sich. Ich verstehe nicht, warum wir angesichts der 
verschiedenen Anträge keine Fahne bekommen haben, wel­
che die Orientierung erleichtert hätte. Wir haben das ver­
langt, und aus unverständlichen GrOnden ist hier ein 
Verwlrrsplel veranstaltet worden, das ich nicht begreife! Das 
vorweg. 
Der Minderheitsantrag lässt sich auf zwei Stichworte fokus­
sieren: erstens Kompromiss und zweitens Gesamtarbeits­
vertrag. Hier sind die beiden Stichworte Identisch; der 
Gesamtarbeitsvertrag ist der ausgewogene Kompromiss, 
den wir Ihnen beliebt machen. 
Wir haben eine komplexe Situation, das haben Sie In der 
Eintretensdebatte gehört. Wir haben verschiedene Blickwin­
kel und Interessenlagen, wir haben den Arbeitnehmer­
schutz, den Blickwinkel der KMU, die Konsumenten, die 
Öffentllchkeitsdiskusslon, die Diskussion um Nachtarbeit. In 
dieser Situation ist es wichtig, dass wir nicht einseitig eine 
Interessengruppe -- hier den Arbeitnehmerschutz, die Arbeit­
nehmerinnen - belasten. Das ist aber der Fall. Was es In 
dieser Situation braucht, ist ein Ausgleich, ein Kompromiss, 
ein „check and balance». Das ist das, was wir Ihnen vor­
schlagen. 
Ich möchte auch daran erinnern, dass wir uns hier in dem, 
was wir bereits beschlossen und eingeleitet haben, in einem 
Feld bewegen, zu dem die Bevölkerung Nein gesagt hat. 
Gesamtschweizerisch war das 1996 in der Abstimmung der 
Fall, und -- Sie haben es gehört - es war In einzelnen kanto­
nalen Abstimmungen der Fall: in Aargau, Basel, Solothurn, 
Uri, St. Gallen, GraubOnden, ZUg, Luzern und Freiburg -- das 
sind Kantone, die sich anders geäussert haben Im Vergleich 
zu dem, was Sie vorher beim Eintreten beschlossen haben. 
Es geht zudem um ein Tätigkeitsfeld - um Bahnhöfe, Flug­
häfen --. in dem die Arbeitsbedingungen traditionell typi­
scherweise sehr schlecht sind. Sie sind durch tiefe Löhne 
gekennzeichnet. Ich kann Ihnen ein Beispiel nennen: Eine 
Kioskangestellte erhält nach zwanzig Jahren Arbeit einen 
Lohn von 2800 Franken netto. Stundenlöhne von 16 Fran­
ken sind nicht unObllch. Es trifft nicht zu, was Herr Zupplger 
behauptet hat, es gibt hier keine Regelung des Mindestloh· 
nes durch den Bundesrat! Das ist schlicht erfunden! Ich 
hoffe, Herr Bundesrat Deiss kann das noch klarstellen. 
Die Arbeitsbedingungen sind nicht nur durch tiefe Löhne ge­
kennzeichnet, sondern auch durch die Arbeit auf Abruf und 
durch die ungesunden Bedingungen: Man arbeitet z. B. In 
kOnstlichem Licht oder im Durchzug, und es herrscht Hektik. 
Es gibt in diesen Bereichen auch wenige Kontrollen der Ar­
beitsbedingungen. In dieser Situation haben wir zu schauen, 
dass der Arbeitnehmerschutz nicht ausgehöhlt wird. Es 
braucht einen Gesamtarbeitsvertrag. 
Ich stehe auch als Basler hier. Ich darf Ihnen die Erfahrun­
gen des Kantons Basel-Stadt näher bringen: Wir haben 
1997 ein Ladenschlussgesetz genehmigt, welches einen 
Abendverkauf pro Woche an den Abschluss eines Gesamt­
arbeitsvertrages knOpfte. Das hat sich bewährt. Diese Kon­
struktion gibt es, das ist nichts Neues. Wir haben diese 
Konstruktion -- eine Lösung fQr die Öffnungszeiten, verbun­
den mit einem Gesamtarbeitsvertrag - auch In Genf. Im 
Kanton Genf, der im Detailhandel auf eine lange Tradition 
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der Verständigung unter den Sozialpartnern zurückblickt, 
konnte im Jahre 2001 ein Rahmenvertrag für das gesamte 
Verkaufspersonal unter Dach und Fach gebracht werden. 
Dies war eine der Bedingungen, welche die örtlichen Ge­
werkschaften vor Aufnahme der Gespräche Ober die Einrich­
tung eines Abendverkaufs pro Woche gestellt hatten. Das 
sind zwei wegweisende Regelungen, mit denen positive Er­
fahrungen gemacht worden sind und die wir mit unserem 
Antrag nun hier einbauen möchten. Es ist nichts Neues; es 
hat sich von unten, von den Kantonen her, bewährt, und wir 
sollten das hier übernehmen. 
Es sind aber nicht nur soziale, familienpolitische und ge­
sundheitliche GrOnde, die für einen Gesamtarbeitsvertrag 
sprechen. Es gibt auch wettbewerbspolitlsche GrOnde für 
diese Regelung. Sie haben vielleicht auch das Schreiben 
der Schweizer Detaillisten bekommen, und ich frage Sie: 
Warum suchen wohl Detaillisten mit Läden nicht Im, aber un­
mittelbar neben dem Bahnhof im Hinblick auf die unter­
schiedlichen Regelungen, die sie dann beobachten können, 
mit uns eine andere Lösung, als sie der Bundesrat vorge­
schlagen hat? Der Schweizer Detaillistenverband mit sei­
nem Zentralpräsidenten, Herrn KOndig, setzt sich für ein 
«check and balance» ein, fQr einen Ausgleich in unserem 
Sinne. 
Ich bitte Sie, der Minderheit zu folgen. Das Ist ein Kompro­
missantrag; er ist ausgewogen und tragfähig. Ich bitte Sie, 
ihn zu unterstOtzen. 

Präsident (Binder Max, Präsident): Das Wort tor eine per­
sönliche Erklärung hat Herr Rime. 

Rlme Jean-Fran~is (V, FR): Monsieur Gysln, nous ne som­
mes pas opposes au contrat collectif, mals nous sommes 
convaincus que c;a n'a rien a faire dans la loi. Pour partlciper 
a des negociations sur un contrat collectif, je sais pertinem­
ment comment on peut faire echouer ces negoclations, et je 
considere que l'introduction de cet alinea dans la loi ne sert 
qu'a bloquer la situation. 

Präsident (Binder Max, Präsident): Die SVP-Fraktion unter­
stOtzt den Antrag der Mehrheit. 

Viecher Danlel (G, ZH): Die grOne Fraktion schllesst sich 
der Minderheit Gysin Remo an. 
Es wurde vorhin moniert, die Lösung, einen Gesamtarbeits­
vertrag in der Gesetzesnovelle zu statuieren, sei gar nicht 
möglich. Ich weiss, ehrlich gesagt, nicht, warum das nicht 
möglich und rechtlich nicht zulässig sein soll. Der Bund hat 
ja gute Erfahrungen mit solchen Lösungen gemacht. Nicht 
zuletzt In jenen Bereichen, die privatisiert wurden - sei es 
bei der Post, sei es bei anderen Unternehmen -, wurde bei 
den entsprechenden Gesetzesnovellen eine vergleichbare 
Regelung betreffend Gesamtarbeitsvertrag aufgenommen. 
Es gibt aber auch eine spezifische BegrOndung, warum es in 
diesem Bereich sinnvoll und nötig ist, dass der Gesetzgeber 
eine solche Vorkehrung trifft. Wir regeln ja ein SonderbedQrf­
nls im öffentlichen Raum der Behnhöfe. Der Anknüpfungs­
punkt dieser Vorlage sind ja Bahnhöfe; es ist nicht irgendein 
allgemeiner Raum, sondern es wird auf ein zusätzliches öf­
fentliches Interesse in den Bahnhöfen abgestellt, weshalb 
eine Ausdehnung bzw. eine Deregulierung der Schutzbe­
stimmungen des Arbeitsgesetzes nötig ist. 
Sie haben gehört und wissen so gut wie ich, dass die Ar­
beitsbedingungen des Verkaufspersonals prekär sind. Mithin 
kann es der öffentlichen Hand nicht glelchgOltlg sein, unter 
welchen Bedingungen In dem von ihr besonders bevorzug­
ten öffentlichen Raum Leute am Sonntag zusätzlich arbeiten 
mOssen. Deswegen muss der Gesetzgeber dafür besorgt 
sein, dass tatsächlich Schutzbestimmungen greifen können, 
dass Mindestgarantien vorhanden sind und der Zwang be­
steht, einen Gesamtarbeitsvertrag abzuschliessen. 
FOr uns von der grOnen Fraktion ist die Zustimmung zu die­
sem Minderheitsantrag, wie bereits dargetan, eine Conditio 
sine qua non fQr die ZUstimmung zu dieser Vorlage. Herr 
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Hegetschweller, es wird sich nun zeigen: Entweder sind Sie 
einfach fOr mehr Verkaufsflächen und fOr mehr Handel und 
halten es im Übrigen mit dem Motto «Nach mir die Sintflut .. , 
oder Sie sind ein sozial verantwortungsvoller Mensch. Wenn 
Sie das sind, dann ist es fOr Sie gratis, dem Antrag der Min­
derheit Gysin Remo zuzustimmen. 

Hegetachweller Rolf (RL, ZH): Ich bitte Sie, der Mehrheit 
zuzustimmen und den Antrag der Minderheit Gysln Remo 
abzulehnen. Arbeltsvertragliche Regelungen sind die Ange­
legenheit von Sozialpartnern und haben in diesem Gesetz 
keinen Platz. Es sind in einem solchen Einkaufszentrum ja 
auch verschiedenste Branchen betroffen, darum wäre es 
auch systemwfdrlg, wenn man hier Gesamtarbeitsverträge 
vorschreiben WOrde. Wie der Bundesrat in seiner Stellung­
nahme zu Recht ausführt, wäre es unrichtig und sachlich 
falsch, wenn die Beschäftigung von Personal am Sonntag 
vom Abschluss eines Gesamtarbeitsvertrages abhängig ge­
macht wOrde. Das Arbeitsgesetz regelt ja den Arbeitnehmer­
schutz - also Arbeits- und Ruhezeiten, Gesundheitsschutz 
usw. -, aber nicht die privatrechtlichen Elemente eines Ar­
beitsvertrages, wie belseielsweise Lohnfragen. Die von der 
Minderheit gewOnschte Anderung worde einer falschen und 
unerwQnschten grundlegenden Systemänderung des Ar­
beitsgesetzes Vorschub leisten und ist darum abzulehnen. 
Ich bitte Sie also, den Minderheitsantrag nicht anzunehmen. 

Prisldent (Binder Max, Präsident): Die CVP-Fraktion unter­
stOtzt den Antrag der Mehrheit. 

Oelsa Joseph, president de la Confederatlon: J'al deja eu 
l'occasion de m'exprimer sur la questlon lors du debat d'en­
tree en matiere. Je n'ai pas d'autres elements a ajouter que 
ceux que je vous avais donnes. 
Certains lntervenants ont tres Justement soullgne le fait que 
la loi sur le travail regle la question de la protection des tra­
vallleurs, notamment quant a la duree du travall, 1a duree du 
repos, la protection de 1a sante, mais ne traite pas des as­
pects de droit prive du contrat de travail. En particulier, les 
questions salarlales ne sont en princlpe pas reglees par la 
loi sur le travail et, dans notre pays, ces questions sont l'ob­
jet des discussions et des negoclatlons entre partenaires so­
claux. Adopter 1a propositlon de mlnorlte Gysln Remo 
reviendralt donc a introduire ici, pour un groupe relatlvement 
restreint d'entreprises de natures diverses et pour un nom­
bre relativement restrelnt de personnes occupees, un chan­
gement de 1a systematlque qui n'est pas souhaltable. 
Ceci dlt, jaimerals quand mAme rectlfler un element lance 
dans le debet par Monsieur Zuppiger - jusqu'a nouvel avls, II 
n'est pas autorlse a s'exprimer au nom du Conseil federal, 
surtout lorsqu'il repand de fausses nouvelles - puisqu'il n'y a 
actuellement pas de disposltions prevues ou mises en place 
par le Conseil federal en ce qui concerne un salaire minimal. 
Le Conseil federal s'oppose donc a la proposltlon de la mi­
norlte Gysin Remo. 

Maltre Jean-Philippe (C, GE), pour la commission: La pro­
posltlon defendue par la mlnorite a ete examinee attenti­
vement en commission, laquelle a conclu a son rejet, par 
16 voix contre 8, et cela pour plusleurs motifs. 
II est evidemment reconnu qua las conventions collectives 
de travail sont un Instrument lmportant dans les relatlons de 
travail et dans les relations entre partenaires soclaux. Mais 
c'est un Instrument qul est an mains des partenaires so­
ciaux et qul ne doit pas trouver de concretisation dans la loi 
en tant que telle. Sinon, on en change la nature. Cela auralt 
par ailieurs un effet indesirable si ici, de maniere speclfique, 
on mettait cette exlgence legale, alors qu'il s'agit de rela­
tions entre partenaires soclaux. On auralt an quelque sorte 
deux types de conventions collectives: on auralt celles qui 
trouvent un ancrage dans la loi et celles qul ne trouvent pas 
d'ancrage dans la loi. Cela pourralt donner lieu ä un certain 
nombre de dlfficultes d'interpretatlon entre - si vous me 
permettez l'expression un peu sportive - des conventlons 
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collectlves de llgue nationale A, qul trouveralent leur an­
crage dans la loi, et des conventions collectlves de llgue na­
tionale B, qul seralent slmplement le fruit de la negoclation 
et de l'accord des partenaires sociaux. II peut, bien sOr, y 
avoir quelques exceptions justifiees, notamment pour des 
motifs preponderants dans le cadre de la llbre circulation 
des personnes, ou d'autres motifs de ce type. Je crois, 
d'autre part - la majorite de la commission l'a releve -, qu'il 
ne faut pas creer deux regimes dlfferents pour les memes 
commerces, mals qui se trouvent dans des situatlons geo­
graphiques differentes, ou on aurait certains commerces 
sous conventlon collective en tant que teile - avec ancrage 
dans la loi - et d'autres qui sont exactement las mAmes, 
mais pour lesquels II n'y aurait pas de conventlon collective, 
le cas echeant, applicable. 
Donc, voila les raisons pour lesquelles la majorlte de la com­
mlsslon a ete reticente - pour ne pas dire negative - et ca 
d'autant que las disposltions essentielles qua vous visez an 
matiere de temps de travail ou de repos compensatoire 
devront se trouver dans l'ordonnance. Pour le surplus, les 
dlsposltions salariales sont typlquement laissees a la nego­
clation des partenaires sociaux. 
Pour toutes ces raisons, la majorlte de la commission vous 
propose de rejeter la proposltion de minorlte Gysin Remo. 

Recordon Luc (G, VD): Monsieur le president de la Confe­
deration, vous avez dit qu'il n'etait pas adequat, pas accep­
table, qu'une convention collectlve de travall flgure dans un 
texte comme la loi sur le travalLparce que c'est un Instru­
ment de droit prive. Mais n'avez-vous pas consclence de la 
mlxlte extremement frequente en drolt sulsse des Instru­
ments de drolt prlve et de drolt publlc qui ont respectivement 
un effet sur l'autre partle du drolt? N'avez-vous pas cons­
cience en partlculler que l'article 20 du Code des obligatlons, 
lorsqu'II rend lllicites toute une serie d'elements resultant du 
droit public, en falt an reallte une importatlon en drolt prlve? 
Ne voyez-vous pas, des lors, qu'II n'y a pas de ralson dog­
matlque, juridique, d'interdire qu'une convention collective -
Instrument de droit prive - doive obllgatolrement Atre con­
clue pour qua certalnes consequences puissent fltre tirees 
dans la loi sur le travall? Je ne vols vralment pas, pour ma 
part en tout cas, ou est Je probleme juridlque. 

Delss Joseph, president de 1a Confederatlon: Sur le plan Ju­
rldique, Monsieur Recordon, le Parlament a tout a falt 1a 
possibilite d'inscrire cet allnea; Je n'al d'aiUeurs pas dit qu'il 
seralt contraire a la loi. Ce que J'al mis en evidence, c'est le 
falt qua la lol sur le travail ne connatt pas, pour l'ensemble 
des domaines qu'elle couvre, de telles disposltlons. Et ce 
seralt, avec la mlnorlte Gysin Remo, l'lntroductlon, pour un 
domaine excessivement restreint quant au nombre con­
ceme de personnes et d'entreprlses, d'une dlsposltion nou­
velle. 
Un autre element, qui n'est pas juridique, mals plutöt de !'or­
dre de la tradltlon de nos rapports soclaux, est que les ques­
tlons de ce type, notamment salarlales, sont considerees 
comme etant du domalne des rapports entre les partenaires 
soclaux. 

Wandfluh Hansruedl (V, BE), fQr die Kommission: Die Min­
derheit Gysln Remo will die Beschäftigung von Personal am 
Sonntag und am Abend nur fQr Betriebe zulassen, die einen 
Gesamtarbeitsvertrag abschliessen, der erstens Mindest­
löhne, zweitens Arbeitszeit und drittens Zulagen fQr die 
Sonntagsarbeit festsetzt 
Die Mehrheit der Kommission widersetzt sich diesem Ansin­
nen Im Verhältnis von 16 zu 8 Stimmen. Arbeitsvertragllche 
Bestimmungen festzulegen ist eine Angelegenheit der So­
zialpartner, nicht des Gesetzgebers. Dasselbe gilt für die In­
halte von Gesamtarbeitsverträgen. Das Arbeitsgesetz regelt 
den Arbeitnehmerschutz ohne BerOcksichtigung der privat­
rechtlichen Elemente des Arbeitsvertrages. So werden z. B. 
Lohnfragen im Arbeitsgesetz grundsätzlich nicht geregelt. 
Die Annahme des Antrages der Minderheit Gysin Remo 
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worde zu einem grundsätzlichen Systemwechsel Im Arbeits­
gesetz führen. Dies ist nach Ansicht der Mehrheit der Kom­
mission nicht erwOnscht. 
Ich bitte Sie im Namen der Mehrheit der Kommission, den 
Antrag der Minderheit Gysin Remo abzulehnen. 

Levrat Christian (S, FR): Monsieur Wandfluh, la Suisse a 
ratifie II y a quelques annees la Convention no 98 de l'OIT, 
par laquelle elle s'engage a promouvoir 1a conclusion d'ac­
cords collectifs entre les organisations de travailleurs et les 
organisations patronales. C'est une obligation qui incombe a 
l'ensemble des autorites de ce pays, au gouvernement 
comme au Parlement. Comment entendez-vous concretiser 
cette obligation si, chaque fois que la question se pose con­
cretement, dans un projet de loi, d'inciter les partenaires so­
ciaux a conclure une convention collective de travail, vous 
rejetez cette proposition en indiquant que les partenaires so­
ciaux doivent aglr llbrement, lndependamment du gouverne­
ment? 

Wandfluh Hansruedi r,J, BE), für die Kommission: Wir ha­
ben einen Schutz der Arbeitnehmer. Der ist heute voll gege­
ben. Es macht keinen Sinn, hier neue Komponenten ins 
Arbeitsgesetz aufzunehmen, die im Prinzip systemfremd 
sind. Sonst muss das Arbeitsgesetz dann grundsätzlich 
auch auf andere neue Elemente hin OberprOft werden. 

Abstimmung -- Vote 
Cnamentfich -- nomlnatlf; Bejlage - Annexe 02.422/466) 
FOr den Antrag der Mehrheit .... 94 Stimmen 
FOr den Antrag der Minderheit .... 77 Stimmen 

Zlff. II &. Se,:I,.. / M>ir f1ll,3C- a, 
Antrag der Kommission: 881 

Ch.II 
Proposition de la commission: FF 

Angenommen -Adopte 

Gesamtabstimmung -- Vote sur l'ensembfe 
(namentlich - nominaffl; Beilage - Annexe 02.422/467) 
FOr Annahme des Entwurfes .... 106 Stimmen 
Dagegen •.•• 64 Stimmen 

s. s,:l. / vow ,-~c.. ijo 

Le prkldent (Binder Max, presldent): J'ai le plaisir de sou­
haiter un bon anniversaire a Madame Martine Brunschwig 
Graf et a Monsieur Pierre-Yves Maillard. Mes meilleurs 
voeux les accompagnent dans la nouvelle annee. (Applau­
dissements) 

16 mars2004 
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Parlamentarische Initiative 
Hegetschweller Rolf. 
Ladenöffnungszeiten In Zentren 
des öffenUlchen Verkehrs 
Initiative parlementalre 
Hegetschweiler Rolf. 
Heures d'ouverture des commerces 
dans les centres de transports publlcs 

Zweitrat - Deuxieme Conseil 
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Date de depöt 17,04,02 
Berlcht KVF-NR 11.11.02 
Rapport CTT-CN 11.11.02 
Nationalrat/Conseil nallonal 29.09.03 (Erste Phase - Prem~re tltape) 
BerlchtWAK•NA 17.02.04 (BBI 20041621) 
Rapport CER-CN 17.02.04 (FF 2004 1485) 
Stellungnahme des Bundesrates 05.03.04 (BBJ 2004 1629) 
Avis du Conseil f~twl 05.03.04 (FF 2004 1493) 
Nationalral/Conseil national 16.03.04 (ZWefte Phase- Deuxleme tltape) 
Slinderal/Consell des Bais 09.06.04 {Zwettrat- Deuxleme Conseil) 

Antrag Gentil 
ROckwelsung an die Kommission 
mit dem Auftrag, eine Vernehmlassung bei den Kantonen 
durchzufOhren, deren Meinung bis zum heutigen Tage nicht 
eingeholt wurde, obwohl die Vorlage In ihren Kompetenzbe­
reich gehört. 

Proposition Gentil 
Renvol a la commission 
avec mandat d'organlser une consultation aupr~ des can­
tons, dont l'avis n'a pas ete sollicite jusqu'a ce Jour, alors qua 
le sujet traite fait partie de leur domalne de competence. 

Laurl Hans 0/, BE), für die Kommission: In einem viel be­
achteten Entscheid hielt das Bundesgericht im Jahr 2002 
fest, gestOtzt auf das Eisenbahngesetz und das Arbeits­
recht, dass in zahlreichen Unternehmen, unter anderem im 
Zürcher Hauptbahnhof, am Sonntag kein Personal beschäf­
tigt werden darf, obwohl das Offenhalten der Geschäfte 
rechtens Ist. In einem vergleichbaren Fall bestätigte das Ge­
richt diese Praxis auch für den Flughafen Kloten. Angesichts 
dieser offensichtlich unbefriedigenden Situation reichte Na­
tionalrat Hegetschweller im April 2002 eine parlamentari­
sche Initiative ein mit dem Ziel, Nebenbetriebe an Bahnhö­
fen, welche als Zentren des öffentlichen Verkehrs gelten, die 
Beschäftigung von Personal an allen Wochentagen, inklu­
sive Sonntage, zu ermöglichen. 
Wie bisher vorgesehen sollten die Vorschriften der Kantone 
und Gemeinden Ober Öffnungs- und Schllessungszeiten 
keine Anwendung auf die von Bahnunternehmungen als Ne­
benbetriebe definierten Betriebe finden. Hingegen sollten 
die Bahnnebenbetriebe den übrigen Vorschriften Ober die 
Gewerbe-, Gesundheits- und Wlrtschaftspolizei sowie den 
von den zuständigen Behörden verbindlich erklärten Rege• 
lungen Ober das Arbeitsverhältnis unterstehen. Offensicht­
lich besteht In den grossen Bahnhöfen ein beachtliches Be­
dürfnis, auch an Sonntagen Einkäufe tätigen zu können. 
Dies hingt mit der weiter stark zunehmenden Mobilltit der 
Bevölkerung, mit gewandelten Einkeufsgewohnhelten und 
vielen anderen Bewegungen zusammen, die In den letzten 
Jahren in unserer Gesellschaft stattgefunden haben. Das 
BedOrfnls eines wesentlichen Teils der Bevölkerung nach 
diesen Bnkaufsmöglichkelten In diesen Zentren kenn wohl 
ernsthaft nicht bestritten werden. 
Die Umsetzung der parlamenterlschen Initiative durch die 
WAK des Nationalrates führte zur Änderung des Arbeitsge­
setzes: sie liegt uns heute zur Beratung für einen Entscheid 
vor. Der Nationalrat stimmte der Gesetzesänderung In der 
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Frühjahrssession dieses Jahres mit 108 gegen 64 Stimmen 
zu. Die WAK schloss sich dem Entscheid des Nationalrates, 
der auch die Zustimmung des Bundesrates geniesst, mehr­
heitlich an. 
Die beantragte Gesetzesrevision schafft Klarheit und erlaubt 
Verkaufsstellen und Dienstleistungsbetrieben in Zentren des 
öffentlichen Verkehrs sowie In Flughäfen unabhängig von 
Branchen- und Sortlmentsbeschrinkungen die Beschäfti­
gung von Personal am Sonntag. Die Bewilligung soll also nur 
noch von der Lage der Läden abhängig gemacht werden. 
Wie dem beantragten Gesetzestext zu entnehmen ist, geht 
es nach #'\U11a:iR,u der Mehrheit nicht um alle Bahnhöfe, 
sondern nur um d igen, die aufgrund des grossen Reise-
verkehrs Zentren des öffentlichen Verkehrs sind: daneben 
geht es um die Flughäfen. 
Die Kommission hat sich vor dem Eintretensentscheld auch 
gründlich mit dem Arbeitnehmerschutz auseinander gesetzt. 
Sie hat dabei von der entsprechenden schriftlichen Stellung• 
nahme des Bundesrates und den mündlichen Ergänzungen 
des Vorstehers des Volkswlrtschaftsdepartementes Kenntnis 
genommen. 
Der Bundesrat will für die Arbeits• und Ruhezelten Sonder• 
normen In die Verordnung 2 zum Arbeitsgesetz einführen, 
wie sie bereits aktuell für die Bahnnebenbetriebe gelten. Der 
Bundesrat sieht für die Arbeit am Sonntag einen Ausgleich 
an Freizelt im Umfang von 47 Stunden vor, was der Einfüh­
rung der Fünftagewoche im Verkauf gleichkommt. Daneben 
sollen die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer Anrecht auf 
mindestens zwölf freie Sonntage im Jahr haben. Zudem sol­
len für die in diesen Läden beschäftigten Personen auch die 
übrigen Bastimmungen des Arbeitsgesetzes und seiner Ver­
ordnung gelten, die dem Arbeitnehmerschutz dienen. 
Ich werde erst nach dem Elntretensentscheld im Rahmen 
der Diskussion der Minderheitsanträge sowohl auf den örtli­
chen Geltungsbereich wie auch auf den Arbeitnehmerschutz 
zurOckkommen. Die Kommission fällte den Eintratensent­
scheld mit 1 O zu O Stimmen bei 1 Enthaltung. 
Ich bitte Sie ebenfalls einzutreten. 

Gentll Plerre-Alain (S, JU): Le renvoi a la commlssion n'est 
pas synonyme de refus d'entree en matlere; mals la consta­
tation, comme je l'al ecrit d'allleurs de maniere un peu mala­
drolte, que nous sommes la dans un domaine qul conceme 
evidemment la Confederatlon dans la mesure ou nous 
avons parfaltement le droit de legiferer dans les noeuds de 
communication, mals que nous touchons il des competen­
ces cantonales volre communales, puisque la leglslation sur 
l'ouverture des magasins releve, dans las autres secteurs 
que les centres de communlcatlon, de la competence des 
cantons ou des communes. 
La declsion qua nous allons eventuellement prendre dans le 
domaine des noeuds de la communication aura assurement 
des repercussions sur l'organisation des heures d'ouverture 
dans les autres commerces qui sont situes a !'Interieur des 
villes. II me semble d~ lors non seulement logique, mals 
souhaitable que les cantons soient consultes sur l'appre­
ciation qu'ils portent sur l'initiative qui nous est soumlse. Je 
n'aurais pas fait cette proposition de renvol sl les cantons 
avalent ete consultes dans la procedure normale, mals les 
membres de 1a commlssion m'ont indique que cela n'avait 
pas ete falt. II me semble qua c'est une lacune pour deux rai­
sons. 
La premiere pour une raison essentlellement dlplomatique. 
Plusleurs de nos collegues ont releve a juste titre que, lors 
des votatlons du 16 mai dernler, la Confederation n'avalt pas 
montre une tres grande ouverture et une tr~ grande com­
prehenslon vis-a-vls des cantons, alors m&me qu'elle prenalt 
des declsions qul les concernaient. II me semble que notre 
Parlement, puisque nous sommes dans le domaine du trai­
tement d'une initiative parlementaire, devrait - particuliere­
ment notre chambre - montrer l'exemple et solllclter l'avls 
des cantons, ce d'autant plus, et c'est la deuxleme ralson de 
cette demande de renvoi, que leurs competences sont con­
cemees. 
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Vous savez certainement que les questions relatives aux 
heures d'ouverture des commerces dans les cantons et 
dans les communes sont des sujets particulierement sensi­
bles. II y a eu plusieurs votations populaires dans differents 
cantons a ce sujet. II y a probablement des exemples inte­
ressants de regulatlon de ces situations dans dlfferents can­
tons, et il me semble que notre reflexion s'enrichirait si nous 
sollicitions l'avis des cantons et si nous leur demandions la 
maniere dont lls reglent le probleme chez eux et l'estimation 
qu'lls portent sur les consequences que pourrait avoir notre 
decision s'agissant des heures d'ouverture des commerces 
dans les centres de transports publics. 
C'est 1a raison pour laquelle, sans contester l'opportunlte 
d'entree en rnatiere, je vous invite a accepter cette propo­
sition de renvoi, a consulter les cantons et a proflter des ex­
perlences reunies dans les cantons pour approfondir la re­
flexion sur ce domaine. 

Forster-Vannlnl Erika (RL, SG): Die Minderheit Gentil ver­
langt eine Rockweisung an die Kommission. Wenn ich mich 
für diese ROckweisung erwärmen könnte, dann deshalb, weil 
die regionalen Probleme aus meiner Sicht tatsächlich zu we­
nig studiert, das heisst die BedOrfnlsse der Regionen aus­
serhalb der grossen Zentren zu wenig abgeklärt worden 
sind. Was vorliegt, ist in meinen Augen vor allem eine «Lex 
Shopville Z0rlch», und die Regionen finden in der Vorlage zu 
wenig Beachtung. 
Bevor ich mich aber endgaltig entscheiden kann, ob ich fQr 
eine R0ckweisung stimmen werde, möchte ich dem Herrn 
Bundespräsidenten noch eine Frage stellen. Soviel ich 
weiss, liegt ein Bundesgerichtsentscheid vor, der besagt, 
dass die Läden eigentlich bereits heute am Sonntag ge­
schlossen sein mOssten. Das Seco hat den betroffenen Un­
ternehmen eine Übergangsfrist bis zum 31. Dezember 2004 
gewährt. Meine Frage nun, Jierr Bundespräsident: Wie steht 
es mit dieser gewährten Ubergangsfrlst, wenn wir jetzt 
ROckweisung an die Kommission beschllessen und die Be­
ratungen länger dauern? Kann die Übergangszeit allenfalls 
verlängert werden? 

Fetz Anita (S, BS): Ich möchte Sie sehr bitten, die ROckwei­
sung an die Kommission zu unterstOtzen, und zwar sage ich 
das gerade denjenigen, die sich fOr die Liberalisierung der 
Sonntagsarbeit einsetzen wollen. Ihnen worde Ich stark 
empfehlen, die ROckwelsung zu unterstotzen. 
Es ist selbstverständlich so, dass die Auswirkungen dieser 
Veränderungen die Kantone natOrlich In ganz besonderem 
Masse treffen: Erstens mossen wir den Kantonen gegen­
Ober sowieso sehr sensibel sein - das haben wir uns ja seit 
dem 16. Mai 2004 auch vorgenommen -, und zweitens gibt 
es einige Kantone, die vorbildliche, hochinteressante Lö­
sungen haben, wie man Arbeitszeiten liberalisieren und 
zusammen mit den Sozialpartnern auch gute LOsungen zu­
stande bringen kann. Ich denke, dass Genf ein sehr interes• 
santes Beispiel Ist - das kenne ich jetzt zufällig -, auch 
Basel-Stadt - das kenne Ich zufällig sehr gut. Es gibt aber 
auch noch andere Beispiele. Wenn Sie das Im Hauruckver­
fahren durchziehen und die Kantone nicht mit einbeziehen, 
riskieren Sie einfach, dass es einen Abstimmungskampf ge­
ben wird, in dem dann wieder verschiedene Interessen auf• 
einander treffen, ohne dass man eine sozialpartnerschaftllch 
abgestOtzte Lösung machen kann. Der Arbeitnehmerschutz 
ist bei der Liberalisierung der Ladenöffnungszeiten ein wich­
tiger Punkt. Das heisst nicht, dass es keine Liberalisierun­
gen geben soll, aber sie sollen mit dem Arbeitnehmerschutz 
kompatibel sein. 
Sie wissen. die Liberalisierung der Ladenöffnungszelten Ist 
in den Kantonen in vielen Abstimmungen abgelehnt worden. 
Die Leute haben zwar das Bed0rfnis, zu verschiedenen Zei­
ten einkaufen zu gehen, aber sie finden eben auch, es m0ss­
ten sozial ausgewogene Lösungen sein. Da kann man sich 
kantonale Beispiele anschauen und eine Lösung finden, zu 
der alle Ja sagen können. 
Ein letzter Punkt - das Ist eine persönliche Bemerkung -: 
Manchmal hat man wirklich das GefOhl, dass sich die ganze 
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Schweiz darum kümmern muss, wenn sich in Z0rich ver• 
schledene Parteien streiten und keine Konsenslösung fin­
den. Die parlamentarische Initiative wurde ja wegen des 
Shopville Z0rlch eingereicht. Es wäre deshalb auch mal rich­
tig zu sagen: Es gibt gute LOsungen in anderen Kantonen! 
Schauen wir sie an, dann finden wir etwas Gemeinsames. 
Aber. es muss im Konsensverfahren stattfinden und darf 
keine Haurucklösung sein. 
Ich glaube, es wäre gut, dass man jetzt fOr die ROckweisung 
stimmt, wenn man die Liberalisierung unterst0tzt. 

Wlckl Franz (C, LU): Ich finde den Antrag auf ROckweisung 
richtig. Meines Erachtens gibt es zu viele offene Fragen in 
der Sache selbst, und dann vor allem auch In den Details. 
Wenn wir nur die Anträge der Kommission des Nationalrates 
bzw. die Beschl0sse des Nationalrates und dann unsere 
Minderheits• und Mehrheitsanträge ansehen, gibt es sehr 
viele Auslegungsfragen: Was heisst «ein Bahnhof mit gros­
sem Reiseverkehr»? Was Ist das? Oder bei der Ausdehnung 
auf alle Bahnhöfe: Was heisst dann ccBahnhof»? Ist dann die 
Haltestelle Irgendwo auch noch ein Bahnhof? Es bleiben 
also sehr viele Auslegungsfragen. Dazu kommt, was auch 
Herr Gentil beantragt: Vor allem die Kantone m0ssen wis­
sen, wie es für sie weitergehen soll, wenn das hier im Bun­
desparlament beschlossen wird. 
Deshalb bitte ich Sie, den ROckweisungsantrag zu unterstOt­
zen. 

Studer Jean (S, NE): Dejä au moment des dellberations, II 
est apparu que les proposltions qul nous etalent faites 
etaient peu ctalres. En preparant la propositlon de mlnorite, 
je me suis rendu compte qu'effectivement, on n'avalt pas ete 
tres attentff a la portee, a la signiflcation de la modification 
qul etalt proposee. 
Je crois que, pour que ies choses solent claires, II faut repe­
ter icl ce que le Conseil federal dlt clairement dans son mes­
sage. En fait, jusqu'ä maintenant, 1a question de l'ouverture 
des magaslns dans les gares - Je ne parle pas des aero­
ports, car ce sont surtout les gares qul nous occupent - etalt 
dlctee par la loi sur les chemlns de fer, et en particulier par 
les types de services qul repondaient aux besoins des voye­
geurs. Et puis, c'est parce que la notion est assez fioue 
qu'en fait, le Tribunal federal a d0 lntervenlr a plusieurs reprj.. 
ses en apportant un peu des precisions dans sa jurispru­
dence. 
L:inltlative parlementaire qui est presentee ici par notre colle­
gue Hegetschweller, conseiller national, ne retient plus ce 
crltere. Ce qul comptera, c'est d'tttre sltue dans une gare ou, 
mime le Conseil federal nous le dit, dans une relation fonc­
tionnelle avec une gare. 
Premlerement, ia question de savolr si le rnagasin sert les 
lnterats des voyageurs n'apparait plus comme un critere 
pour decld~r si on peut employer du personnel le dlmanche. 
Donc, on a un changement assez radical de critere pour oc­
troyer une ouverture de commerce et un emploi de person• 
nel le dlmanche. 
Deuxiemement, ce qul n'etait pas non plus tres llvident dans 
les debats de la commlssion, !'Initiative parlementaire 
Hegetschweiler ne vise pas seutement les magasins, mals 
aussl les prestetions de servlces. Autrement dlt, n'importe 
quel avocat, n'importe quel architecte, mAme si ce n'est pas 
pour le service des voyageurs parce que ce n'est pas un cri­
tere, n'lmporte quel physiotherapeute pourra avoir un cabl­
net dans une gare et employer son personnel le dimanche, 
simplement parce qu'ii est situe dans la gare, simplement 
parce qu'il y a une relation fonctionnelle avec 1a gare. 
Alors, ces notions-lä doivent Atre bien comprlses; et la-de­
dans, l'lnitiative Hegetschweiler lntroduit la notlon extrAme­
ment floue de cccentres de transports». La definitlon des cen­
tres de transports n'existe nulle part. Elle n'exlste en tout cas 
pas dans le cadre de la loi sur les chemins de fer, et le petit 
courrier que nous a transmis Monsieur Hegetschweiler ce 
matin nous montre bien le flou qu'il y a a ce sujet. Dans cette 
petite note, Monsieur Hegetschweiler nous dit, pour qu'on 



02.422 Conseil des Etats 

comprenne la situation, qu'on dolt considerer comme cen­
tres de transports non seulement les grandes gares, les sept 
RailCity, mais aussi les gares bien frequentees, notamment 
celles qui ont une liaison avec un train direct, un Intercity ou 
un S-Bahn. Cette question, on l'a traitee en commission et 
puis on a demande aux representants du SECO ainsi qu'a 
ceux de l'Office federal des transports si cette definition-la 
pouvait prevaloir. On nous a repondu: «Non, il ne suffit pas 
d'avoir un arrAt Intercity, II ne suffit pas d'avoir un arrAt direct 
pour Atre un grand centre de transports ... C'est ce que nous 
disait le chef du service jurldique de l'Office federal des 
transports: si c'etait le cas, on devrait considerer comme 
etant de grands centres de transports Goppenstein et Uzwil. 
Or, ce ne sera pas le cas. Et notre collegue David a aussi 
pose la question: est-ce que Wil ou Rapperswil seraient des 
centres de transports? On a repondu que non. 
Alors, si on met en parallele les Informations qu'on nous a 
donnees en commission avec l'interpretation que fait l'auteur 
de l'initlative, l'interpretation qu'on dira icl teleologique, il y a 
une contradiction evidente qui resulte du fait qu'on ne satt 
pas ce que sont ces centres de transports. Et cela pose un 
vrai prob~me. Cela posera un vrai probleme de dire que 
Uzwil est un centre de transports, alors que Le Locle, dans 
mon canton, n'en est pas un. Je crois que la, effectivement, 
il y a encore un travall d'approfondissement qui doit Atre fait 
avec la collaboration des cantons, voire des grandes com­
munes, pour savoir sl on veut mleux definir l'appllcation de 
cette loi. Si ori ne la definit pas mieux, on va se retrouver 
avec les mAmes problemes devant le Tribunal federal que 
ceux qu'on essaie de surmonter maintenant, ce qul n'est 
quand mAme pas le premier but de l'exercice. 

Frlck Bruno (C, SZ): Wir haben in der Kommission gese­
hen, dass es hier vor allem um einen Kampf geht, den auch 
die linke Seite fahrt, weil mit einer Änderung neue Arbeitsbe­
dingungen eingeführt werden sollen. Was wir heute im Rat 
erleben, auch mit den zusätzlichen Anträgen, das geht - ge­
statten Sie mir - in die Richtung einer Verzögerungs- und 
Verwlrrungstaktik. Wir wissen, dass wir hier bis Ende Jahr 
eine Regelung haben mOssen, um Oberhaupt befriedigend 
Ober die Runden zu kommen, und jetzt soll das Ganze ver­
zögert und verwirrt werden. 
Die Sache an sich ist eine einfache. Aufgrund von Artikel 26 
der Verordnung 2 zum Arbeitsgesetz können alle Läden an 
Bahnhöfen, welche Dinge Im Zusammenhang mit dem tägli­
chen Bedarf oder dem Reiseverkehr anbieten, offen halten 
und bestehen bleiben. Das gilt für alle Läden, die Listen lie­
gen vor. Wir haben uns gestern beim Seco noch einmal 
rückversichert Alle diese Läden, Avec-Läden, Aperto-Läden 
usw., können bestehen bleiben. 
Die Änderung ist nur aus folgendem Grund nötig: Das Bun­
desgericht hatte entschieden, dass Läden mit einem weiter 
gehenden Angebot, Kleiderläden, Möbelläden usw., in den 
Zentren - es ging um ZOrlch - nicht von dieser Verordnung 
erfasst sind. Also brauchen sie eine zusätzliche gesetzliche 
Grundlage. Diese soll nun hier geschaffen werden. Allein 
darum geht es. 
Nun ist die Frage: Was sind Zentren des öffentlichen Ver­
kehrs? Das ist ein neuer gesetzlicher Begrttf, den dann der 
Bundesrat in der Verordnung umschreiben muss. Heute sind 
es nach allgemeiner Auffassung sieben, die grossen Bahn­
höfe ZOrich, Basel, Winterthur, Luzern, Bern, Lausanne, 
Genf; gemäss Umschreibung in der künftigen Verordnung 
können auch weitere darunter fallen. Ich meine, die Fragen 
sind geklärt. 
Was Herr Gentil in seinem ROckwelsungsantrag fordert, ist 
eine Konsultation der Kantone. Im Moment sind sehr wenige 
Kantone davon betroffen. Diese Kantone sind im Bild, die 
Sache ist ein Thema bei ihnen, und keiner dieser Kantone ist 
meines Wissens an die Kommission, an den Bundesrat oder 
an das Seco gelangt, er sei mit dieser Lösung nicht einver­
standen. Also warde eine zusätzliche Vernehmlassung nach 
meinen Informationen gar nichts Weiteres bringen. Aus die­
sen Granden können wir dann, wenn es um die Detailbera-
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tung geht, Ober die einzelnen Lösungen diskutieren, aber 
eine ROckweisung ist meines Erachtens nicht notwendig. 

David Eugen (C, SG): Ich bin der Meinung, dass wir hier ein 
ziemlich sensibles Thema vor uns haben. Wir können es auf 
verschiedene Arten angehen. Wir können wieder eine kon­
frontative Lösung suchen und einfach sagen: Es ist so, wir 
haben Recht, das ist richtig. Und die anderen sagen: Das ist 
richtig. Ich finde, wir massen doch einen kooperativen Weg 
suchen. 
Ich bin der Lösungen langsam mOde, wo immer eine Seite 
sagt, das sei der allein richtige Weg und der andere Weg sei 
total falsch. Wir sollten in diesem lande in verschiedenen 
schwierigen Fragen wieder zu Lösungen kommen, die wir 
gemeinsam tragen können. Darum habe Ich etwas MOhe, 
wenn man, wie es Kollege Frick macht, Herrn Studer vor­
wirft, dass es nur darum gehe, die Sache hier quasi zu tor­
pedieren. Ich habe das Votum von Jean Studer und auch 
von anderen so verstanden, dass sie an sich fQr eine Libera­
lisierung sind, aber dass sehr wohl Ober die Rahmenbedin­
gungen dieser Liberalisierung nachgedacht werden muss, 
dass eine gute Ordnung mit dem Einverständnis der Kanto­
nen und eben auch mit den Sozialpartnern gefunden wer­
den muss. Ich finde es nicht so schlecht, wenn wir jetzt 
sagen: Wir sind noch nicht am Ort, wo wir sein sollten. 
Wir können jetzt schon entscheiden, einfach geradeaus zu 
laufen. Die einen finden: Es Ist jetzt einfach so, und wir ma­
chen das. Wir sollten aber in diesem Punkt, wo es um eine 
Liberalisierungsfrage geht, wo wir wissen, dass schon viele 
Abstimmungen stattgefunden haben und zum Tell auch ge­
scheitert sind, den Versuch doch noch unternehmen, hier im 
Ständerat eine Konsenslösung zu finden. Daher votiere Ich 
jetzt dafür, dass wir dieses Thema nochmals an die Kommis­
sion zurückschicken. Ich bitte Hans Lauri zu entschuldigen, 
dass ich dieses Votum abgebe. Er kann als Kommissions­
sprecher sagen, ich falle ihm als Kommissionspräsident jetzt 
in den Racken. Aber es ist so, dass ich zu dieser Schlussfol­
gerung Im Nachhinein gekommen bin, nach der Kommissi­
onssitzung. Es haben sich so viele offene Felder nochmals 
aufgetan, dass wir diese klären mOssen - was die Grösse 
der Bahnhöfe betrifft und was die Sozialpartner-Rahmenbe­
dingungen betrifft; diese zwei Punkte sollten wir im Einver­
nehmen klären können. Ich warde daher heute, anders als 
damals in der Kommission, auch dafür votieren, dass wir das 
nochmals genau anschauen, sodass wir eine gemeinsame 
Lösung bringen können. 

Brindll Christoffel (V, GR): Kürzlich hat ein Amerikaner an 
einer Tourismustagung Folgendes gesagt: «Swltzerland is 
beautiful, but Switzerland is closed», also: «Die Schweiz ist 
sehr schön, aber die Schweiz ist geschlossen.» Es Ist in der 
Tat so. Man kann Im Tourismus StädteflOge usw. anbieten. 
Aber wenn es regnet, können die Touristen In der Schweiz 
nichts tun, denn sie können nicht einmal in ein Geschäft hin­
eingehen. 
Ich glaube, wir sollten uns schon mit dieser Frage grundsätz­
lich auseinander setzen. Im Prinzip sollte man die Geschäfte 
nach den Kundenwünschen und nicht nach den Gewerk­
schaftswOnschen öffnen. Das mOsste eigentlich das Prinzip 
sein. Selbstverständlich muss man dann Ober den Arbeit­
nehmerschutz diskutieren, und wir müssten dann die Frage 
Arbeitnehmerschutz grundsätzlich angehen, nicht nur tar die 
Bahnhofsbetriebe. Ich habe nie verstanden, warum man 
sagt, dass es kein Problem des Arbeitnehmerschutzes sei, 
wenn man bei Bahnhöfen öffne; wenn man aber In St. Moritz 
einen Laden am Sonntag öffne, dann sei das ein Problem 
des Arbeitnehmerschutzes. Die Arbeitnehmerschutzfrage 
muss grundsätzlich angegangen werden. 
Die Kantone massen Kompetenzen haben, Ober das ganze 
Gebiet zu leglferieren. Ich welss, einzelne Kantone haben zu 
neuen Ladenöffnungszeiten Nein gesagt. Dann sollen sie 
Nein sagen. Es sollen aber auch Kantone Ja sagen können, 
man sollte die Arbeitnehmerschutzfrage grundsätzlich ange­
hen und dann zu Lösungen kommen, die den KundenWOn-
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sehen und auch den ArbeilnehmerwOnschen entsprechen. 
Heute haben wir eine schlechte Situation. Es ist mir natOrlich 
klar: Wenn die Agglomerationen etwas wollen und ein Pro­
blem haben, dann gibt es fOr die Agglomerationen Sonder­
recht, aber die Probleme lösen wir damit nicht. 
Ich hätte Sympathien fOr die ROckweisung, wenn ich die 
Hoffnung haben könnte, es gäbe ein Gesamtpaket zur inte­
gralen Lösung dieses Problems. Ich glaube nicht an solche 
grosszOgige Lösungen. Ich bin der Meinung, man sollte jetzt 
Schritt für Schritt vorgehen. Aber die Grundsatzfrage mOs­
sen wir in diesem Saal einmal thematisieren. 

Sommaruga Simonetta (S, BE): Herr Kollege Frlck hat uns 
vorhin unterstellt, dass diejenigen, die heute noch mit Min• 
derheits- und Einzelanträgen kommen, eine Verwirrungs­
und Verzögerungstaktik anstreben. Ich möchte mich dage­
gen verwahren, Herr Frick. Ich habe auch einen Einzelantrag 
gestellt. Ich muss zuerst noch meine Interessen offen legen: 
Als Präsidentin der Stiftung für Konsumentenschutz vertrete 
ich sicher auch all diejenigen Konsumentinnen und Konsu­
menten, die auch am Sonntag einkaufen wollen. Auch wenn 
nicht alle Konsumentinnen und Konsumenten das wollen ist 
es eine Tatsache, dass es sehr viele gibt, die das geni~n 
und die das g~rne machen, oder es gibt auch diejenigen, die 
darauf angewiesen sind, dass sie an einem Sonntag etwas 
einkaufen können - auch etwas, das jetzt noch nicht vorge­
sehen ist. Ich nehme das zur Kenntnis, und ich nehme auch 
zur Kenntnis, dass sich solche Einstellungen verändern kön­
nen. Vor einigen Jahren gab es ja am Mittag auch keine offe­
nen Läden; heute kann man sich das fast nicht mehr vorstel­
len. Ich weiss also, dass sich die gesellschaftlichen BedOrf­
nisse verändern können, und ich bin deshalb auch daran in­
teressiert, hier eine Lösung zu finden. 
Ich muss aber auch zur Kenntnis nehmen, dass die Konsu­
mentinnen nicht bereit sind, eine Liberalisierung um jeden 
Preis hinzunehmen, wenn sie sich als StimmbOrgerinnen zu 
den Ladenöffnungszeiten äussem. Ich muss doch daran er­
innern, dass bei 19 kantonalen Abstimmungen, die seit 1996 
durchgefOhrt wurden, in 13 Kantonen Vorlagen abgelehnt 
wurden, sofern diese nicht irgendwelche flankierenden 
Massnahmen für den Arbeilnehmerschutz mit einbezogen. 
Es gibt ja jetzt auch die positiven Beispiele von Kantonen -
St. Gallen zum Beispiel -, wo es dann möglich war erwei­
terte Öffnungszeiten bei der Bevölkerung durchzubringen· 
aber aben mit flankierenden Massnahmen. Deshalb find~ 
ich, lohnt es sich Jetzt, frOhzeitlg zu Oberlegen, wie wir die­
ses Anliegen gemeinsam durchbringen, also mit all denjeni­
gen - Anita Fetz hat das bereits gesagt-, die daran interes­
siert sind, dass wir liberalere Ladenöffnungszeiten unter be­
stimmten Bedingungen ermöglichen. Diese sollten aber jetzt 
auch Hand bieten, um diese flankierenden Massnahmen zu 
ergreifen und zu diskutieren. 
Ich bin Oberzeugt, dass wir eine Lösung finden, und ich habe 
auch Signale aus dem Handel. Ich lese Ihnen nur ein Zitat 
von Coop.Chef Hansueli Loosli vor: «Auch die Coop-Pronto­
Shops sind an einer verbindlichen, gesamtschweizerischen 
Regelung interessiert.» Es wäre falsch zu meinen, wir hätten 
hier einfach ein Gewerkschaftsanliegen, das jetzt da allein in 
der Landschaft steht. Dem ist nicht so. In den Kantonen -
Ich sage das noch einmal - haben die StimmbOrgerlnnen 
und StimmbOrger gezeigt, dass sie flankierende Massnah• 
men wollen. Ich meine, wir hätten ein paar Vorschläge auf 
dem lisch; wir haben In den Kantonen Vorschläge die be-
reits In Kraft getreten sind. ' 
Ich bitte Sie, im Sinne des Geschäftes und im Sinne einer 
Lösung, die dann von allen oder zumindest von den meisten 
mitgetragen wird, dieses Geschäft noch einmal in die Kom­
mission zurOckzugeben. Ich verpflichte mich dabei, wirklich 
Hand zu bieten, damit wir hier eine Lösung finden. 

Saudan Franqoise (RL, GE): Apres avolr ecoute attentive­
ment, y compris les membres de la commlssion qui ont emls 
des reserves et qul sont soudaln confrontes a une situation 
qui les amene a dire que vraiment, on n'a peut-ätre pas fait 
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de maniere a fond notre travall, je suis donc favorable ä la 
proposition de renvoi Gentil. 
Dans la mesure ou je ne suis pas membre de la commis­
sion, j'al regarde le projet d'une maniere tout a fait neutre· 
mals j'ai essaye de me souvenir ce qui s'etait passe dan~ 
mon propre canton. 
D'abord, comme cela a ete evoque, on sait que c'est un su­
jet particulierement sensible et complique. C'est incompre­
henslblel 
Ensuite,. si j'a~ tire une leQon du 16 mai dernier, c'est que 
mime sI parfo1s les cantons ne reagissent peut-ätre pas tres 
t~t. _en tout cas lls se reveillent a temps. Et 1a lec;on que j'en 
aI tiree est que consulter les cantons, qui ont une grande 
pratique dans ce domaine-la, est important. 
Enfln, ce qui s'es~ passe a Geneve: les seuls projets que 
nous avons pu faire aboutir, ce sont des projets qui sont 
ceux qul ont fait l'objet d'un consensus non seulement entre 
les partenaires soclaux - et c'est un element auquel je suis 
tres, tres sensible -. mais aussi avec les autorites cantona­
les. Si je mets les deux positions que j'ai entendues dans les 
deux plateaux d'une balance, je crois que, vraiment, le re­
tard que nous allons prendre est amplement justlfie. 
Je soutiendrai la proposition de renvoi Gentil a la commis• 
sion. 

Jenny lhis (V, GL): Ich möchte Sie wie Kollege Frick eben­
falls bitten, die Minderheitsanträge beziehungsweise den 
ROckwelsungsantrag abzulehnen, und zwar nicht, wie Frau 
Kollegin Sommaruga ausführt, um den Minderheiten Verzö­
gerungstaktik zu unterstellen. Das Ist bei Mlnderheitsanträ• 
gen ausdrOcklich nicht der Fall; das hat Kollege Frick auch 
nicht gemeint. Die Vertreter der Minderheitsanträge haben 
klare Vorstellungen davon, was geändert werden soll. Hinge­
gen könnte man jenen, die ROckweisung beantragen, mit 
gutem Grund allenfalls Verzögerungstaktl'k unterschieben. 
Herr Kollege Gentil fordert, dass bei Kantonen eine Ver­
nehmlassung durchgefQhrt wird. Das Ist unnötig und nicht 
sehr ergiebig. Die Autonomie der Kantone ist bezOglich La­
denöffnungszeiten nicht betroffen. Wenn Frau Kollegin Fetz 
anführt, die geltenden Gesetze blieben nicht In Kraft, dann 
stimmt das nicht Die geltenden Gesetze bleiben ausdrOck­
lich in Kraft, die bestehenden Schutzverordnungen ebenfalls. 
Im Gegenteil: In der Verordnung werden sogar zusätzliche 
Verbesserungen aufgefOhrt. 
Was will denn die Initiative? Sie will lediglich mit einer mode­
raten Gesetzesanpassung den seit mehr als zehn Jahren 
bestehenden und praktizierten Ist-Zustand legalisieren. Die 
Initiative will nichts anderes als das, was bereits seit zehn 
Jahren gemacht wird, zu legalisieren. Gerade darum unter­
stützt die SBB AG diese Bestrebungen ausdrOcklich. Es geht 
hier auch nicht um die Ladenöffnungszeiten an und fQr sich 
sondern um die Beschäftigung des Personals. Mit der Revi~ 
sion des Eisenbahngesetzes Im Jahre 1998 wollte nämlich 
der Gesetzgeber erreichen, dass Läden in Bahnhöfen und 
Flughäfen unabhängig von Branche und Sortiment auch am 
Sonntag geöffnet haben können. Dass dies ohne Personal 
nicht möglich ist, das Ist selbstverständlich. Ohne Personal 
können am Sonntag keine Läden offen halten. Darum hat ja 
der Bundesgerichtsentscheid vom März 2002 auch grosses 
Erstaunen ausgelöst. 
Herr Nationalrat Hegetschweller hat mit seiner Initiative nun 
auf diesen Missstand - wirklich ein Missstand - reagiert. Er 
verlangt eine Klärung der unbefriedigenden Situation. Wir 
können In diesem Rat sofort etwas zu dieser Klärung beitra­
gen. Eine ROckwelsung bringt also nichts, denn erstens sind 
die Positionen bekannt, zweitens sind keine neuen Erkennt­
nisse zu erwarten. Es wird nichts herauskommen, was wir in 
diesem Rat nicht schon kennen. 
Ich möchte Sie bitten, den Rückweisungsantrag abzulehnen. 
K~llege Flick hat ausgefQhrt, worum es geht. Ich möchte Sie 
bitten, der Mehrheit der Kommission zu folgen. 

Wlckl Franz (C, LU): Ich möchte der Klarheit halber nur 
noch festt_lalten, dass ich keineswegs dafür bin, dass die Sa­
che auf die lange Bank geschoben wird, nur weil ich mit der 
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Unterstützung des Rückweisungsantrages einverstanden bin. 
Hier machen Sie eine Unterstallung, Herr Kollega. Ich bin 
der Meinung, dass das Einholen der Stellungnahmen der 
Kantone verhältnismässig kurzfristig geschehen kann. 
Ausserdem möchte ich Sie doch noch auf Folgendes auf­
merksam machen: Es ist durchaus möglich, dass Sie der 
Minderheit II zustimmen. Dort helsst es: Verkaufsstellen in 
Bahnhöfen - also in Bahnhöfen allgemeiner Art. Wenn Sie 
der Minderheit II zustimmen, würde sich die Frage stellen, 
ob wir damit nicht eine wichtige Bestimmung beschliessen 
und ob dann nicht Artikel 147 der Bundesverfassung zum 
Tragen kommt, der vorsieht, dass die Kantone bei der Vorbe­
reitung wichtiger Erlasse oder anderer Vorhaben mit gros­
ser Tragweite zur Stellungnahme einzuladen sind. Deshalb 
möchte Ich nicht nachher wieder ein «Gestürm» mit den 
Kantonen, sondern Ich möchte, dass wir das vorher seriös 
abklären. Ich verweise nochmals auf den Zusammenhang 
zwischen den Ladenöffnungszelten, dem Arbeitsgesetz und 
dieser Revision des Eisenbahngesetzes. 
Ich glaube, es lohnt sich, dass wir der ganzen Sache zuliebe 
nun die ROckweisung gutheissen und eine Vernehmlassung 
durchfOhren. 

Gentil Pierre-Alain (S, JU): Monsieur Wicki vlent de dlre ce 
que je voulais preclser, alors je ne vais pas Je repeter. 

Laurl Hans (V, BE), für die Kommission: Als Ihr Berichter­
statter aus der Kommission kann ich Ihnen ergänzend fol­
gendes mitteilen: Die Kommission hat sich ausführlich dar­
über unterhalten, ob eine Vernehmlassung durchzufOhren 
sei oder nicht. Sie hat diese Frage schllesslich mehrheitlich 
abgelehnt. Sie hat sich dabei im Wesentlichen auf folgende 
Argumente gestOtzt: 
1. Sie hat einmal gesagt, dass es praktisch um eine Legali­
sierung bestehender Praxis gehe und nicht um eine Ausdeh­
nung ins Uferlose. Dabei Ist sie wahrscheinlich davon 
ausgegangen - das muss ich jetzt hier nach dem Votum von 
Kollege Wickl sagen -, dass die Regelung eben auf die 
Bahnhöfe, welche aufgrund des grossen Reiseverkehrs Zen­
tren des öffentlichen Verkehrs sind, beschränkt sein würde. 
Mit dem Begriff aZentrum des öffentlichen Verkehrs» soll 
nlmlich gemäss Bericht der natlonalrltlichen WAK und der 
Stellungnahme des Bundesrates eine Beschränkung der 
Sonntagsarbeit auf grosse Bahnhöfe mit grossem Reise­
verkehr und hoher Umstelgekadenz stattfinden. Diese Bahn­
höfe weisen ein entsprechend grosses durchmischtes 
Publikumsaufkommen auf. Das sind also Bahnhöfe mit 
Intercity- und Schnellzugsverblndungen, mit RegionalzOgen 
und S-Bahnen. Sie hat dabei auch zur Kenntnis genommen, 
dass es auf den funktionalen Bezug zu einem eben ent­
sprechend bedeutungsvollen Bahnhof ankommt. Damit 
wOrde es nach der Meinung der Mehrheit nicht gehen, auch 
die kleine Bahnstetion zu einem Verkaufszentrum umzuwan­
deln. Das helsst also: Konzentration auf die Legalisierung 
des heutigen Zustandes. Das war eine wesentliche Überle­
gung. 
2. Die Kommission hat sich, wie Ich bereits In der Elntretens­
dlskussion ausgeführt habe, auch mit dem Arbeitnehmer­
schutz auseinander gesetzt und hat dabei insbesondere die 
von mir zitierten mündlichen Ausführungen des Bundesprä­
sidenten zu diesem Thema zur Kenntnis genommen. Sie hat 
dann festgestellt, dass hier eben ein Arbeitnehmerschutz 
stattfinden soll, der generell fOr Sonntagsarbeit geiten und 
präzise festgelegt werden soll. Schllesslich hat sich die Kom­
mission auch Rechenschaft darüber geben müssen - es war 
ja nicht Ihre Schuld-, dass beträchtlicher Zeitdruck besteht: 
Wenn nämlich bis Ende Jahr keine Lösung vorliegt - Ende 
Jahr Inklusive Referendumsfrlst -, dann droht eine Situation 
einzutreten, In der bestehende Läden geschlossen werden 
müssen. Das scheint mir ein wesentlicher Punkt zu sein. 
Deshab wurde, wie ich bereits gesagt habe, mehrheltllch die 
Idee der Vernehmlassung ausgeschlossen. 
Im Übrigen gestatte Ich mir den Verweis auf die Voten von 
Herrn Frlck und von Kollege Jenny. die dieses Geschäft In 
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seiner Tragweits richtigerweise eingeschränkt haben. Es 
geht - Ich sage es noch einmal - Im Wesentlichen um die 
Legalisierung bestehender Praxis. Es geht weniger um Ar­
beitszeiten. Es geht um die Frage: Darf In bestehenden 
Strukturen und Abläufen auch tatsächlich Personal beschäf• 
tigt werden? Deshalb bitte ich Sie, de Vorlage nicht zurück• 
zuweisen, sondern das Geschäft zu behandeln. 

Delss Joseph, president de la Confederation: Je vous rap­
pelle qu'il s'agit d'un projet issu d'une initiative parlementaire 
et qu'a ce titre, le Conseß federal a ete appele a donner sa 
position. Cette position est bien connue, mais je vais quand 
möme 1a developper. 
Le Conseil federal soutient le projet de la commisslon, car 
on constate tout d'abord - cela a ete confirme par diverses 
intervenantes et par divers intervenants - qu'on est pre­
sence d'un besoln de faire des achats dans les centres de 
transports publics, möme si une llberalisation generale des 
heures d'ouverture a ete frequemment refusee lors de vota­
tlons cantonales. Dans les gares d'une certaine importance, 
de plus en plus de magaslns sont restes ouverts le dlman­
che et on dolt blen consteter que les consommatrices et les 
consommateurs ont fait usage, un usage intense möme, de 
la posslbllite de faire des achats le dlmanche. II faut donc en 
tirer des concluslons. Le Conseil federal en tire en tout cas 
la concluslon que la liberalisatlon generale des heures 
d'ouverture des magasins n'est pas souhaitee aujourd'hui. 
En revanche, une ouverture llmitee de commerces centrali­
ses, notemment dans les gares ou les centres de transports 
publics, correspond a un besoln largement etabll. 
La situatlon actuelle, qui pennet a diverses entreprlses dans 
les gares et dans les aeroports d'ouvrir le dimanche sans 
occuper du personnel, est insatlsfaisante. La revislon qui est 
donc proposee ici pennet de clarifler cette sltuation, 
puisqu'on admettra sans doute que cela n'a pas de sens 
d'avoir l'autorlsatlon d'ouvrir un commerce et de ne pas pou­
voir employer du personnel. 
C'est pourquol on s'est rendu compte en cours de travail que 
ce n'etait pas la lol federale sur les chemlns de fer qul devait 
ötre revlsee, comme le proposalt d'allleurs l'auteur de !'Initia­
tive, pulsque ladite loi r~le les competences des CFF de 
fixer les heures d'ouverture dans les gares, mais que c'etalt 
la loi sur le travail qui devait l'ötre. En effet, c'est dans cette 
dernil!lre lol que sont fixees les possibllites d'occuper du per­
sonnel, en partlculier le dlmanche. 
II est vrai, comme l'a soullgne Monsieur Studer, que la revl­
sion proposee definira les magasins non plus, comme c'est 
le cas actueliement, en fonctlon des besoins des voyageurs 
et de l'assortlment que l'on peut regrouper sous cette deflni­
tion, mais qu'elle les defmira seulement en fonction de leur 
situatlon geographlque - c'est-a-dlre le falt d'ötre localises 
dans un centre de transports. Cela aura peut-Atre des incon­
venients, de l'avls de certains, mals en tout cas, c;a simpll­
fiera les litiges quant a savoir quels sont les prodults qui 
peuvent ötre proposes. 
Pour ce qul est du flou que Monsieur Studer semble recon­
naitre dans ia definition des centres de transports, il taut 
blen dire que c'est une Interpretation plutöt restrictive, et non 
pas plus large, qui est prevue - en tout cas pas, mais nous 
y vlendrons plus tard - dans le sens que prevolt la proposi­
tlon de minorite II. II est vrai que la definition devra ötre 
preclsee par la pratlque, sans doute, et qu'a cet effet, des 
travaux sont encore necessaires. II est donc premature de 
dire aujourd'hui que ce sont ces sept gares que l'on a men­
tionnees, que c'est plus, que c'est möme beaucoup plus. Ce 
que je peux vous dire, c'est que l'interpretation ne sera en 
tout cas pas extensive, comme certains le cralgnent. 
II faudra eventuellement examiner, lors de la revislon de la 
lol federale sur les chemlns de fer, sl la reference aux «be­
soins des usagers des chemins de fer» de l'artlcle 39 allnea 1 
dolt ötre adaptee aux donnees actuelles. Car ce qu'II faut 
dlre, c'est que toutes les gares que vous vlsez par votre in• 
tervention, Monsieur Studer, offrent aujourd'hul deja la pos­
sibilite de proposer les prodults de l'assortlment en fonctlon 
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des besoins du voyageur. Donc, ce que l'on ajouteralt avec Präsident (Schiesser Fritz, Präsident): Die Vorlage geht so-
votre proposition de la minorite II, ce serait l'elargissement mit an die Kommission zurOck. 
general, comme il est prevu pour las centres de transports. 
La question de la protection des travailleurs a ete evoquee. 
Le rapporteur l'a deja lndique, je le conflrme: il va de soi que 
les dispositions speciales sur la duree du travail et du repos, Schluss der Sitzung um 10.40 Uhr 
telles que celles qui sont actuellement appllcables aux servi- La seance est levee a 10 h 40 
ces accessoires des gares, seront dans tous les cas inte-
grees a l'OLT 2. Le Conseil federal envisage a ce sujet de 
prevoir des elements tels qua le repos compensatoire de 
47 heures pour les dimanches travailles, ce qui correspond a 
l'lntroduction de la semaine de clnq jours, mäme pour cette 
categorie de personnes; de plus, les travailleurs auront au 
mlnlmum douze dimanches libres par annee. Quand blen 
m~me ces dimanches peuvent ~tre repartis de maniere irre-
gullere au cours de l'annee civile, cela revient a instaurer 
aussi un mlnlmum qui, en moyenne, represente un diman-
che libre par mois. 
De plus, les autres dispositions de la loi sur le travail, et ses 
ordonnances, b!en sOr, assurent la protectlon des tra­
vailleurs et seront applicables a cette categorie de person­
nel. Parmi ces dispositions, je clte encore, a titre d'exemple, 
la duree hebdomadaire maximale de travail, l'interdlction de 
travailler plus de slx Jours consecutifs ou encore l'octroi d'un 
repos quotldien de onze heures. Bre1, la loi sur le travail a 
mis en place un dispositif de protection des travailleurs 
auquel le Conseil federal est fidele et qu'il veut voir appliquer 
dans tous las cas, et aussi dans celui qul nous occupe pre­
sentement. 
J'aimerais encore repondre a la question qui a ete posee par 
Madame Forster, et par la aussi, a la questlon du renvoi. 
Zu diesem Zweck möchte ich vielleicht noch etwas weiter 
ausholen, Indem Ich auch daran erinnern mOchte, dass mein 
Departement und das Seco Im Speziellen ja oft auch in der 
Kritik stehen, das Arbeitsgesetz und somit den Volkswillen 
vom 1. Mai 1996 nicht zu respektieren. Trotzdem wurde in 
diesem Fall, um die ÜberbrOckung zu ermöglichen, eine 
Übergangsregelung gewährt, die bis Ende dieses Jahres be­
fristet ist und die auf diesen Termin hin ausläuft. 
Sie stellen nun die Frage, ob es möglich wäre, diese Über­
gangsregelung Ober diesen Termin hinaus zu erstrecken. 
Theoretisch kann man darüber diskutieren, aber man muss 
sich sofort wieder nicht nur die Kritik, die ich soeben erwähnt 
habe, in Erinnerung rufen, sondern auch die Tatsache, dass 
gegen diese Vertagungen Klagen eingereicht wurden und 
wir durchaus in die Lage versetzt sein könnten, schon vor 
Ende dieses Jahres durch die Rekurskommission EVD ge­
rügt zu werden, was dann dazu fQhren wOrde, dass wir auf 
jeden Fall nicht verlängern könnten. Sie sehen also, dass 
der Zeitdruck trotzdem vorhanden ist. Es wäre aus unserer 
Sicht unganstig, wenn wir in eine HOst-und-hott-Sltuation ge­
raten warden, weil wir aufheben und dann, wenn diese Initia­
tive zu einem endgOltlgen Resultat gefQhrt hat, vielleicht 
wieder einfQhren könnten. 
Deshalb mOchte ich hier an der Haltung des Bundesrates 
festhalten. Wir sind der Meinung, dass hier fQr ein punktuel­
les Problem eine Lösung gefunden wird. Der Weg, der mit 
der parlamentarischen Initiative und einer Gesetzesände­
rung eingeschlagen wurde, Ist fQr uns insofern auch von der 
demokratischen Entscheidfindung her vertretbar, als wir das 
Gesetz vom Departement und vom Bundesrat her umsetzen 
und eine Änderung nun Ober das Parlament durch einen Be­
schluss, der referendumsfähig ist, erfolgen WOrde und somit 
auch der Volkswille vom 1. Mal 1996 nicht umgangen würde. 

Eintreten wird ohne Gegenantrag beschlossen 
L.:entree en matiere est decidee sans opposition 

Präsident (Schiesser Fritz, Präsident): Wir stimmen Ober 
den ROckweisungsantrag Gentil ab. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag Gentil ••.• 23 Stimmen 
Dagegen .... 12 Stimmen 
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Präsident (Schlesser Fritz, Präsident): Wir haben am 9. Juni 
2004 Eintreten auf die Vorlage beschlossen. Bevor wir die 
Detailberatung durchführen, gebe ich das Wort dem Bericht­
erstatter, Herrn Lauri. 

Laurl Hans (V, BE), für die Kommission: Wie Sie soeben ge­
hört haben, ist es also das zweite Mal, dass sich unser Rat 
mit der parlamentarischen Initiative Hegetschweiler befasst. 
Die Initiative will, dass Arbeiternehmerinnen und Arbeitneh­
mer In Verkaufsstellen und Dienstleistungsbetrieben in 
Bahnhöfen, welche aufgrund des grossen Reiseverkehrs 
Zentren des öffentlichen Verkehrs sind, sowie In Flughäfen 
sonntags beschäftigt werden dürfen. Dieses Geschäft wurde 
vom Ständerat in der Sommersession an die Kommission 
zurOckgewiesen. Für die RQckweisung wurden damals die 
folgenden Argumente vorgebracht: Die Regionen fänden In 
der Vorlage zu wenig Beachtung; die Kantone seien vor der 
Beschlussfassung zur Stellungnahme einzuladen; die Kom­
mission habe sich nochmals mit dem Arbeitnehmerschutz zu 
befassen; breiter zu thematisieren sei auch die Frage der 
Dienstleistungsbetriebe; und schllesslich generell: Zu viele 
Auslegungsfragen blieben mit dem Beschluss des National­
rates offen. 
Ihre Kommission hat die Rückweisung als Chance betrach­
tet. sich nochmals grOndlich mit der parlamentarischen In­
itiative Hegetschweiler auseinander zu setzen. Sie hat dem 
Bundesrat bzw. der Verwaltung weitere Aufträge zur Abklä­
rung erteilt und insbesondere die Stellungnahme der Kan­
tone eingeholt. An der Sitzung vom 31. A~ust hörte sie 
zudem einen Vertreter der Konferenz kantonaler Volkswirt• 
schaftsdirektoren an. 
Wohl legt Ihnen die Kommission heute den gleichen Geset­
zestext zu Artikel 27 Absatz 1ter des Arbeitsgesetzes wie 

Amtliches Bullelln der Bundeaversammlung 

Ständerat 02.422 

vor drei Monaten vor. Die Situation ist jedoch nur beschränkt 
mit der Ausgangslage in der letzten Session vergleichbar, 
weil wir heute den Rat gleichzeitig mit der Gesetzesberatung 
Ober eine mit dem Eidgenössischen Volkswirtschaftsdepar­
tement diskutierte Ergänzung der Verordnung 2 zum Ar­
beitsgesetz orientieren können. Zusätzlich legen wir Ihnen 
eine Kommissionsmotion mit dem Titel «Erweiterung der Be­
schäftigungsmöglichkeit am Sonntag» zur Verabschiedung 
vor. 
Trotz gleichem Gesetzestext wie vor drei Monaten bewegen 
wir uns politisch also in einem anderen, neuen, differenzierte­
ren Umfeld. Wir haben uns bereits anlässlich der letzten Ses­
sion ausführlich darüber unterhalten: Die Läden in Bahnhöfen 
und Flughäfen auch an Sonntagen geöffnet zu halten und 
das dafQr nötige Personal auch tatsächlich beschäftigen zu 
dürfen, entspricht einem wachsenden BedOrfnis der Konsu­
mentinnen und Konsumenten. Es artikuliert sich vor allem in 
den stark frequentierten Bahnhöfen und zielt auf die Befriedi­
gung neuer Konsumentinnen- und Konsumentenwansche. 
Will man dieses ausgewiesene Bedürfnis befriedigen, so ist 
eine Ergänzung von Artikel 27 des Arbeitsgesetzes durch ei­
nen Absatz 1 ter nötig. Die Bezeichnung der Läden, die an 
einem Sonntag Personal ohne Bewilllgung beschäftigen 
können, soll also nur noch von der Lage der Läden in Bahn­
höfen abhängig gemacht werden. Die Voraussetzung, dass 
sie ein Waren- oder Dienstleistungsangebot führen, das 
überwiegend auf die spezifischen Bedürfnisse der Reisen• 
den ausgerichtet ist - so die heutige rechtliche Bedingung -, 
soll wegfallen. 
Indem in Zentren des öffentlichen Verkehrs, unabhängig von 
Branchen- und Sortimentsbeschränkungen, die Beschäfti­
gung von Personal am Sonntag ermöglicht wird, wird Klar­
heit geschaffen und, wie gesagt, einem Bedürfnis der Bevöl­
kerung entsprochen. Selbstverständlich ist dabei auch dem 
Schutz des am Sonntag arbeitenden Personals die nötige 
Aufmerksamkeit zu schenken, was schon in der Sommer­
session unbestritten war. Ich komme darauf später zurOck. 
Die von der WAK unseres Rates durchgefQhrte schriftliche 
Anhörung der Kantone ergab kein einheitliches Bild. Die 
Schlussfolgerung, die wir von den Kantonen erhielten, war 
aber doch deutlich. Nach den Worten des eingeladenen Ver­
treters der Konferenz der kantonalen Volkswirtschaftsdirek­
toren resultiert vor allem bei den Kriterien zur Festlegung der 
zu begünstigenden Bahnhöfe ein breites Spektrum. Die Be­
schränkung auf Grossbahnhöfe werde abgelehnt. Eine Ver­
knOpfung mit einem gesetzlich vorgegebenen Gesamtar­
beitsvertrag werde ebenfalls verworfen. Insgesamt standen 
die Kantone mit zwei Ausnahmen einer Lockerung des 
Sonntagsarbeitsverbotes jedoch positiv gegenüber, auch 
wenn vor allem wegen der Wettbewerbsneutralität und der 
Rechtsgleichheit Bedenken geäussert würden. 
Nach Kenntnisnahme der Auffassungen in den Kantonen 
und einer erneuten breiten Diskussion ist Ihre WAK zum 
Schluss gekommen, der bereits in der Sommersession be­
antragte Gesetzestext sei nach wie vor angemessen. Den 
damals geäusserten Bedenken und den erhaltenen Aufträ­
gen will sie jedoch mit zwei Massnahmen Rechnung tragen. 
Mit einer ersten Massnahme sieht die Kommission vor, dass 
dem Einwand, der Gesetzestext gebe zu viel Auslegungs­
spielraum und berOcksichtlge berechtigte regionale Bedürf­
nisse zu wenig, stufengerecht auf der Verordnungsebene 
begegnet wird. 
Sie hat ohne Gegenstimme bei 3 Enthaltungen zustimmend 
zur Kenntnis genommen, dass das Volkswirtschaftsdeparte­
ment beziehungsweise der Bundesrat in der Verordnung 2 
zum Arbeitsgesetz einen neuen Artikel 26bls mit folgendem 
Inhalt einfügen wird: «Das Bundesamt bezeichnet die Bahn­
höfe, die als Zentren des öffentlichen Verkehrs Im Sinne des 
Gesetzes gelten: a. auf Antrag der Bahnuntemehmungen, 
sofern der Umsatz Im Personenverkehr eines Bahnhofs jähr­
lich mindestens 20 Millionen Franken beträgt; b. auf gemein­
samen Antrag der Bahnuntamehmungen und eines Kantons 
bei Bahnhöfen mit grosser regionaler Bedeutung.» 
Die Uste der Bahnhöfe mit einem Umsatz im Personenver­
kehr von mehr als 20 Millionen Franken - auf der Basis des 
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Jahres 2003 - enthält knapp 25 Namen, wie z. B. ZOrich, 
Bern, Basel, Freiburg, Zug, Aarau, Chur, Schaffhausen, So­
lothurn usw. Alle diese Standorte fallen also unter Buch­
stabe a. 
Buchstabe b gibt bei Bedarf die Möglichkeit, zusätzlich auf 
Antrag eines Kantons und der Bahnunternehmung beson­
dere regionale Bedürfnisse abzudecken. Die ZUstimmung 
der Bahnunternehmungen ist nötig, weil nach Auskunft des 
Seco diese Bahnunternehmungen Eigentümerinnen der je­
weiligen Lokalitäten sind. Bezüglich des Begriffs Flughäfen 
im Gesetzestext war es für die Kommission wichtig und ge­
geben, dass damit nicht nur die so genannten nationalen 
Flughäfen, sondern generell die Flughäfen bzw. Flugplätze 
mit Linienverkehr gemeint sind, also Zürich, Geneve, Bern­
Belp, Lugano-Agno, Altenrhein und Sion. 
Damit komme ich zur zweiten Massnahme. Eine in der letz­
ten Session vorgetragene Kritik bestand In der Aussage, die 
Vorlage sei zu sektoriell ausgerichtet, es fehle eine ganzheit­
liche Regelung in einem Bereich, der sich unter anderem 
durch grosse UnüberslchUichkeit auszeichnet. In der Tat: 
Wer sich bei der heutigen Rechtslage im Bereich der Sonn­
tagsarbeit kundig machen will, der kommt mindestens um 
ein Grundstudium In Rechtswissenschaft nicht herum. So 
bewegen wir uns beispielsweise mit der parlamentarischen 
Initiative Hegetschweiler auf der BerOhrungsfläche zwischen 
Arbeitsgesetz, Eisenbahngesetz und den kantonalen Poli­
zeivorschrlften bzw. Ladenschlussvorschriften, angereichert 
durch die Rechtsprechung des Bundesgerichtes. Sie mögen 
sich vielleicht noch an die Unsicherheiten erinnern, die sich 
daraus vor den Beratungen in der letzten Session ergeben 
haben. 
Die Kommission musste sich Indessen Rechenschaft geben, 
dass die Forderung nach einer umfassenderen Regelung, 
jetzt auf Gesetzesebene, aus Zeltgli'.lnden und wegen man­
gelnder Ressourcen nicht im Rahmen einer parlamentari­
schen Initiative ertallt werden kann. 
Sie hat sie jedoch zum Anlass fOr eine Kommissionsmotion 
in ihrem Auftrag mit dem Titel «Erweiterung der Beschäfti­
gungsmöglichkeit am Sonntag» genommen. Damit wird der 
Weg eröffnet, in absehbarer Zeit auf der Basis eines vom 
Bundesrat festgelegten Gesetzgebungsprojektes grOndlich 
und in der gewonschten Breite allenfalls aber weiter ge­
hende Schritte bezüglich Öffnungszeiten und Baschäftigung 
von Arbeitnehmenden an Sonntagen zu debattieren und zu 
entscheiden. 
Die Kommissionsmehrheit Ist der Auffassung, dass die mit 
der Motion verbundene Übersicht und In sich geschlossene 
Ordnung In einem heute sehr unObersichtlichen Bereich nun 
einmal hergestellt werden sollte. Was man dann zu gegebe­
ner Zelt damit macht, ist eine zweite Frage. 
Ober den Arbeitnehmer- und Arbeitnehmerinnenschutz ha­
ben wir bereits in der letzten Session ausführlich gespro­
chen. Es Ist jedoch wichtig, diesen Bereich auch heute 
nochmals im Gesamtzusammenhang anzusprechen. Ich er­
innere in diesem Zusammenhang an die AusfOhrungen des 
Vorstehers des Eidgenössischen Volkswlrtschaftsdeparte­
mentes, wonach das Schutzdisposltlv, das heute fOr die Ki­
oske und Betriebe fOr Reisende nach Artikel 26 Absatz 2 der 
Verordnung 2 zum Arbeitsgesetz gilt, auch auf die Bedien­
steten nach der neuen Regelung ausgedehnt werden soll. 
Das ist übrigens nichts anderes als vernOnftig und folgerich­
tig, ginge es doch kaum an, je nach Ladensortiment fOr das 
Verkaufspersonal unterschiedliche Schutzbestimmungen an­
zuwenden. 
Wir haben bei dieser Gelegenheit auch zur Kenntnis genom­
men, dass der Bundesrat bei Bediensteten mit Sonntags­
arbeit eine Ruhezeit von 47 Stunden vorsehen will, was zur 
EinfOhrung der Arbeitswoche zu fOnf Arbeitstagen fOhren 
wird. Wir erinnern uns zudem an den Hinweis aus der letz­
ten Session, dass mindestens 12 freie Sonntage gewährt 
werden sollen, wie dies bereits heute fQr Betriebe fOr Rei­
sende an Bahnhöfen, Flughäfen und anderenorts vorgese­
hen ist. Da wir uns hier im Bereich des bundesrätlichen 
Verordnungsrechtes befinden, bitte ich den Bundespräsi­
denten, diesen Hinweis später allenfalls noch zu erläutern. 
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Auch ich verweise, mit Blick auf die letzte Session, auf un­
sere damalige Diskussion Ober den Gesamtarbeitsvertrag. 
Es Ist den Parteien, der Arbeitgeber- und der Arbeitnehmer­
seite, selbstverständlich unbenommen, Gesamtarbeitsver­
träge abzuschliessen. Die Mehrheit der Kommission wollte 
diese Frage jedoch wie allgemein Oblich der bewährten Dis­
positionsfreiheit der Sozialpartner Obertassen. BekannUich 
enthält das Arbeitsgesetz denn auch nirgends Bestimmun­
gen Ober den Gesamtarbeitsvertrag. Die Kommission hat die 
Aufnahme einer Bestimmung Ober den Gesamtarbeitsver­
trag insbesondere mit dem Argument abgelehnt, dass eine 
entsprechende zwingende Bestimmung der Arbeitnehmer­
seite praktisch eine Veto-Position einräumen warde. 
Zusammenfassend und abschllessend darf Ich festhalten, 
dass Ihnen die Kommission heute eine Lösung mit drei Eie• 
menten präsentiert, bestehend aus einem Gesetzestext, ei­
ner mit dem Bundesrat abgesprochenen Ergänzung der Ver­
ordnung 2 zum Arbeitsgesetz und einer Kommissionsmo­
tion. Wir hoffen, damit die Aufträge unseres Rates aus der 
letzten Session erfOllt zu haben. 

Schwaller Urs (C, FA): In der Begrandung fOr eine Auswei­
tung des Sonntagsverkaufs taucht immer wieder auf, dieser 
sei zu gestatten, weil die hohen Umsätze jener Läden, die 
bereits von einer Sonderregelung profitieren, belegen war­
den, dass das BedQrfnis der Konsumenten ausgewiesen sei. 
Dies greift fQr mich zu kurz, wie auch die Frage des Sonn­
tagsverkaufs nicht nur auf die Frage des Arbeitnehmerschut­
zes reduziert werden kann und darf. Entgegen einer hie und 
da auch geäusserten Meinung kurbelt der Sonntagsverkauf 
auch nicht den Konsum an, sondern das verfügbare Geld 
wird einfach am Sonntag statt unter der Woche ausgegeben. 
Ich bin für sehr weitgehende Liberallsierungsschritte in Sa­
chen Ladenöffnungszeiten unter der Woche zu haben und 
habe keine Probleme mit Öffnungszeiten bis 20 Uhr oder mit 
eigentlichen Abendverkäufen. Hierbei versteht es sich, dass 
den Interessen der Beschäftigten sowohl finanziell als auch 
in der Kompensation von Zeit Rechnung zu tragen ist. 
Sehr viel zurQckhaltender bin ich, was die Sonntagsarbeit 
anbelangt. Der Sonntag ist der einzige Tag, an dem eine 
Mehrheit der Bevölkerung noch eine gewisse gemeinsame, 
freie Zeit und auch die Chance auf etwas Ruhe hat. Die Ein­
sicht, dass ein gemeinsamer Feiertag ein Segen fQr alle sein 
kann, mag schwinden und nicht mehr zeitgemäss erschei­
nen. Ich bin aber Qberzeugt, dass unser gesellschaftliches 
Zusammenleben auch aus solchen Quellen lebt, aus Quel­
len wie zum Beispiel Zelt fOr die Familie, den Partner, die 
Kinder, die Pflege sozialer Kontakte, gemeinsame Erholung 
und Entspannung - oder mit anderen Worten: aus einem be­
wussten Unterbruch des sonstigen Rhythmus von Arbeit, 
Kommerz und lärmender Hektik. Wenn wir uns nicht die Zeit 
lassen, innerhalb und ausserhalb der Familie oder Lebens­
gemeinschaften Beziehungen zu pflegen, zerbrechen diese 
und mit ihnen letztlich auch die Gesellschaft. Im Gegenzug 
sind wir gezwungen, immer mehr staatliche HIifen und Be­
treuungen anzubieten. Die diese Woche von einer Wochen­
zeitung gestellte Frage «Wie wähle ich meinen Stress­
psychlater?» wird sich fOr immer mehr Leute stellen. 
Die Neuregelung fOr Bahnhöfe wird unweigerlich eine wei­
tere Aushöhlung des Sonntagsarbeitsverbotes nach sich 
ziehen. In der Tat verlangt jede Ausnahmeregelung, jedes 
Sonderrecht ror einzelne Verkaufsstandorte im Sinne der 
Gleichbehandlung nach Zugeständnissen an andere Ver­
kaufsgeschäfte. Die Motion der WAK Ist der beste Beweis fOr 
diese Feststellung. Wer der parlamentarischen Initiative zu­
stimmt, muss konsequenterweise eine weitere Aushöhlung 
der Sonntagsruhe oder, wenn das dynamischer tönt, eine 
weitere Liberalisierung anstreben. 
Diesen Schritt will ich im Interesse des Erhalts einer minima­
len Sonntagsruhe nicht gehen und werde deshalb sowohl 
die Vorlage als auch anschllessend die Motion ablehnen. 

Präsident (Schiesser Fritz, Präsident): Herr Schwaller hatte 
mich gebeten. eine kurze Erklärung abgeben zu dürfen, um 
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seine Stimmabgabe zu begründen. Ich schlage Ihnen vor, 
dass wir die Diskussion bei Artikel 27 Absatz 1ter noch ein­
mal tohren, wo ein Antrag der Mehrheit und ein Antrag der 
Minderheit vorliegen. In der Detailberatung kömen Bund~­
rat und Berichterstatter jederzeit das Wort verlangen. - Sie 
sind mit diesem Vorgehen einverstanden. 

Del88 Joseph, p~ident de la Confederatlon: Je crois que 
l'objet est tout de möme d'une lmportance sufflsante, et les 
disposltlons prevues par la commission assez importantes 
aussi pour que je puisse, avant d'entamer la dlscussion par 
artlcle, vous donner la position du Conseil federal. 
Le Conseil federal soutlent le projet de la commission sur la 
base de la constatation que le besoin de faire des achats 
dans des centres de transport est demontre. La situation ac­
tuelle est la suivante: il est possible a diverses entreprises 
dans les gares et les aeroports d'ouvrir le dimanch~, mais 
cela sans pouvoir occuper du personnel. Cette situation est 
insatisfaisante. La revision de la loi proposee permet de cla­
rifier la sltuation et autorise les commerces et entreprises de 
prestations de servlces situes dans les centres de transports 
publics a employer du personhel le dlmanche sans restric­
tion d'assortiment ou de blens vendus. Nous ne reviendrons 
pas sur les arguments que nous avons deja evoques lors du 
debat qui a eu lieu le 9 juln 2004, lorsque vous avez renvoye 
cet objet a la commission. 
La commisslon a malntenant reexamlne la question, et sur­
tout examine la possibUite d'une precision de la deflnltlon 
des centres de transports publics. Elle a de plus effectue 
une enqu&te aupres des cantons sur 1a questlon de l'occu­
pation de personnel dans les centres de transports publlcs. 
Sur 1a base de cette enqu&te, la majorite de la commission a 
decide de vous soumettre la revision de 1a lol approuvee par 
le Conseil national sans modlflcatlon. Mals simultanement, 
le Conseil federal est charge d'arr&ter par ordonnance la de­
flnition des centres de transports publics, deflnltion qui se 
falt sur la base de deux crlteres, ou de deux Initiatives possl­
bles: sur proposition des entreprises de chemins de fer, pour 
autant que le chiffre d'affaires lie au traflc des voyageurs soit 
d'au molns 20 mlllions de francs par annee, ou bien - c'est 
la deuxieme possibilite et c'est la prlse en compte des sou­
cis regionaux, comme l'a dit le rapporteur - sur proposition 
commune des entreprises de chemins de fer et d'un canton 
pour les gares dont le traflc est d'une grande importance re­
gionale. 
Le Conseil federal accepte volontiere ce mandat. Comme 
vous le savez, les Chemlns de fer federaux ont !'Intention, 
avec leur concept «Rall City» de transformer sept gares en 
grands centres de prestatlons; certalns sont d'ailleurs deja 
acheves: II s'agit de Beme, Bäle, Geneve, Lausanne, Lu­
ceme, Wlnterthour et Zurich. On peut se ~emander si les 
Chemlns de fer federaux, en tant que propnetalres des ga­
res se contenteront a lang terme de ces sept centres. C'est 
la r~son pour laquelle nous trouvons judicieux de definir les 
centres de transports publlcs et d'en confler la deflnltlon au 
SECO. 
La proposltion qui est falte malntenant conslste a definlr les 
grandes gares en fonctlon du chiffre d'affalres annuel realise 
pour le transport des passagers. Les Chemins de fer fade: 
raux sont en mesure de communiquer ces chlffres, ce qui 
est deja un element essential pour pouvolr l'utlllser comme 
indlcateur. Avec un ordre de grandeur de 20 milllons de 
francs, 25 gares pourraient actuellement tomber sous le 
coup de cette definition. Parml ces 25 gares, II y a les 7 ga­
res «Rail City» que je viens de mentionner, et, pour vous 
donner quelques exemples, on peut rajouter des gares de la 
dimension de celles de Thoune, d'Olten ou de Colre. 
Mais le chlffre d'affalres ne sauralt constituer le seul crltere 
de la deflnltlon, car II taut egalement prendre en considera­
tlon les besoins regionaux, comme on vient de le dire. C'est 
a juste titre qua vous tenez compte de cette requöte en ame­
nageant une posslbllite supplementaire, selon laquelle un 
canton va pouvoir, d'entente avec une entreprise ferroviaire, 
demander que l'article 27 alinea 1ter solt appllcable aux ga-
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res qul ont une grande lmportance pour le traflc regional. 
Ces deux crlteres seront repris dans les travaux de revlslon 
de l'ordonnance 2 relative a la loi sur le travail. 
II y a aussi une precision a donner a propos des aeroports. 
Les aeroports auxquels les nouvelles dispositions se rap­
portent sont ceux qui font du trafic de ligne, a savolr Zurich, 
Genäve pour la partie de l'aeroport situee sur sol sulsse, 
Lugano-Agno, Beme-Belp, Saint-Gall, Altenrhein et Slon. 
I.:aeroport de Bäle n'est pas concerne par ces dispositlons, 
etant donne qu'il se trouve sur sol fran\lais. 
La revision proposee ne deflnira donc les magasins plus 
qu'en fonction de leur emplacement dans un centre de 
transports publics, lui-m&me defini comme tel en fonctlon de 
son chlffre d'affalres ou de son importance regionale, et non 
plus selon que leur assortiment repond ou non aux besoins 
des voyageurs. Les entreprises de services aux voyageurs 
dans les gares qui ne repondent pas a la deflnitlon de cen­
tres de transports publlcs, mals qui tombent sous le coup de 
la definitlon de l'ordonnance 2 relative a la loi sur le travall, 
continueront de pouvoir occuper du personnel le dlmanche. 
Selon la definltlon de l'ordonnance, ces entreprises sont cel­
les qul offrent des marchandises ou des prestatlons qul re­
pondent aux besoins des voyageurs selon les criteres etablis 
par le Tribunal federal. 
Lars de l'enquAte menee par la Commlsslon de l'economle 
et des redevances aupres des cantons, ceux-ci ont declare 
qu'a leur avls, la protectlon des travailleurs prevue par ror­
donnance etait sufflsante pour le personnel employe dans 
Jes magaslns des grandes gares. A ce sujet, je tlens a repe­
ter que des dispositlons speciales sur les durees du treva1I et 
du repos, telles que celles actuellement applicables aux ser­
vices accessolres des gares, seront dans tous les cas inte­
grees a l'ordonnance 2 relative a la loi sur le travall. Le 
Conseil federal envisage a ce sujet de prevoir un repos com­
pensatoire de 47 heures pour les dlmanches travallles, ce 
qul correspond a l'lntroductlon de la semalne de cinq jours. 
De plus, les travallleurs auront au minlmum douze diman­
ches libres par annee. MAme si ces dlmanches peuvent Atre 
repartis de maniere lrregullere au cours de l'annee civile, 
cela fait un dlmanche libre par mois en moyenne. 
De plus, les autres dlsposltlons de la lol sur le travall et de 
ses ordonnances assurant la protection des travallleurs se­
ront bien s0r appllcables a cette categorie de personnel. 
Parml ces dlspositions, on peut encore clter a titre d'exemple 
la duree hebdomadalre maximale de travall, l'interdiction de 
travailler plus de six Jours consecutlfs et l'octroi d'un repos 
quotidian de onze heures. 

Bundesgesetz über die Arbeit In Industrie, Gewerbe und 
Handel 
Lol f6d"'81e aur le travall dans l'lndustrle, l'artlsanat et 
lecommerce 

Detailberatung - Discussion par article 

Titel und Ingress, Zlff. l Einleitung 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Tltre et pr6ambule, eh. l lntroduction 
Proposition de la commission 
Adherer a la declsion du Conseil national 

Angenommen - Adopte 

Art. 27 Abs. 1ter 
Antrag der Mehrheit 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Antrag der Minderheit 
(Berset, Sommaruga Simonetta, Studer Jean) 
.... sonntags beschäftigt werden, sofern ein Gesamtarbeits­
vertrag abgeschlossen wurde. 
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Art. 27 al. 1ter 
Proposition de la majorite 
Adherer a la decision du Conseil national 

Proposition de 1a minorite 
(Berset, Sommaruga Simonetta, Studer Jean) 
.... le dimanche, dans 1a mesure ou une convention collec­
tive a ete conclue. 

Laurl Hans r,J, BE), tar die Kommission: Ich muss das Wort 
nicht mehr ergreHen, denn Ich habe meine Ausf0hrungen im 
Zusammenhang mit den einleitenden Bemerkungen bereits 
gemacht 

Berset Alain (S, FR): Comme c'est la premiere fois que 
nous abordons veritablement le fond de cette affaire, j'aime­
rais encore faire quelques remarques generales, puisque je 
ne me suis pas exprime auparavant dans la discussion. En 
Juin demier, la discussion n'avait porte que sur la proposition 
de renvoi a la commission. 
Au tond, la question qui se posalt a nous au depart etait une 
question qui etalt extrimement simple, et J'ai l'impression 
que les travaux parlementalres en ont flnalement falt quel­
que chose d'extrimement compliqull. Vous savez qu'au de­
part, il etalt notamment question de regler le probleme qui 
s'etait pose a la gare de Zurlch. Or a l'arrivee, si l'on tient 
compte de la propositlon qui nous est soumise ce matin par 
la majorite et qu'on la lie a la motion 04.3437 qui vient en­
suite, il est slmplement question de liberallser le travail du di­
manche, en comme~ant par les gares, c'est vrai - c'est ce 
que veut la proposition precitee -, mais en ouvrant la possi-­
billte, pour plus tard, de continuer avec les autres commer­
ces - c'est ce que contient la motion dont nous parlerons 
tout a l'heure. 
Pour moi, on a donc vraiment crH une nebuleuse dans cette 
affalre, fabrlque du broulllard, ouvert un peu 1a bofte de Pan­
dore, et nous avons en fln de compte une solution qui n'est 
pas satisfaisante. 
D'abord, il y a Eividemment la question du travail du diman­
che. Vous savez qu'actuellement il exlste, dans un nombre 
important de gares, des magasins Aperte, d'autres petits 
commerces, un nombre lmportant de kiosques, des fleuris­
tes, qui sont ouverts le dimanche et qui permettent d'acce­
der a tout ce qui peut itre utile au demier moment Ces 
services, je crois, sont apprecies. II n'est pas question ici de 
les remettre en cause. lls existent et lls continueront d'exls­
ter, et Je crois que c'est tres bien alnsi. 
Seulement il est question lci d'aller beaucoup plus loin. II 
s'agit en fait de transformer les gares en ilots commerciaux, 
dans lesquels toutes sortes de commerces et de services 
seraient ouverts sept Jours sur sept, dans lesquels II serait 
desormais posslble de vendre des meubles, des televisions 
et, pourquoi pas, des voltures. J'aimerals encore avoir des 
Informations a ce sujetl La question qui se pose ce matin, 
c'est de savoir sl c'est vraiment ceta que nous voulons pour 
l'avenir. 
Ensuite, un autre polnt qui avait etlt un element important 
dans la discussion au mois de juin dernier, c'etait de savoir 
quelles sont les gares qui sont effectivement concernEies. 
Ce n'etait pas clair au mols de juin. Je crois que c'est effec­
tivement beaucoup plus clalr aujourd'hul: on a une liste de 
25 gares, avec une clause qui permet d'ouvrir cette possibi­
lite a d'autres gares. 
J'ai l'impression que le crltere utilise - qui est celul du chlffre 
d'affaires lie aux voyageurs - n'est pas le mellleur critere 
possible. Je ne m'en etais pas rendu compte en commis­
sion, mais en reMchissant, je.me suis rendu compte que, 
puisqu'il tlent compte du traflc des voyageurs, ce crltere n'a 
de valeur que s'il s'aglt veritablement d'ouvrlr des commer­
ces pour les voyageurs, en restreignant l'assortlment a leurs 
besoins. Or, l'ensemble du projet vlse au contraire a ne plus 
offrir des services systematiquement et specifiquement des­
tines aux voyageurs, mais d'ouvrir flnalement les magasins 
destines a la population qui ne voyage justement pas. On 
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n'achete pas une television ou un ordlnateur au moment de 
prendre Je trainl 
D'ailieurs, l'absurdlte de ce crltere a conduit a ce que certai­
nes gares importantes ne figurent pas dans la liste: par 
exemple la gare de La Chaux-de-Fonds. La Chaux-de­
Fonds est la troisleme ville 1a plus importante de Suisse ro­
mande apres Geneve et Lausanne et elle ne figure pas sur 
la liste que nous avo111$ re9ue. Et U y a d'autres gares qui 
sont pour moi assez importantes qul n'y figurent pas non 
plus, peut-itre parce qu'elles sont desservies par d'autres 
compagnies que les CFF - je pense notamment a la gare de 
Spiez. Alors je crois que le crltere n'est pas tres bon, mais 
au moins on a enfin une precislon quant au nombre de gares 
concernees, ce qu'on n'avait pas au mois de juin. 
Une question qul se pose aussi, c'est celle de Ja concur­
rence, ou de la distorsion de concurrence, que pourralt re­
presenter cette ouverture des magasins dans les gares, 
notamment au centre des villes, et cette question-la n'est 
pas non plus reglee. On aura toujours une distorslon de con­
currence entre d'un cöte les commerces qul sont sltues, par 
hasard ou par chance, dans une gare, et de l'autre d'autres 
commerces qui vendent peut-itre les mimes produits et qul 
sont sltues de l'autre cöte de la rue, en face de 1a gare et qul 
ne pourraient pas ouvrlr le dimanche. 
D'ailleurs, j'ai constate que c'est un sujet qui pr60CCupe en 
tous cas certains perlementalres, puisque sur ce point-la 
des interventions parlementalres avalent deja ete deposees, 
qui dltnonyaient cette distorsion de concurrence existant en­
tre les magaslns sltues dans les gares et les autres. Mals 
ces Interventions avaient ete - deposees bien avant qu'II 
s'agisse d'ouvrir beaucoup plus completement les magasins 
dans les gares. 
II y a un polnt dont on a relativement peu parle: la decision 
qu'on s'apprite a prendre ce matin risque quand mime 
d'avoir une influence tres lmportante sur la strategle des 
grands groupes commerciaux. Avec ce projet, les grands 
groupes commerciaux du pays devraient commencer verita­
blement a se poser la question de savolr s'lls ne doivent pas 
s'installer dens les gares, ce qul leur permettralt d'ouvrir 
leurs portes le dlmanche. Est-ce vraiment cela que nous 
voulons pour les gares? La consequence Imaginable de tout 
cela, c'est que le prix de location dans les gares exploseralt. 
C'est une regle economique tres simple, c'est une des pre­
mieres regles economiques qu'on apprend a l'universite: 
comme l'offre de surlace dans les gares est limitee, la de­
mande pourrait exploser puisque dorenavant tous les types 
de rnagasln ou tous les types de commerce pourralent s'ln­
teresser aux surfaces dans les gares. On rlsque alors d'avoir 
des prlx de location qui augmentent fortement Ce seralt pro­
bablement une bonne affaire pour les CFF, mais ce n'en se­
ralt pas forcement une pour les petits commerces qul sont 
apprecles aujourd'hul et qui pourraient avolr de la peine, a 
l'avenir, a continuer a louer des surlaces commerclales dans 
lesgares. 
Enfln, evldemment, II y a la questlon des condltlons de tra­
vail, avec la propositlon de minorite que Je defends. Vous sa­
vez qu'avec la propositlon qui vous est soumise ce matin par 
la majorite, la question de la protection des travallleurs n'est 
pas verltablement reglee. II y a effectivement des normes de 
l'OLT 2 qui s'appliquent, c'est blen clalr. J'al blen entendu ce 
qul a ete dlt ce matin. Mais, en fin de compte, ce ne sont pas 
veritablement des mesures de protection. Ce sont des me­
sures d'amEinagement pour le travail du dimanche et elles 
ne sont pas prevues au depart pour une ouverture tres large 
du travail du dlmanche. 
C'est la ralson pour laquelle 1a mlnorlte a depose une pro­
positlon pour lier l'ouverture des commerces le dimanche 
dans les gares - avec finalement la liberallsatlon du travall 
du dimanche - a la conclusion d'une convention collective 
entre les partenaires soclaux. Vous savez d'ailleurs que 
dans les votations cantonales, un tel projet a souvent per­
mis aux liberalisations des heures d'ouverture de passer la 
rampe. II ne s'agissait mime pas du travail du dimanche. II 
s'aglssalt du travall du soir, qul pose probablement molns 
de problemes. 
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Cette proposltion de minorite a trois buts. Premierement, il 
s'agit de prllvoir un reglement particuller des conditions de 
travail le dimanche pour des ralsons sociales, pour des rai­
sons de politique familiale, pour des raisons de sante. La re­
vision de la loi sur le travail concerne en premler lleu les 
gares et tes aeroports, lä ou les conditlons de travail des 
personnes qui sont actives dans la vente sont souvent tres 
difficiles, les horaires et l'environnement de travail etant 
aussi particulierement penibles. 
Deuxiemement, je crols que donner le signal que les condi­
tions de travail du dimanche ont ete negociees entre parte­
naires sociaux est vraisemblablement le meilleur moyen de 
volr ce texte finalement adopte par la population. Nous sa­
vons que dans nombre de cantons, une proposition de libe­
ralisation a ete rejetee aussi longtemps qu'II n'exlstalt pas de 
mesures partlculleres de protection pour les travallleurs, pas 
de conventlons collectives. Je crols que c'est un slgnal 
auquel nous devons itre attentifs. 
Ttoislemement, je crols qu'il taut nous rendre campte ce ma­
tln que, quol qu'il artlve aujourd'hui, cette modificatlon de la 
loi n'entrera pas en vlgueur ä 1a fln de cette annee. On paut 
s'attendre raisonnablement ä ce qu'un referendum soit 
lance. 
On sait aussi que prevolr des mesures de protectlon particu­
lleres permettrait d'augmenter les chances du projet. J'aime­
rals relever icl qu'il est relatlvement peu logique de Her dans 
la motlon l'ouverture du travaii du dlmanche ä des mesures 
partlculieres de protection pour les travalUeurs, de le faire 
donc pour la motlon, mais de ne pas le faire aussi clairement 
pour le projet qul nous occupe maintenant. Je crois que 98 
pose veritablement un probleme. 
Pour moi, ce projet n'est pas encore mar; il n'est pas encore 
prit. Et ce que je vous propose ce matln, c'est de creer une 
divergence avec le Conseil national, de sorte que la ques­
tion pulsse itre traltee encore une fols. De toute fa9on, on 
peut s'attendre raisonnablement ä ce que cette modification 
n'entre pas en vigueur ä la fin de l'annee. Je crois que dans 
ces condltlons, on a veritablement interit ä voir s'il n'y aurait 
pas encore d'autres pistes qul pourralent itre evoquees. 
En commission, f avals evoque la posslblllte de prevoir une 
conventlon collective de travall, mals d'ajouter en plus la 
possibilite pour le Conseil federal d'edicter un contrat-type 
en cas d'echec des negoclatlons. Jusqu'lcl, le Conseil fede­
ral avait lndique qu'il n'etalt pas dispose ä suivre cette possi­
bilite. C'est peut-itre quelque chose qu'il faudralt rllexa­
mlner. 
C'est pour 98 que je vous propose de arenvoyer» une fois 
cet objet au Conseil national pour trouver une meilleure so­
lution. 

David Eugen (C, SG): Ich möchte aus dem Votum von Alain 
Berset, dem Sprecher der Minderheit, einen Punkt aufneh­
men, der auch mir sehr wichtig erscheint, nämlich die Frage, 
wie es mit dem Arbeitnehmerschutz steht, wenn wir diese 
Regelung treffen. 
Auf der einen Seite ist klar, dass die ganze Arbeitszeitrege­
lung in der Hand des Gesetzgebers liegt und diese Verord­
nung bereits relativ präzise Regeln für die Sonntagsarbeit 
aufstellt. Auf der anderen Seite ist es richtig, dass diese Re­
geln durch Gesamtarbeitsverträge mit anderen Regeln, bei­
spielsweise Ober die Entlöhnung am Sonntag, weiter ergänzt 
werden können und auch sollen; ich möchte das betonen. 
Was Kollege Berset bei seiner Argumentation meines Erach­
tens übersieht, ist die Tatsache, dass unser Vorschlag, der 
Antrag der Mehrheit der Kommission, sehr wohl einen An­
reiz beinhaltet, solche GAV-Verhandlungen aufzunehmen. In 
dem von Kollege Lauri vorgelesenen Text hat es zwei Kondi­
tionen; in beiden Fällen bedeutet dies, dass die SBB den 
Antrag stellen müssen - die SBB als Landeigentümerinnen 
der Bahnhöfe und zum Teil auch als Mitbetreiberinnen der 
Betriebe, die auf dem Bahnhofgelände angesiedelt sind. Die 
Tatsache, dass die SBB den Antrag stellen müssen, macht 
auch klar, dass die Gewerkschaften, die ja die Verhandlun­
gen aufnehmen wollen, einen ganz klaren Ansprechpartner 
haben. 
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Das heisst, mit dieser gesetzlichen Regelung wird kein La­
den eröffnet, sondern es wird nur die Möglichkeit eröffnet, 
den Antrag zu stellen, einen Laden zu eröffnen. Der Antrag 
muss immer von der Bahnunternehmung kommen; das sind 
in den weitaus meisten Fällen die SBB. Die Gewerkschaften 
haben damit also einen klaren Ansprechpartner, um Ver• 
tragsverhandlungen aufnehmen. Sie können an die SBB ge­
langen und sie einladen und ersuchen, diese Vertragsver­
handlungen aufzunehmen. 
Daher Ist mit dieser gesetzlichen Regelung eigentlich die 
Basis für die Vertragsverhandlungen gesetzt. Es kann aber 
nicht Aufgabe des Gesetzgebers sein, die Vertragsverhand­
lungen vorwegzunehmen, denn es ist ja Sache der Sozial­
partner, die Vertragsverhandlungen zu führen und ein 
Resultat zu präsentieren. 
Ich möchte erläutern, wie es beispielsweise bei den Tank• 
stellenshops Im Kanton St. Gallen gelaufen ist. Auch dort 
war es nicht so, dass die Gesetzgebung die Vertragsver­
handlungen vorweggenommen oder dekretiert hatte. Sie hat 
vielmehr ausgelöst, dass sich die Partner, also die Shopbe­
treiber auf der einen Seite und die Arbeitnehmervertreter auf 
der anderen Seite, begleitet vom Volkswirtschaftsdeparte­
ment des Kantons St. Gallen, zusammengefunden und ei­
nen Vertrag erarbeitet haben. 
Genau diese Möglichkeit Ist hier auch zugrunde gelegt, dass 
man das tun kann und sich mit den SBB zusammensetzen 
und die entsprechenden Verträge erarbeiten kann. Also 
kann man nicht sagen: Die Regelung, wie wir sie Ihnen vor­
legen, ist eine Lösung, die die Sozialpartnerschaft - die Ich 
wichtig finde und die notwendig ist - verunmöglicht, im Ge­
gentall: Sie stOtzt sie. Sie verlangt sie nicht direkt; das ist 
klar. Sie ist nicht eine Kondition. Aber sie weist darauf hin, 
dess man mit den SBB die Verhandlungen aufnehmen kann. 
Aus diesen Gründen denke ich, dass die Arbeltnehmer­
schutzüberlegungen In der Lösung - Gesetz und Verord­
nung zusammen betrachtet -, die Ihnen die Mehrheit der 
Kommission vorschlägt. wirklich auch mitberücksichtigt wor­
den sind. 

Forster-Vannlnl Erika (RL, SG): Ich möchte das Votum von 
Herrn Kollege David unterstatzen. Das Verkaufspersonal in 
Bahnhofsläden in suburbanen oder ländlichen Gebieten 
steht wie andere Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen auch 
unter dem Schutz der Arbeits- und Ruhezeltbestimmungen 
des Arbeitsgesetzes. Bei dauernder Sor:intagsarbeit wird ein 
Zuschlag von 50 Prozent In den Lohn eingeschlossen; der 
Ersatzruhetag, wie wir Ihn bei der vorübergehenden Sonn­
tagsarbeit kennen, Ist auch In diesem Fall gewährt. 
So schreibt die Regierung unseres Kantons: «Die Regierung 
des Kantons St. Gallen betrachtet es als ordnungspolitlsch 
verfehlt, Ausnahmen vom Sonntagsverbot gesetzlich an das 
Bestehen eines Gesamtarbeitsvertrages für die betreffenden 
Arbeitnehmer zu knüpfen, wie dies von einer Minderheit in 
der ständerätlichen Kommission gefordert wird. Die Sozial­
partner sollen nicht gesetzlich zum Abschluss eines GAV 
gezwungen werden. Hingegen betrachtet die Regierung den 
Gesamtarbeitsvertrag als geeignetes Mittel, um fortschrlttli· 
ehe Arbeitsbedingungen gezielt und flexibel auch In Berei­
chen zu sichern, in denen keine staatlichen Regelungen 
mehr bestehen.» Sie sehen also: Das Votum von Herrn Da­
vid wird nicht nur von mir, sondern indirekt auch von der Re­
gierung unseres Kantons unterstOtzt. 
Ich bitte Sie, der Mehrheit zu folgen. Ich denke, den Bedürf­
nissen der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer ist sicher 
Genüge getan, und es ist niemand da, der den Arbeitnehme­
rinnen und Arbeitnehmern das geforderte Recht nicht zuge­
stehen wird. 
Ich bitte Sie nochmals, der Mehrheit zuzustimmen. 

Germann Hannes (V, SH): Mit dem Entwurf, wie er Ihnen 
jetzt unterbreitet wird, ist die Befürchtung einer «Lex Shop­
ville Zürich», die für mich nicht akzeptabel gewesen wäre, 
vom Tisch. Wir haben bei der Gratwanderung zwischen 
Eisenbahngesetz, Arbeitsgesetz und kantonalem Laden-
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schluss mit dem Dreiklang - wie wir ihn Ihnen jetzt 
präsentieren - zwischen Gesetz, Verordnung und Kommis­
sionsmotion meiner Ansicht nach eine Lösung gefunden, die 
allen Interessen Rechnung tragen sollte. Vor allem kann 
auch sichergestellt werden, dass es dereinst nicht zur gro­
tesken Situation kommt, dass es zwar Läden gibt, die am 
Sonntag öffnen, aber kein Personal anstellen dürfen. Es 
kommen nebst den sieben grossen Zentren auch grössere 
Bahnhöfe in den Genuss der Regelung, wie sie ja bereits 
heute besteht und wie sie sich im grossen Ganzen auch be­
währt hat. 
FOr meine ZUstimmung entscheidend war und Ist einerseits 
die Zusicherung des Bundesrates, die Verordnung 2 zum Ar­
beitsgesetz mit einem neuen Artikel 26bis zu ergänzen, so­
wie die Zustimmung zur Motion. Damit wird eine flexible 
Anpassung an die Realitäten ermöglicht. Andererseits will 
man den Kantonen den notwendigen Spielraum geben, den 
Bedürfnissen einzelner Regionen Rechnung zu tragen. Die 
Regierungen können dann in Kenntnis der kantonalen re­
spektive der regionalen Gegebenheit Im erwähnten Span­
nungsfeld entscheiden: erstens Ober die Einkaufsbedürf­
nisse der Menschen, zweitens Ober die Grenzen der Libera­
lisierung der Ladenöffnungszelten an Sonntagen und Feier­
tagen und drittens auch bezüglich der Gefahr, dass eben 
Gebietsmonopole zu einer problematischen Wettbewerbs­
verzerrung fOhren könnten. Die Kantone haben die besten 
Voraussetzungen dafOr, In diesem Spannungsfeld die not­
wendige Balance zu finden. 
In diesem Sinne plädiere ich fOr Zustimmung zum Antrag der 
Kommissionsmehrheit und nachher fOr Annahme der Mo­
tion, da diese integraler Bestandteil unserer ausgewogenen 
Lösung Ist. 

Hess Hans (AL, (N{): Die parlamentarische Initiative He­
getschweiler hat fOr mich eine wichtige touristische Kompo­
nente. Es darf doch nicht sein, dass die ausländischen 
Gäste in der Schweiz am Sonntag nur geschlossene Läden 
vorfinden. Im Zusammenhang mit der Vorlage betreffend die 
Finanzhilfe fOr Schweiz Tourismus wurde den Tourlsmuskrei­
sen empfohlen, nicht nur beim Staat Geld zu verlangen, son­
dern auch bemüht zu sein, den Gästen bessere Angebote 
zu unterbreiten. Heute lesen wir in der «Neuen Zürcher 
Zeitung" zur Tourismushilfe, die gestern im Nationalrat be­
handelt wurde: «Die Tourismusbranche, die nicht nur unter 
ausländischer Konkurrenz, sondern zum Teil auch unter 
qualitativen Mängeln leidet, sollte das Feilschen jedenfalls 
als Mahnung verstehen, die eigenen Anstrengungen zu ver­
stärken und Eigenverantwortung wahrzunehmen.» Kaum 
kommt eine solche Vorlage, wird schon wieder opponiert. 
In Tourismusorten Ist es eine Selbstverständlichkeit, dass 
die Dienstleistungen auch am Sonntag erbracht werden. Da­
von profitieren wir alle, wenn wir am Sonntag die tourlstl• 
schen Infrastrukturen In Anspruch nehmen. Offenbar Ist die 
Sonntagsarbeit in Ordnung, wenn wir selbst davon profitie­
ren. 
Ich ersuche Sie dringend, der Mehrheit zu folgen und diesen 
kleinen Schritt zur Öffnung zu machen. 

Sommaruga Slmonetta (S, BE): Ich habe bei der letzten Dis­
kussion in diesem Rat zu diesem Thema bereits signalisiert, 
dass ich mich einer Lockerung der Ladenöffnungszeiten 
nicht grundsätzlich verschliessen möchte. Ich lasse die 
Frage offen, ob es tatsächlich ein Bedürfnis der Konsumen­
tinnen und Konsumenten ist, am Sonntag einzukaufen, oder 
ob dieses Bedürfnis geschaffen worden ist. Von der Rück­
weisung an die Kommission habe ich mir erhofft, dass wir 
damit Fragen klären warden, die mit diesen zusätzlichen La­
denöffnungszeiten verbunden sind. Insbesondere habe ich 
auch gehofft, dass wir bei der Lockerung der Ladenöff­
nungszelten bzw. mit einer Aufweichung des Arbeitsgeset­
zes auch den damit verbundenen Arbeitnehmerschutz ver­
bessern würden. 
Die Vorlage, wie Sie Ihnen nun die Mehrheit der Kommission 
vorgelegt hat. entspricht nicht meinen Vorstellungen - im 
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Gegenteil. Ich meine, dass wir verschiedene Probleme nicht 
gelöst haben und dass die Vorlage nicht frei von Widerspra­
chen ist. loh nenne Ihnen drei Beispiele: 
Nicht geklärt ist nach wie vor das Verhältnis zwischen den 
Warenverkäufen und den Dienstleistungen. Ist es jetzt wich­
tiger, dass ich am Sonntag am Bahnhof zum Coiffeur gehen 
kann, dass ich dort ein Fernsehgerät kaufen kann oder dass 
Ich den Anwalt am Sonntag aufsuchen kann? Das ist nicht 
geklärt. 
Auch nicht geklärt ist meines Erachtens, was die zusätzli­
chen Möglichkeiten der Ladenöffnungszelten am Sonntag 
fllr die Zulieferbereiche bedeuten, fOr den Bereich Labens­
mittellndustrie, aber z. B. auch fOr den Transportbereich. Ein 
weiteres Problem, das wir uns mit der Annahme der parla• 
mentarischen Initiative Hegetschweiler einhandeln, betrifft 
die Unterscheidung zwischen Bahnhof- und Nicht-Bahnhof­
betrieben. Mit der parlamentarischen Initiative Hegetschwei­
ler werden die Bahnhöfe noch mehr zu einem Areal mit 
Sonderrechten. Die Unterscheidung zwischen Bahnneben­
betrieben und anderen Betrieben widerspricht jeglicher 
Wettbewerbsneutrelltät und Rechtsgleichheit. Was ist z. B. 
mit den Läden, die gleich neben einem Bahnhof stationiert 
sind? Mir scheint, dass jedes Sonderrecht, das einzelne Ver­
kaufsstandorte gegenüber anderen privilegiert, ungerecht 
ist. 
Ein drittes Beispiel von WidersprOchlichkeiten respektive 
nicht geklärten Fragen in dieser Vorlage betrifft die Tankstel• 
lenshops. Es wurde am Hearing mit den Kantonen sehr klar, 
dass auch hier grosse kantonale Unterschiede bestehen. 
Zwar haben in der Vernehmlassung alle Kantone erklärt, 
dass sie sich an die Verordnung zum Arbeitsgesetz und an 
die Weisungen des Seco halten. In der Praxis - und das wis­
sen wir - sieht es aber offensichtlich ganz anders aus. Es 
gibt Kantone, welche sich nicht an die Weisung des Seco 
halten, indem die Shop-Flächenbeschränkung von 120 Qua­
dratmetern massiv überschritten wird. 
Was wir in dieser Vorlage geklärt haben, ist die Definition 
der Zentren des öffentlichen Verkehrs, respektive wir haben 
die Regionen beruhigt, dass nicht nur die grössten Bahnhöfe 
von dieser Regelung profitieren - weil diese ja fast alle in der 
deutschen Schweiz liegen -, sondern dass eben auch an­
dere Bahnhöfe zum Zuge kommen. Was aber bleibt, ist die 
Wettbewerbsverzerrung, die wir mit dieser Vorlage schaffen 
bzw. noch verschärfen. Was mit dieser Regelung auch 
bleibt. ist, dass die Bahnhöfe nun zu generellen Einkaufs. 
und Dienstleistungszentren werden und damit die generelle 
Sonntagsarbeit auf Umwegen elngefOhrt wird. 
Das widerspricht meines Erachtens ganz deutlich dem 
Volkswillen bzw. der deutlichen Ablehnung des Arbeitsgeset­
zes durch die Bevölkerung Im Jahr 1996. Die Vox-Analyse 
hat gezeigt, dass die StlmmbOrgerinnen und StimmbOrger 
keine Ausdehnung der Sonntagsarbeit wOnschten und dass 
vor allem nicht goutiert wurde, dass eben sechs bewilll­
gungsfrele Sonntagsverkäufe eingefOhrt werden sollten. Ich 
habe das in der letzten Debatte bereits erwähnt. Ich glaube, 
es Ist wichtig, uns bewusst zu sein, dass sich die Bevölke­
rung in 13 von 19 Kantonsabstimmungen gegen die Liberali­
sierung der Ladenöffnungszelten entschieden hat. Gelungen 
Ist die Liberalisierung dort, wo sie gleichzeitig mit einer Ver­
besserung im Arbeitnehmerschutz einherging. 
Ich bitte Sie deshalb, den Antrag der Minderheit zu unterstüt­
zen. Es ist meines Erachtens der einzige Weg, auf dem wir 
in dieser kontrovers diskutierten Frage weiterkommen. Wir 
wollen weiterkommen; ich bin nach wie vor bereit, eine gute 
Richtung auch zu unterstützen. Kollege David hat darauf hin­
gewiesen, dass mit dieser Vorlage die Gewerkschaften mit 
den SBB Verhandlungen fahren können: dass diese Mög­
lichkeit eigentlich bereits besteht. Ich meine, wir könnten -
Herr Berset hat ja auch angeregt, dass wir hier eine Diffe­
renz zum Nationalrat schaffen - den Minderheltsentrag so 
ergänzen, dass zum Beispiel der Bund vertagen kann, wenn 
kein GAV zustande kommt. Dann hätten wir dieses Risiko 
oder die Gefahr, die genannt wurde, dass jede Liberalisie­
rung ausschliesslich vom Zustandekommen eines GAV ab­
hängt, entschärft. Ich meine, wir würden dann der Lösung, 
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wie Sie Herr David eigentlich angesprochen hat, einen be­
deutenden Schritt näher kommen. 
Ich bitte Sie deshalb, den Minderheitsantrag zu unterstützen, 
diese DHferenz zu schaffen, um allenfalls wirklich auf einem 
guten Weg weiterzukommen. 

Leuenberger Ernst (S, SO): Ich wäre geme ein Philosoph 
geblieben, das heisst, ich hätte gerne geschwiegen, aber 
zwei Voten fordern mich heraus, doch etwas zu sagen. 
Wenn ich genau hingehört habe, hat der Herr Kommissions­
sprecher ausgeführt, die Kommission sei der Meinung, wenn 
man gesetzlich den Abschluss eines Gesamtarbeitsvertra­
ges vorschreibe, könnte das zu einer Vetostellung der Ar­
beitnehmerseite führen. Ich halte diese Aussage in diesem 
konkreten Bereich, wo wir so nahe bei der Eisenbahn sind, 
für äusserst problematisch und eigentlich auch für unzutref­
fend. Denn wenn es schon um ein Veto ginge, dann wären 
beide Selten in einer Vetosituation. Aber Ich habe Ihnen ge­
sagt, ich halte diese Aussage deshalb fOr sehr problema­
tisch, weil dieses Parlament bei der Bahnreform und bei der 
PTT-Reform bewusst und en connalssance de cause in die 
drei betreffenden Gesetze die GAV-Pflicht reingeschrieben 
hat, in das SBB-Gesetz, in das Postorganisationsgesetz, in 
das entsprechende Gesetz im Fernmeldebereich. Wir haben 
inzwischen damit die Erfahrung gemacht - und ich bitte den 
Herrn Bundespräsidenten wirklich, das zu bestätigen -, 
dass in allen drei Bereichen in zähen Verhandlungen, aber 
ohne einen einzigen Streiktag, Gesamtarbeitsverträge abge­
schlossen worden sind, die von beiden Seiten gelebt und 
mitgetragen werden. 
Ich halte die auf den Bahnhofsbereich bezogene Aussage, 
es könnte zu missbräuchlicher Verwendung durch die Ar­
beitnehmer führen, für eine schwer erträgliche Aussage -
das muss Ich Ihnen ehrlich sagen, und Ich habe es Herrn 
Lauri schon unter vier Augen gesagt -: Wenn der Verwal­
tungsratspräsident der BLS so etwas sagt, dann plagt mich 
das und macht mir eigentlich Schmerzen. 
Noch abenteuerlicher hat sich Herr David geäussert. Wenn 
der Herr Bundespräsident bereit ist zu bestätigen, dass das, 
was Herr David ausgefOhrt hat, so zutrifft, dass nämlich 
diese Arbeitnehmer in den Bahnhöfen mit den SBB verhan­
deln können, dann kann ich mein Votum sofort abschllessen, 
denn die SBB sind ein anständiger, fairer, korrekter Arbeitge­
ber und gesprächsbereit. Aber Herr David täuscht sich fun­
damental. Die Arbeitgeber In den Bahnhofsläden sind nicht 
die Schweizerischen Bundesbahnen oder die Sadostbahn 
oder die BLS, oder wer auch Immer Bahnhofseigentümer ist. 
Mein Problem, Herr David, war ein anderes. Im Vorfald die­
ser Auseinandersetzung habe ich In subtilen, liebevollen Ge­
sprächen mit diesen Bahnhofseigentomern versucht, ihnen 
zu sagen: Sagen Sie doch dem Parlament, nachdem Sie 
selber in Ihren Urbereichen geordnete Arbeitsbeziehungen 
pflegen - und Ich betone das: geordnete Arbeitsbeziehun­
gen pflegen -, Sie würden auch ihren Mietern - denn diese 
Ladeninhaber sind Mieter - empfehlen, geordnete Arbeits­
beziehungen zu unterhalten. Die Schweizerischen Bundes­
bahnen weigern sich standhaft, so etwas zu machen, es sei 
denn, der Bundesrat wQrde sie dazu verpflichten. Das wird 
der Bundesrat, so, wie ich ihn kenne, aber nie tun. Das hat 
mit seiner Zusammensetzung nichts zu tun, das UVEK ist da 
um nichts besser als das Volkswirtschaftsdepartement oder 
andere Departemente. 
Ich muss Ihnen, Herr Bundespräsident, eine Geschichte er­
zählen und bitte für zwei Minuten um volle Aufmerksamkeit. 
Während des Zweiten Weltkriegs gab es einen freisinnigen 
Volkswirtschaftsminister, Walther Stampfll, ein Solothumer 
Freisinniger. Wir hätten gestritten, wenn wir uns begegnet 
wären. Dann gab es Im Kanton Solothurn eine Firma Bally, 
die Schuhe herstellte, auch Militärschuhe. Der Chef der 
Firma Bally, Iwan Bally, sass als freisinniger Ständerat in die­
sem Gremium, wie es sich damals für einen freisinnigen Un• 
ternehmer aus Solothurn gehörte. Die Arbeitnehmer der 
Firma Bally wollten mit dem Herrn Bally einen GAV ab­
schliessen, und der Herr Bally sagte: «Kommt doch nicht in-
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frage, Ich regle das alles selber." Da gingen die Gewerk­
schaften zum Herrn Stampfll, und der war freisinnig und fro­
her Von-Roll-Direktor und Helveter und hatte Schmisse usw. 
Da sagte der Herr Stampfli: «Wir wollen geordnete Verhält­
nisse im Kanton Solothum», liess den Iwan Bally kommen 
und sagte: •Iwan, wenn du mit diesen Gewerkschaften nicht 
einen Gesamtarbeitsvertrag abschliesst, kannst du keine Mi­
litärschuhe mehr liefern." Bally hatte bis zum letzten Tag ei­
nen GAV. 
Es gab noch Volkswirtschaftsminister, die sich für geordnete 
Arbeitsbeziehungen einsetzten. Ich möchte Ihnen dieses 
freisinnige Beispiel aus dem Kanton Solothum sehr ans 
Herz gelegt haben. 
Ich komme zum Schluss: Ich bin In einer etwas qualvollen 
Situation. Ich bin Vizepräsident des Schweizerischen Ge­
werkschaftsbundes. Diese Organisation hat bereits präven­
tiv das Referendum gegen diese Vorlage angekündigt. Ich 
habe mit dem ccgroupuscule» hier gesagt, wir wollten versu­
chen, noch eine Bracke zu bauen, um den Gewerkschaften 
zu sagen, es masse ja nicht immer sein. Wir sind auf den 
Text der Minderheit hier gekommen. Ich weiss, es gibt Ge­
werkschafter, die mich für das, was ich Jetzt sage, vierteilen 
werden - aber das macht mir nichts aus. ich bin breit genug, 
sodass auch ein Viertel noch etwas hergibt. (Heiterkeit) 
Ich bin bereit, mich dafQr einzusetzen, dass wir diese Refe­
rendumsabstimmung sein lassen, falls Sie dieser Ge­
schichte hier zustimmen. Ich bitte Sie, eines einen Augen­
blick lang zu bedenken: Haben Sie einen Augenblick lang 
die kantonalen Resultate bei den Ladenschlussbestimmun­
gen etwas studiert? Ich habe diejenigen des Kantons Solo­
thurn studiert, und ich sage das jetzt meinen Kolleginnen 
und Kollegen, die der CVP nahe stehen, ganz besonders 
eindringlich: Im Kanton Solothum Ist die höchste Ablehnung 
der liberalisierten Ladenöffnungszelten In jenen Gemeinden 
und Bezirken erfolgt, die den höchsten Anteil an CVP-Stlm­
men bringen; meinetwegen kann man dem heilige Allianz 
oder unheßlge Allianz sagen. Aber die Gewerkschaften 
bauen darauf und rechnen damit - auch in Ihrem Kanton, 
Herr David --. dass die eher konservativen, ländlichen, ge­
werblich orientierten Kreise finden, das brauche es jetzt 
nicht auch noch. Ich bitte Sie, das zu bedenken. 
Zudem ist das Jetzt, Herr Germann, keine Teufelsbrücke. 
Das Ist ein Brückenbauversuch, hilflos, In letzter Stunde und 
in fast aussichtsloser Situation, aber wir könnten jetzt einen 
Beitrag dazu leisten, dieses Referendum zu vermelden. Las­
sen Sie mich hier noch einen Schlussseufzer aussprechen: 
Letztes Mal Ist gesagt worden, das sei ja letztlich eine «Lex 
Shopville». Ich habe es In der eidgenössischen Politik ein 
bisschen satt, dass jedes Mal, wenn zarlch hOstelt. die Eid­
genossenschaft sich in Fieberkrämpfen windet. 

Jenny Thls (Y, GL): Kollege Leuenberger, nur weil die SBB 
und andere Unternehmungen einen Gesamtarbeitsvertrag 
abgeschlossen haben, heisst das noch lange nicht, dass an­
dere Industriezweige das ebenfalls tun massen -- auch wenn 
Ihre Geschichte durchaus hohen Unterhaltungswert hat; das 
attestiere Ich Ihnen. Es gibt Unternehmungen, die ohne Ge­
samtarbeitsvertrag zufriedene Arbeltnehmerlmen und -neh­
mer haben und durchaus sehr erfolgreich arbeiten - und das 
nicht erst seit zwanzig, sondern seit hundert Jahren. 
Kollege Schwaller, dieses Rad lässt sich nicht mehr zurück­
drehen, auch wenn wir 46 hier In dieser hellen Welt das wol­
len. Natürlich wäre es schön, wenn der Sonntag als Ruhetag 
hochgehalten und die Famillenldylle gepflegt warde. Ich 
hoffe, das werde nicht nur sonntags gemacht. sondern auch, 
wenn nicht Sonntag ist. Aber Ich fürchte, Herr Kollege 
Schwaller, dass das ein frommer Wunsch bleiben wird. Die 
Einkaufsgewohnheiten haben sich geändert. Dem haben wir 
Rechnung zu tragen, ob es uns passt oder nicht. Tatsache 
ist, dass bei diesen Unternehmungen und Läden die Fre­
quenzen aussergewöhnlich hoch sind. Wenn dem so ist. 
muss auch ein Bedarfnls bestehen. 
Die geltenden Gesetze - auch das mQssen wir zur Kenntnis 
nehmen - bleiben in Kraft, die bestehenden Schutzverord-
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nungen ebenfalls. Der Bundesrat hat sogar zusätzliche Ver­
besserungen angebracht. Ein Obertriebener Schutz und 
immer wieder neue Forderungen der Gewerkschaften sind 
hier nun wirklich nicht angebracht und schwächen zusätzlich 
den Standort Schweiz, den wir ausdrOcklich immer wieder 
stärken wollen; das hat Kollege Hass bereits angefOgt. 
Dass einzelne Vertragsverhandlungen mit Gewerkschaften 
ausdrOckllch vorbehalten bleiben - da hat Kollege David dar­
auf hingewiesen -, ist selbstverständlich. Darauf muss ich 
nicht näher eingehen. Aber der Bundesrat geht weiter als 
bisher und hat für Arbeitnehmerinnen und -nehmer, welche 
am Sonntag arbeiten, eine grosszOq_igere Lösung vorgese­
hen. Das ist anerkennenswert. Im Ubrigen arbeiten heute 
schon sehr viele Leute samstags und sonntags: In der Ga• 
tronomie, bei den Bergbahnen. Die machen das gerne und 
brauchen keine zusätzlichen Bestimmungen. Viele Tausend 
Arbeitnehmerinnen und -nehmer in diesem Land sind sogar 
darauf angewiesen, dass sie samstags und sonntags arbei­
ten können. Ich weiss, dass Sie jetzt sagen: Dagegen haben 
wir nichts, wir brauchen aber zusätzliche Bestimmungen. 
Aber es braucht sie nicht, weil die Leute mit den bestehen­
den Bestimmungen grundsätzlich zufrieden sind. 
Was will diese Initiative? Sie will lediglich mit einer modera­
ten Gesetzesanpassung den seit mehr als zehn Jahre be­
stehenden Zustand zementieren und legalisieren. 
Ich möchte Sie deshalb bitten, der Mehrheit zuzustimmen. 

Eplney Simon (C, VS): Sans m'opposer formellernent a ce 
projet, j'aimerais, en tant que president de !'Union valai­
sanne du commerce de detall et de proximite, nuancer quel­
ques propos qui vlennent d'Atre tenus. 
A ma connaissance, un voyageur qui frequente une gare ou 
habite au centre d'une vllle ne meurt pas de faim le dlman­
che. II peut se servlr aupres d'un commerce de proximite, II 
peut se servlr dans une statlon-servlce, et surtout II peut se 
servir, comme on l'a dit tout ä l'heure, dans les gares, dans 
les magasins Aperto, qul etaient censes au depart fournir 
des servlces accessoires con~ pour repondre aux usa­
gers de l'exploltatlon ferroviaire, mais qul sont devenus au fll 
du temps de veritables magasins de depannage pour les ha­
bltants des villes. 
Alors, la questlon qu'on doit se poser avec ce projet est la 
suivante: est-ce que cette ouverture des magasins le diman­
che repond ä un besoin de consommation et a un change­
ment d'habitudes de consommation? Rien n'est moins sOr; 
les differentes votations qul ont eu lleu sur ce sujet l'ont de­
montre. A mon avls, cette ouverture des magaslns le diman­
che provoque d'abord une inegalite de traitement entre les 
commerces qui sont situes dans et hors du perimetre des 
centres; une inegalite de traitement et un conflit entre la 
grande distributlon et le commerce de proxlmite; une inega­
lite de traitement entre une gare et une autre. 
Ensuite, cette ouverture - et je crois qu'on ne mesure pas 
suffisamment cet aspect au niveau des representants des 
agglomerations - va provoquer des problemes de fluidite du 
trafic a !'Interieur des agglomerations et d'amenagernent du 
territolre. On voit qu'il manque des places de parc pour le 
simple trafic voyageurs. Comment est-ce qu'on va resoudre 
ce probleme des places de parc dans les villes? Comment 
est-ce qu'on va resoudre celui de l'acces aux gares, 
lorsqu'on salt qu'elles sont toutes, aujourd'hui, surchargees? 
Ce sont des problemes qu'on n'a pas du tout examine au 
sein de la commission. 
Mais ce qui m'inquiete le plus, c'est que ce projet, en falt, 
contient en lui-mAme les premisses d'une liberalisation ge­
nerale des heures d'ouverture des commerces le dimanche. 
Si c'est ce qu'on veut, je crois qu'il faudralt alors le dlre de 
maniere tres clalre. Par contre, si c'est uniquement pour ren­
dre servlce a certalnes grandes agglomeratlons, alors qu'el­
les disposent deja de suffisamment de magaslns pour 
allmenter les gens, c'est une question qu'il taut examiner 
egalement. 
En ce qui me concerne, je ne m'opposerai pas formellement 
au projet, mals je pense qu'il est le polnt de depart d'une II-
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beralisation generale de l'ouverture des magaslns le diman­
che et qu'il taut Atre conscient de la decision qu'on est en 
train de prendre. 

David Eugen (C, SG): Ich möchte kurz auf die Ausführun­
gen von Kollege Leuenberger replizieren. Die Tatsache, 
dass die SBB den Antrag stellen mossen, ist sehr entschei­
dend. Ohne die SBB geschieht gar nichts. Daher finde ich, 
dass es ganz wichtig ist, dass man jetzt beginnt, mit den 
SBB zu verhandeln. NatOrlich, am Schluss werden die Ver­
träge mit den konkreten Ladenbetreibem abgeschlossen, 
z. B. mit Aperto, wo die SBB zu einem Drittel als Aktionär 
beteiligt sind und auch dort ihren Zusatzeinfluss geltend ma­
chen können. Aber es ist klar, dass das Gesetz jetzt dem 
Eigentümer oder der Bahnunternehmung eine Kraft gibt, die 
vorher nicht gegeben war. Das helsst, Sie mOssen den An­
trag stellen, dass das auf Ihrem Gelände Oberhaupt stattfin­
den soll. Ich bin angesichts der guten Beziehungen, die 
zwischen Ernst Leuenberger und SBB-Generaldlrektor Be­
nedikt Weibel bestehen, überzeugt, dass es kein Problem 
ist, diese Verhandlungen anzugehen, darOber zu diskutieren 
und die Punkte, die Ihnen wichtig sind, durch Sozialpartner­
verhandlungen auch aufzunehmen. Ernst Leuenberger hat 
mit Recht gesagt, und Ich unterstreiche das: Die SBB sind 
ein guter Arbeitgeber. 
Ich möchte noch einen Punkt aufgreifen, den Herr leuen­
berger bezOglich der anderen Gesetze angeführt hat. Es 
stimmt, dass wir dort die GAV-Pfllcht aufgenommen haben. 
Aber Emst Leuenberger muss auch ehrlich zugestehen, 
dass das eine Situation war, wo wir eine grosse Personal­
gruppe aus dem Beamtenrecht ins Privatrecht Oberfahrt ha­
ben. Das war der entscheidende Punkt. Das war damals die 
entscheidende Überlegung, warum man diese GAV-Pflicht 
eingetohrt hat, die sonst gesetzlich nicht generell fQr die Pri­
vatunternehmen gilt. Aber es war eine Lösung, um eine gute 
ÜberfQhrung dieser Staatsunternehmen in den quasi halb­
privaten oder privaten Sektor In einer guten Form vorzuneh­
men, wie beispielsweise bei der Swlsscom. Das war der 
damalige Gedanke. Das kann man nach meiner Meinung 
nicht mit dieser Lösung vergleichen. Dennoch, ich fordere 
Herrn Leuenberger wirklich auf, auch als Verantwortlicher 
der Eisenbahnergewerkschaft, hier mit dem Sozialpartner 
SBB diese Verhandlungen aufzunehmen und aus der Sicht 
der Eisenbahnergewerkschaft die notwendigen Punkte fQr 
das Ladenpersonal einzubringen, das auf diesen Bahnhöfen 
beschäftigt Ist. 

Laurl Hans r,J, BE), fQr die Kommission: Ich möchte versu­
chen, aus einer zusammenfassenden Sicht und aus der 
Sicht der Kommission noch etwas beizutragen. Ich beginne, 
indem Ich Sie daran erinnere, vor was fQr einer schwierigen, 
komplexen Aufgabe wir gesamthaft stehen: 
1. Es geht darum - das ist jetzt In mehreren Voten zum Aus­
druck gekommen -, ein gewandeltes BedOrfnis von Konsu­
mentinnen und Konsumenten mit Innovation aufzufangen 
und zu befriedigen. In diesen Zusammenhang gehört auch 
die Frage betreffend den Umfang des Angebots am Sonn­
tag - eine Frage, die Frau Sommaruga angesprochen hat. 
2. Es geht darum, den Arbeitnehmerschutz wo nötig zu ver­
bessern und ihn in unserer Diskussion mltzuberOcksichti­
gen. 
3. Es stellen sich Fragen der Wettbewerbsneutralität - ohne 
jeden Zweifel. 
4. Es wurden regionale BedOrfnlsse angesprochen: wir sind 
aufgerufen, Lösungen zu treffen, die auch das mit eln­
schliessen. 
5. Es wurde von Kollege Schwaller ganz grundsätzlich der 
Aspekt der Sonntagsruhe In die Debatte geworfen. 
Ich muss Ihnen sagen: Je nachdem, was Sie hier aus die­
sem Forderungskatalog bevorzugen und priorisleren, schaf­
fen Sie ein Problem mit den anderen Aspekten. Ich nehme 
ein Beispiel: Optimieren wir die BedOrfnisbefriedigung der 
Konsumentinnen und Konsumenten, dann kriegen wir ohne 
Zweifel ein grosses Problem mit der Sonntagsruhe. Wenn 
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wir das Bedürfnis der Konsumentinnen und Konsumenten, 
am Sonntag wenigstens an bestimmten Orten einkaufen zu 
können, in den Vordergrund stellen, dann schaffen wir allen­
falls ein Problem mit der Wettbewerbsneutralität an Orten, 
wo das nicht möglich ist; das gebe ich geme zu. Vor dieser 
Schwierigkeit, die ich Jetzt noch weiter ausbreiten könnte, 
stand auch die Kommission. Sie hat sich lange darüber un­
terhalten. Das, was wir Ihnen jetzt vorschlagen, lst der Ver­
such, im Gesamten einen Schritt vorwärts zu kommen, ohne 
ein Gebiet Oberzubetonen oder ein anderes Gebiet aus dem 
Katalog, den ich Ihnen aufgezählt habe, komplett zu ver­
nachlässigen. 
Es ist ein typischer Kompromiss. Herr Kollege Schwaller, zu 
Ihnen und auch zu andern WOrde ich sagen: Wir lösen das 
Problem, indem wir die Punkte, in denen die Konsumenten­
bedOrfnisse befriedigt werden können, eben beschränken. 
Und denjenigen, die MOhe haben mit der regionalen Aus­
dehnung, wQrde Ich sagen: Es gibt jetzt - anders als in der 
Sommersession - die Möglichkeit, auf regionale Bedürfnisse 
in einem beschränkten Umfang einzugehen, ohne dass wir 
zu weit öffnen und damit wieder andere problematische 
Schnittflächen schaffen. Ich bitte Sie, das zu anerkennen. 
Ich glaube eben nicht, dass es gelingt, hier In vernanftlger 
Frist etwas hinzukriegen, was wesentlich besser Ist als das, 
was wir Ihnen vorlegen. 
Es Ist zu Recht darauf hingewiesen worden: Wenn man die­
ses komplexe Problem gesamthaft angehen und endlich ein• 
mal eine bessere Ordnung in Bezug auf die Möglichkeiten 
des Bundes und die Möglichkeiten der Kantone schaffen 
will, dann Ist das wahrscheinlich nur Ober den dritten Punkt, 
den wir Ihnen beantragen, zu bewerkstelligen, nämlich Ober 
die Motion: Der Bundesrat soll nun einmal eine Auslegeord­
nung machen; er soll sagen, wie die Sache In diesem Spa­
gat zwischen gewandelten Bedürfnissen und den andern 
Punkten, die Ich aufgezählt habe, geregelt werden könnte. 
Was wir dann damit machen, Ist eine zweite Frage. Aber 
dann haben wir einmal die Übersicht und können auf gesi­
cherter Grundlage eine gute Debatte führen. 
Ich muss Ihnen einen weiteren Punkt nennen: Der Eindruck, 
der in dieser Diskussion hatte entstehen können, wir wor­
den hier komplettes Neuland betreten, ist selbstverständlich 
nicht richtig. Kollege Jenny hat zu Recht darauf hingewie­
sen: Wenn Sie die Verordnung 2 zum Arbeitsgesetz neh­
men, haben Sie dort eine sehr lange Liste von Betrieben, 
die schon heute die Möglichkeit haben, am Sonntag offen 
zu halten und Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer zu be­
schäftigen. Ich erspare es mir und Ihnen, die ganze Liste 
vorzulesen, aber sie ist elndrOcklich. Nur ein paar Hinweise: 
Arzt-, Zahnarzt-, Tierarztpraxen, Apotheken, die Bestat­
tungsbetriebe erwähne Ich nur nebenbei, Spielbanken, Be­
triebe In Fremdenverkehrsgebieten - darunter fällt sehr 
vieles; jeder von uns, der auch Tourist Ist, weiss das. Dann 
folgen Kioske und Betriebe für Reisende - das diskutieren 
wir-, Bäckereien, Konditoreien, Confiserien, Milchverarbei­
tungsbetriebe, Blumenläden usw. Es ist eine mehrseitige 
Liste In der Verordnung 2 zum Arbeitsgesetz. 
Dazu gibt es eben Bestimmungen zum Schutz von Arbeit­
nehmerinnen und Arbeitnehmern. Das Ist ein Ganzes. Mit 
andern Worten: In dieses Geflecht passen wir jetzt das, wor­
Qber wir diskutieren, neu hinein. Ich muss noch einmal dar­
auf hinweisen: Kategorial Ist es nichts anderes; anders ist 
die Sortimentsausweltung In Bahnhöfen. Es ist auf Bahnhöfe 
beschränkt, und weshalb es beschränkt sein muss, habe ich 
Ihnen vorhin ausgeführt. 
Vielleicht noch ein Wort - weniger als Kommissionsspre­
cher, sondem als .... Ich welss nicht als was, vielleicht als 
Ständerat oder BLS-Prisldent - zu Kollege Leuenberger: 
Ich bitte doch, ganz emotionslos zwischen dem Bereich ei­
ner staatlichen oder halbstaatlichen Unternehmung - wie es 
unsere Bahnen sind, mit Sonderregelungen wie zum Bei­
spiel Gesamtarbeitsverträgen, die in Gesetzen festgehalten 
sind - als Zubringer zu den Bahnhöfen und dem zu unter­
scheiden, was im Dienstleistungssektor und im Verkaufssek­
tor in diesen Bahnhöfen im privaten Sektor passiert, dort, wo 
Dispositionsfreiheit zwischen den Sozialpartnern herrscht. 
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Ich glaube, das Ist etwas ganz Verschiedenes, und ich bitte, 
das nicht zu vermischen oder zu sagen: Wenn wir das jetzt 
ohne GAV machen, dann könnte das ein Angriff auf die Be­
triebe wie die SBB, andere Bahnunternehmungen und die 
Post sein. Das hat miteinander nichts zu tun, abgesehen da­
von, dass diese halbstaatlichen Betriebe in ausgezeichneter 
Art und Weise - und Kollege Leuenberger welss es und ästi­
miert es auch - mit ihrem Personal umgehen und ausge­
zeichnete Beziehungen mit ihrem Personal haben, selbst 
ohne GAV, auch wenn sich das In den nächsten Jahren im 
Bereich der BLS allenfalls ändern könnte. Voila! (Heiterkeit) 
Ich wollte doch darauf hinweisen. 
Ich appelliere als Kommissionssprecher an Sie und meine, 
dass wir hier wahrscheinlich doch schon einen tauglichen 
Kompromiss für die nächste Zeit gezimmert und mit der Mo­
tion weitere Perspektiven fOr die Debatte eröffnet haben. 

Delss Joseph, president de la Confederatlon: J'aimerais 
m'exprimer encore sur trols polnts: le princlpe, 1a definltlon 
des gares et 1a protection des travallleurs. 
1. Sur le principe, et la je reponds en partie a Monsieur 
Schwaller, ce qui est l'objet de cette modlficatlon de lol ne 
touche en rien la souverainete des cantons en matlere de 
declsions relatives a l'ouverture des commerces. La situa­
tion raste ce qu'elle est, les cantons gardent la souverainete 
en la mattere. Ce qui est regle ici est la contradictlon qul 
existe au niveau de la pratlque, a savoir que la decision 
d'ouvrir las commerces dont il est questlon peut Atra prlse 
auJourd'hui et que la possiblllte d'engager des travailleurs a 
cet effet n'est pas donnee, ce qui semble en soi aberrant. II y 
a donc lieu de le corriger. 
2. Concemant la definition des gares, et 1a je reponds en 
particuller a Monsieur Berset qui se falt du soucl pour La 
Chaux-de-Fonds, nous n'avons etabli ni dans cette revlsion 
de la lol, ni dans l'ordonnance y relative, la liste des 25 gares 
dont II a ete question. Mais, pour chacune d'elles, une pro­
posltlon dolt Atre falte. Vous me direz que la propositlon sera 
sans doute falte. Mais la disposition dont II est question dlt 
qu'II faut soit une proposition des entreprlses de chemlns 
de fer, lorsqu'il y a 20 mlllions de francs de chiffre d'affeires, 
soft - et j'almerals rectifier le llbelle que J'ai donne comme 
deuxleme possiblllte - une propositlon commune des entre­
prlses de chemlns de fer et d'un canton pour les gares d'une 
grande importance regionale. Si La Chaux-de-Fonds ne se 
quallfie pas au niveau des 20 millions de francs de chlffre 
d'affaires, je pense que la deuxieme possibillte n'aura certai­
nernent pas de peine a Atre demontree. La Chaux-de-Fonds 
etant la trolsieme vllle de Sulsse romande, vous l'avez men­
tionne, eile a une lmportance regionale et m,me supraregio­
nale. 
3. Die Frage des Schutzes der Arbeitnehmer. Herr Lauen­
berger, es Ist für einen Freiburger CVP-Polltiker natürlich 
eine grosse Ehre, mit derart prominenten Solothumer FDP­
Politlkem und Unternehmern verglichen zu werden. Ihren 
Aufruf an mich als Volkswirtschaftsminister höre ich wohl. 
Ich muss Ihnen schon einmal sagen, dass wir das Gesetz 
strikte anwenden, auch wenn dies den Pizzaliebhabern 
nach Mitternacht nicht so bekommen mag. Es Ist aber auch 
wichtig, dass man sich die Frage stellt - und Ich möchte das 
jetzt nicht irgendwie negativ interpretiert wissen -: Was Ist 
zu tun - und das ist auch meine heutige Aufgabe -, damit 
Betriebe wie jene, die Sie genannt haben, z. B. BaJly, in die­
sem Land weiterhin bestehen können? 
Nun zur Frage der verschiedenen Möglichkeiten, hier etwas 
in Bezug auf einen Gesamtarbeitsvertrag zu tun. Das Ersts: 
Ich glaube ioh habe ee schon einmal gesagt-, dieses Ein­
fügen der Bedingung, dass ein Gesamtarbeitsvertrag ab­
geschlossen sein muss, stOnde Im Widerspruch zu den 
heutigen Gepflogenheiten in dieser Angelegenheit, nämlich 
zum Umstand, dass sich das Arbeitsgesetz nicht auf diese 
Bereiche einlässt, sondern die Arbeitsbedingungen be­
stimmt Und da habe Ich Ihnen gesagt, dass wir Ober die 
Verordnung noch zusätzliche Bestimmungen fOr die Arbeit­
nehmer erlassen werden; Ich habe sie vorhin aufgezählt und 
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will sie nicht wiederholen. Aber die anderen Elemente des 
Arbeitsvertrages - insbesondere das Salär - werden den 
Sozialpartnern Oberlassen, und das hat bis jetzt gut funktio­
niert. Wir hätten hier einen Bruch bei dieser Regel. 
Das Zweite ist eine Frage der Gleichbehandlung: Es wäre 
hier eine ganz bestimmte, im Verhältnis zum Ganzen wahr­
scheinlich kleine Gruppe von Arbeitnehmern betroffen, die 
nur einen kleinen Teil Ihrer Branche darstellen, die aber 
auch - und Herr Lauri hat es gezeigt - im Verhältnis zu den 
Betrieben, die am Somtag öffnen können, nur einen klei­
nen Teil darstellen worden. Es wäre also eine Ungleichbe­
handlung in zwei Richtungen. 
Ich hätte - das ist das Dritte - das Wort Veto auch nicht ver­
wendet, denn das klingt aggressiv, aber Ihr Vergleich hinkt 
trotzdem. Ihr Vergleich hinkt insofern, als es sich bei den 
Fällen, die Sie genannt haben, nicht nur um öffentlich-recht­
liche Betriebe handelt Zudem ist die Bedingung nicht so for­
muliert, dass die SBB am Sonntag nicht fahren können, 
wenn es mit dem Gesamtarbeitsvertrag nicht Obereinstimmt. 
Hier handelt es sich natürlich um eine Vorbedingung, um et­
was Oberhaupt unternehmen zu können. Also geht diese Be­
stimmung hier natOrlich schon ein Stack weiter. 
Insgesamt bin ich der Meinung, dass wir diesen Zusatz aus 
den genannten Gründen hier nicht aufnehmen sollten. 
Noch zwei Punkte zu dem, was Herr David und auch Herr 
Barset zum Normalarbeltsvertrag gesagt haben. Herr David 
hat darauf hingewiesen, dass die Bahnbetriebe, insbeson­
dere die SBB, hier einen bestimmten Einfluss ausüben 
könnten. Ich glaube, ein solcher Einfluss kann durchaus be­
stehen, aber ich kann Ihnen hier keine Garantie geben, dass 
die Leitung der SBB dann auch einen bestimmten Einfluss 
ausüben wird. Aber Herr David hat auf die ausgezeichneten 
Beziehungen, die hie und da auch auf personeller Ebene be­
stehen können, hingewiesen. 
Monsieur Berset pose la questlon d'un contrat-type. 
O'abord, un contrat-type ne serait de toute fay0n pas lmpe­
ratif et pourrait Atre amende par accord entre les partenalres 
en question. Les domaines oCJ de tels contrats-types existent 
sont pour !'Instant redults a quelques cas tres speciaux; je 
ne crois pas que ce serait un substitut qui aurait vraiment la 
valeur de ce que vous souhaltez obtenir a travers l'obligation 
d'une convention collective de travail. 
Donc, tout compte fait, je pense que la dispositlon teile 
qu'elle est proposee ne met pas en cause le principe de la 
protection das travallleurs, d'autant plus que nous vous 
avons annonce des mesures supplementaires, qui s'addi­
tionnent a toutes celles qui existent deja pour le personnel 
qui travaille dans des entreprlses qui peuvent 13tre actives le 
dimancha. 

Abstimmung - Vota 
Für den Antrag der Mehrheit .... 29 Stimmen 
FOr den Antrag der Minderheit .... 9 Stimmen 

Zlff.11 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Ch. II 
Proposition de ta commlssion 
Adherer a la declslon du Conseil national 

Angenommen -Adopte 

Gesamtabstimmung- Vota sur l'ensemble 
Für Annahme des Entwurfes .... 28 Stimmen 
Dagegen ••.. 1 O Stimmen 

30 septembre 2004 
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Parlamentarische Initiative 
Hegetschweller Rolf. 
Ladenöffnungszeiten in Zentren 
des öffentlichen Verkehrs 
Initiative parlementalre 
Hegetschweller Rolf. 
Heures d'ouverture des commerces 
dans les centres de transports publlcs 

Schlussabstimmung - Vota final 

t==m.0204,02 

~'%,,~'lä,~ 
Natlonalraf/Conaell national 29.09.03 (Eme Phase- Premiere e1ape) 
BerlchtWAK-NA 17.02.04 (BBl20041621) 
Rapport CER-CN 17.02.04 (FF 2004 1485) 
Stellungnahme des Bundesrates 05.03.04 (BBI 2004 1629) 
Avis du Consell llkleral 05.03.04 (FF 2004 1493) 
Natlonalraf/Conaell national 16.03.04 {Zwelts Phase - Oeuxläme etape) 
Stiinderat/Consett des Etafll 09.06.04 (Zweitrat - 0euxlerne Conseil) 
Ständerat/ConseD des Etats 30.09.04 (Fortsetzung - Suite) 
Nationalrat/Conseil national 08.10.04 (Schlussabsllmmung - Vota final) 
Ständerat/Conseil des Etats 08.10.04 (Schlussabstimmung - Vota final) 
Text des Erlasses (BBI 2004 54471 
Texte de racte leglslatlf (FF 2004 5109) 

Bundesgesetz Ober die Arbeit. In Industrie, Gewerbe und 
Handel 
Lol federale sur le travall dans l'lndustrle, l'artlsanat et 
lecommerce 

Leuenberger Uell (G, GE): A l'lssue des debats dans notre 
consell et au vu des resultats des deliberatlons au Conseil 
des Etats, le groupe des Verts a pu se faire une Idee beau-

8 octobre 2004 

coup plus precise sur les consequences qua son accepta­
tlon aurait pour les petits commerQS.nts, les employes des 
magasins concemes, et aussi sur une certaine evolution de 
la soclete de consommatlon qui pousse a la marchandisa­
tion, partout et a tout prlx. l..'.intransigeance de la maJorite 
pour refuser la protectlon indispensable aux travallleurs par 
une convention collective ne peut qu'affirmer notre opposi­
tion. 
Notre groupe e6t par ailleurs determlne a proposer aux ins­
tances du Parti de s'associer a la campagne referendaire si 
ce conseil donne le feu vert a. ce projet nefaste a. plusieurs 
titres. 

Rechstelner Paul (S, SG): Die bOrgerlichen Parteien haben 
mit zwei Vorlagen In zwei Volksabstimmungen, bei der 
11. AHV-Revislon Im Mai und bereits beim Mietrecht Im Fe­
bruar, gewaltig Schiffbruch erlitten. Sie sind mit diesen zwei 
Vorlagen hier Im Parlament durchmarschiert, ohne die ge­
ringste ROcksicht zu nehmen, ohne ROckslcht auf Verluste. 
Jetzt wollen _sie beim Arbeitsgesetz mit der Sonntagsarbeit 
die gleiche Ubung nach dem gleichen Muster wiederholen, 
die schon beim Mietrecht gescheitert ist - unter der kundi­
gen FOhrung von Herrn Hegetschweller. Sie wollen die 
Sonntagsarbeit ohne Schutzvorschriften fQr das Verkaufs­
personal einführen. Es ist klar, und sie haben es klar ge­
macht, dass dies nur der erste Schritt zur Abschaffung des 
grundsätzlich arbeitsfreien Sonntags und zur generellen Öff­
nung der Bestimmungen Ober die Sonntagsarbeit ist. 
Sie wollen hier exakt das beschllessen, was das Volk schon 
beim Referendum gegen die Arbeitsgesetzrevlsion Im Jahre 
1996 verworfen hat Mit diesen Provokationen zwingen Sie 
uns zu einem Referendum, das wir nicht gesucht haben -
das können Sie uns glauben. Aber wir sind nicht bereit, den 
ständigen Abbau des Arbeitnehmerschutzes in diesem Land 
hinzunehmen. 

Hegetschweller Rolf (RL, ZH): Von Provokation kann natOr­
lich kaine Rede sein. Die Lebensgewohnheiten haben sich 
geändert. Konsumentinnen und Konsumenten wollen auch 
am Sonntag und abends einkaufen können. Wenn sie das, 
wie es diese Vorlage vorsieht, in Zentren des öffentlichen 
Verkehrs tun können, Ist es auch umweltmässlg eine opti­
male Lösung. Die SBB unterstotzen diese Änderung des Ar­
beitsgesetzes ausdrOckllch. 
Ich bitte Sie deshalb um Zustimmung. 

Aeschbacher Ruedi (E, ZH): Mit diesem Gesetz wird der 
Sonntag fQr die Geschäfte In den Zentren des öffenUlchen 
Verkehrs «geöffnet». Es entsteht eine neue Kommerzialisie­
rung des Sonntags. und das lehnen wir ab. Es geht gegen 
die Interessen der Arbeltnehmenden, deshalb lehnen wir 
das Gesetz ab. Es schadet dem örtlichen Gewerbe, welches 
durch das Offenhalten der Läden in den Bahnhöfen Elnnah­
menverluste erleidet. 

Abstimmung - Vote 
(namentlich nominatif: Beilage Annexe 02,4221144§) 
FOr Annahme des Entwurfes ..•. 109 Stimmen 
Dagegen .... 65 Stimmen / 

S. Sc..'l w,:r rc,c. 't,1 
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02.422 

Parlamentarische Initiative 
Hegetschweller Rolf. 
Ladenöffnungszelten in Zentren 
des öffentlichen Verkehrs 
Initiative parlementalre 
Hegetschweller Rolf. 
Heures d'ouverture des commerces 
dans les centres de transports publlcs 

Schlussabstimmung - Vote final 

~4f!:itlrmfi'!iia204.02 

Bericht KVF•NR 11. 11.02 
Rapport CTT-CN 11 . 11.02 
Natlonalral/Consell national 29.09.03 (Erate Phase - Premltlre etape) 
BerlchtWAK-NR 17.02.04 (BBI 20041621! 
Rapport CER-CN 17.02.04 (FF 20041485 
Stellungnahme des Bundesrates 05.03.04 (BBI 2004 1629) 
Avis du Consell Mderal 05.03.04 (FF 2004 1493) 
Nationalrat/Conseil national 16.03.04 (Zweite Phase - Deuxli!me etape) 

Stlinderat/Consefl des Etats 09.08.04 (Zweitrat - Dauxleme Conseil) 
Ständerat/Conseil des Etats 30.09.04 (Fortsetzung - Suite) 
Natlonalrat/Consell national 08.10.04 (Schlussabstimmung- Vote final) 
Stlinderat/Consell des Etats 08. 10.04 (Schlussabstimmung - Vote final) 
Text des Erlasses (BBI 2004 5447) 
Texte de facte legl&latlf (FF 2004 5109) 

Bundeageaetz über die Arbeit In Industrie, Gewerbe und 
Handel 
Lol Md6rale sur le travall dans l'lndustrie, l'artlsanat et 
lecommerce 

Abstimmung - Vote 
Für Annahme des Entwurfes .... 30 Stimmen 
Dagegen .... 10 Stimmen 
(2 Enthaltungen) 

Bulletin otllclel de I' Assemblee fedätale 
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Ref. 464 
NATIONALRAT 
Abstimmungsprotokoll Namentliche Abstimmung / Vote nominatif 

CONSEIL NATIONAL 
Proces-verbal de vote 

Geschäft / Objet: 
Ladenöffnungszelten in Zentren des öffentlichen Verkehrs 

Heures d'ouverture des oommerces dans les centres de transports publlcs 

Gegenstand / Objet du vote: 
Eintreten 

Abstimmung vom/ Vote du: 16.03.2004 11:10:27 
Abate + R Tl Fiuri + R SO 
Aeschbacher = E ZH Föhn + V SZ 
Allemann 0 S BE Frevsinaer + V VS 
Amstutz + V BE Frösch = G BE 
Baader Caspar + V BL Gadient + V GR 
BaderBvira + C SO Gallade + S ZH 
Banga = s so Garbani = S NE 
Baumann Alexander + V TG Ganner + G ZH 
Bäumle + • ZH Garmanier + R VS 
Beck + R VD Giezendanner . V AG 
Beri>eral = S NE Glasson + R FR 
Bezzola + R GR Glur + V AG 
Bimmr + V SG Goß = S ZH 
Blanasca Altlllo + V Tl Graf + G BL 
Binder # V ZH Gross Andreas . s ZH 
Borer + V so GrossJost = s TG 
Bortoluzzl + V ZH Gulsan • R VD 
Bruderer + SAG Günter + s BE 
Brun + C LU Gutzwlller + R ZH 
BrunnerTonl + V SG Gvr = s sz 
Brum:mwio Graf . R GE L,iV!IIII Hans Rudolf . R 8L 
Büchler + C SG 
Buanon + V VD 
Bühlmann = G LU 
Bührer + R SH 

m!8~ = s BS 
+ C TG 
= s ZH 

Haller + V BE 
Burkhalter + R NE Hämmerie = s GR 
cathomas + C GR Hassler + V GR 
cavam . s Tl Heaetschweller + R ZH 
Chevrler = C vs Helm Bea = s so 
Christen + R VD Hess Bernhard + - BEi 
Cina + C vs Hochreutener + C BE 
Cuche = G NEi Hofmann Urs = s AG 
oaauet = s BE Hollenstein = G SG! 
uamauav = C vs Huber . R UR 
DeBuman + C FR Hubmann = s ZH 
Donze = E BE HumJenin = • VD 
Domlond l!ll!Ollelln = s VD HumbelNäf + C AG 
Dunant + V BS 
Duoraz + R GE 

~Jasnun + V SG 
Markus + R ZH 

Egerszecri-Obrist + R AG lmfekl + C ow 
Enniv + R GE lneldlen + R LU 
Ellffl!llll!ffler + R NW Janiak + s BL 
Fasel = G FR 
Fässler-Ostelwalder = s SG ~ + C BL 

+ V BE 
Fattebert + V VD Jutzet = s FR 
Favre + R VD Kaufmann + V ZH 
FehrHans + V ZH Keller Robert + V ZH 
Fehr Hans-JüM = s SH Klener NeDen = s BE 
Fehr JaCCIUellne = s ZH Kleiner + R AR 
FehrMarlo = s ZH Kohler = C JU 

Ergebnisse / Resultats: 
Fraktion/ Graupe J Gruppe C G R s 
Ja/oul/sl 21 5 34 4 
nein / non / no 4 9 0 43 
emn. / aosl / ast. 1 0 0 2 
entscn. ArL 57 4 / excuse art. b7 4 / scusato Nl. or 4 0 0 0 0 
hat ntcnt te11genommen / n ont pas vote / non ha votato 2 0 6 3 

Bedeutung Ja / Signlflcation de oui: Antrag der Mehmelt '= Eintreten 

E 
0 
5 
0 
0 
0 

Kunz + V LU Roth-Bemasconl = S GE 
Lana = G ZG Ruev + R VD 
Laubacher + V LU Rutschmann + V ZH 
Leu + C LU Sadis + R Tl 
Leuen1:1M1er Geneve = G GE Salvi = S VD 
leU!IH18llller Fmono + R ZH Savmv . S VD 
Leutenenner Obarholzer = S BL Schenk + V BE 
Leuthard 
Levrat 
Loeore 
LustenbemAI' 
MaUiard 
Maiire 
Markwalder Bär 
MarllWemer 
MAnvKäßn 
Mam\lS 

Maurer 
Maurv Pasnuier 
Maier-schatz 
Menetrev-Savarv 
Messmet 
IMewr Therese 
Mlesch 
Mörgefi 
MüllerGeri 
Müller PhWDD 
Müller Walter 
Müller-Hemm! 
Müri 
Noser 
Oehril 
Paaan 
Pannelin 
Pedrina 
Peßl 
Perrin 
Pfister Gerhard 
Pfister TlteOD1111 
Randeoaer 
Rechsteiner Paul 
Rachsteiner-Basel 
Racordon 
Rennwald 
Rev 
Ravmond 
Riklln 
Rlme 
Robbiani 
Rosslnl 

V - Tot. 
49 2 115 
0 3 64 
0 0 3 
0 0 0 
6 0 17 

+ C AG Schenker = S BS 
= SFR Scherer Marcel + V ZG 
+ C Al Schlbli + V ZH 
+ C LU Schwer + V ZH 
= S VD Schmied Waltsr • V BE 
+ C GE Schneider • R BE 
+ R BE Schwander + V sz 
= S GL SlemlSt • V AG 
= S ZH Slmoneschi-Cortesi o C Tl 
+ V AG Sommaruaa carlo = s GE . V ZH $Mr.K . V AG 
= S GE snut1ler . V TG . C SG Stahl + V ZH 
= G VD Stemm Luzl + V AG 
+ R TG Stelner + R so 
+ C FR Strehm = s BE 
+ V BL Studer Heiner = E AG 
+ V ZH Sturnp = s AG 
+ G AG Teuscher = G BE 
+ RAG Thanel = s ZH 
+ R SG Theller + R LU 
= S ZH Trinonez + R BE 
+ V LU Vanek = • GE 
+ R ZH Vaudroz Rane • R VD 
+ V BE . Velllon + V VD 
+ V GE Vermot-Manao111 = s BE 
+ V VD Vlscher + G ZH 
= s Tl Vollmer 0 S BE 
+ R Tl Waber Christian = E BE 
+ V NE Wäller = E ZH 
+ C ZG Walker Fellx + C SG 
+ V SG WaHsr HanSIOl'll' + V TG 
+ R BS IWandfluh + V BE 
= s SG Wasserfallen + R BE 
= s BS Wehrll • C sz 
+ G VD We1oe1t + R SG 
= s JU w-..eth + V BE 
= s vs Wldmer = s LU 
+ V GE Wobmann + V so 
+ C ZH vvvss Ursula = s BE 
+ V FR Zeoft + C ZH 
= C 11 ZisVadis = • VD 
= s vs ZUDDlller + V ZH 

+ Ja/oui/sl 
= nein / non / no 
o enth. / abst. / ast. 
% entschuldigt gem. Art. ff1 Abs. 4 

excuse selon art. ff1 al. 4 / scusato sec. art. ff1 cps. 4 
* hat nicht teilgenommen / n'a pas vote / non ha votato 
# Der Präsident summt nicht 

Le presldent ne prend pes part aux votes 

Bedeutung Nein / Signification de non: Antrag der Mlndemelt (Rennwald) '= Nichteintreten 

Nationalrat, Elektronisches Abstimmungssystem 
07.02.2005 16:52:58 /3 ldentif.: 47.2 / 16.03.2004 11:10:27 

Conseil national, Systeme de vote electronlque 
Ref.: (Erfassung) Nr: 464 
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Ref.465 
NATIONALRAT 
Abstimmungsprotokoll Namentliche Abstimmung / Vota nominatif 

CONSEIL NATIONAL 
Proces-verbal de vote 

Geschäft / Objet: 
Ladenöffnungszeiten In Zentren des öffentlichen Verkehrs 

Heures d'ouverture des commerces dans !es cenlres de transports publlcs 

Gegenstand / Objet du vote: 
Rückweisungsantrag Daguet 

Abstimmung vom / Vote du: 16.03.2004 11 :11 :22 
Abate = R Tl Fluri = R SO 
Aeschbaciler + E ZH Föhn = V SZ 
AOemann + S BE Fnwstnaer = V VS 
Amstulz = V BE Frösch + G BE 
Baader r::on,:,r = V BL Gadlent = V GR 
BaderSvlla = C SO Gallade + S ZH - + s so Garbanl + S NE 
Baumann Alexander = V TG Genner + G ZH 
Bäumle + • ZH Germanler = R VS 
Beck = R VD Giezendanner . V AG 
Be!berat + s NE Glasson = R FR 
Bezzola = R GR Glur = V AG - = V SG Goß + S ZH 
8H!IIBBl2 Atlilio = V Tl Graf + G BL 
Binder # V ZH Gross Andreas . s ZH 
Barer = V SO GrossJost + s TG 
Bortoluzzi = V ZH Gulsan • R VD 
Bruderer + S AG Günter . s BE 
Brun = C LU Gu1zwiller = R ZH 
BrunnerToni = V SG u,r + s sz 
Brunst:l!WIO Graf . R GE iVSIII Hans Rudolf • R BL 

Büchler = C SG MmRemo + s BS 
Buanon = V VD Häberll = C TG 
Bühlmann + G LU HallrlM + s ZH 
Biihrer = R SH Haller = V BE 
Burkhalter = R NE Hämmerie + s 3R 

Calhomas = C GR Hass!er = V GR 
Cavalli • s Tl = R ZH 
Chevrler + C vs HelmBea + s so 
Christen = R VD Hess Bernhard = • BE 
Cina = C vs Hochreutener = C BE 
CUche + G NE Hofmann Urs + s AG 
Danuat + s BE Hollenstein + G SG 
Oa!bellav o C vs Huber • R UR 
DeBuman = C FR Hubmann + s ZH 
Dm + E BE Huauenln + . VD 
Donnond HMUeßn + s VD HumbelNäf = C AG 
Ounant = V BS Hutter Jasmin = V SG 
lJUDl&Z = R GE Hutter Markus = R ZH 
Eoammo1-0brlst = R AG lmfeld = C JW 
Emiv = R GE lnelchen = R LU 
~ = R NW Janlak + s BL 
Fasel + G FR Jermann = C BL 
Fässler-Osterwalder + s SG Joder = V BE 
Fattebert = V VD Julzet + s FR 
Favre = R VD Kaufmann = V ZH 
FehrHans = V ZH Keller Robert = V ZH 
Fehr Hanlhlüro + s SH Klener Nellen + s BE 
Fehr JBmUellne + s ZH Klalner = R AR 
FehrMarlo + s ZH Kohler + C JU 

Ergebnisse / Resultats: 
Fraktion / Graupe / Gruppo C G R s 
Ja/oul/sl 4 14 0 48 
nein / non / no 20 0 35 0 
enth. / abst. / ast. 1 0 0 0 
emscn. Art. 57 4 / excusll art. 57 4 / scusato An. 57 4 0 0 0 0 
nat nicht teuaenommen / n ont pas vom I non na votato 3 0 5 4 

Bedeutung Ja / Slgnlflcatlon de oul: Zustimmung 
Bedeutung Nein / Slgnlflcatlon de non: Ablehnung 

E 
5 
0 
0 
0 
0 

Kunz = V LU Roth-Bemasconi + S GE 
Lana + G ZG Ruev = R VD 
Laubacher :: V LU Rutschmann = V ZH 
Leu = C LU 5adls = R Tl 
LauenD&111er Genmi + G GE Salvl + s VD 
L Flßooo = R ZH M111llV 

. S VD 
LB1111!11l!111Ter Oberholzer + S BL Schenk = V BE 
Leuthard 
levrat 
Loeofe 
Luslermemer 
MalDard 
Maltre 
Markwalder Bär 
MarliWemer 
Mal'lYKilln 
MalllVS 

Maurer 
Maurv l'A!ll!Ufer 
Maler-Schalz 

,. 
Massmer 
_,,.,,.,m,r....., 
Mlesch 
MOl'lll'lll 

MllllarGeri 
Müllar Phlffpp 
Müller Walter 
Mllllar-Hemml 
Müri 
Noser 
Oehrll 
t'lffll!n 

Pannelln 
Pedrlna 
Pem 
Perrin 
Pfister Gelhard 
Pfister I neoonu 
Randeoaer 
Rechsteiner Paul 
Rechstelner-Basel 
Recordon 
Rennwald 
KIii/ 

l'UM!lond 
Rlklin 
Rlme 
Robblanl 
Rossini 

V - Tot. 
0 4 75 

49 1 105 
0 0 1 
0 0 0 
6 0 18 

= C AG Schenker + s BS 
+ S FR Scherer Marcel = V ZG 
= C Al SchlbJI = V ZH 
= C LU Sch11181' = V ZH 
+ s VD Schmied Walter • V BE 
= C GE Schneider • R BE 
= R BE Schwander = V sz 
+ s GL istearlst • V AG 
+ s ZH Slmoneschl-COrtesl + C TI 
= V AG Sommaruaa Carlo + s GE 
• V ZH s- • V AG 
+ s GE smmfer • V TG . C SG Stahl = V ZH 
+ G VD Slernmluzl = V AG 
= R TG Stelner = R SO 
= C FR Strahm + s BE 
= V BL studer Helner + E AG 
= V ZH Stumo + s AG 
+ G AG Teuscher + G BE 
= R AG Thanel +. s ZH 
= R SG TheDer = R LU 
+ s ZH Trmanez = R BE 
= V LU Vanek + • GE 
= R ZH Vaudroz Rentl = R VD 
= V BE VeDlon = V VD 
= V GE Vermot-Man= + s BE 
= V vu Vischer + G ZH 
+ s Tl VoDmer + s BE 
= R Tl Waber Christian + E BE 
= V NE Wäfler + E ZH 
• C ZG Walker F61lx = C SG 
= V SG Walter Hallllliim = V TG 
= R BS Wandlluh = V BE 
+ s SG Wasserfallen = R BE 
+ s BS Wehr!i • C sz 
+ G VD Weiaelt = R SG 
+ s JU Weyenelh = V BE 
+ s vs Wn:lmer + s LU 
= V GE Wobmann = V so 
= C 7H iwYSS Ursula + s BE 
= V FR Zaofl = C ZH 
+ C TI nsvadls + - VD 
+ s vs ZUDDiaar = V ZH 

+ Ja/oul/sl 
= nein / non I no 
o enth. / absl / asl 
% entschuldigt gern. Art. 57 Abs. 4 

exoos6 selon art. 57 al. 41 scusato sec. art. 57 cps. 4 
• hat nicht teilgenommen / n'a pas vote / non ha votato 
# Der Prlilsldent stimmt nicht 

Le presldent ne prend pas part aux votes 

Nationalrat. Elektronisches Abstimmungssystem 

07.02.2005 16:53:02 /4 ldentlf.: 47.2 / 16.03.200411:11:22 
Conseil national, Systeme de vote ~ectronlque 

Ref.: (Erfassung) Nr: 465 



02.422 

Ref. 466 
NATIONALRAT 
Abstimmungsprotokoll Namentliche Abstimmung / Vote nominatif 

CONSEIL NATIONAL 
Proces-verbal de vote 

Geschäft / Objet: 
Ladenöffnungszelten In Zentren des öffentlichen Verkehrs 

Heures d'ouverture des commerces dans les cenlreS de trensports pubßcs 

Gegenstand / Objet du vote: 
BG über die Arbeit in der Industrie, Gewerbe und Handel 

Abstimmung vom / Vote du: 16.03.2004 11 :33:26 
Abate + R Tl Fluri + R SO 
Aeschbecher = E ZH Föhn + V SZ 
ADernenn = S BE Frevsmaer + V VS 
Amstutz + V BE Frösch = G BE 
BeaderCaim11r + V BL Gedient + V GR 
Bader Elvll8 + C SO GaDade = S ZH 
Banaa = s so Garben! = S NEI 
Baumann Alexander . V TG Genner = G ZH 
Bäumte = • ZH. Germanler • R VS: 
Beck + R VD Glezendanner • V AGi 
Berberat = S NE Glasson + R FR 
Bazzola + R GR! Glur + V AG: 
Blaaer + V SG Goß = S ZH 
Blmlllsea Alllffo + V Tl: Graf = G BL 
Binder # V ZH Gross Andreas . S ZH 
Borer + V SO GrossJost = S TG 
Bortoluzzi + V ZH Guisan . R VD 
Bruderer = SAG Günter = S BE 
Brun + C LU GutzwlDer + R ZH 
BrunnerToni + V SG Gvr = s sz 
Brunschwla Graf • R GE Gllllin Hans Rudolf . R BL 
Büchier + C SG GvslnRemo = S BS 
IBuanon + V VDI Häberll + C TG 
Biihlmann = G LU HaAnM = S ZH 
Bührer + R SH! = + R NE 

+ C GR 

Haner + V BE 
Hlimmerfe = s GRi 
Hassler + V GR 

Cevalli • s Tl Heaetschweiier + R ZH 
Chevrier = C vs HelmBea = s so 
Christen • R VD Hess Bernhard = - BE 
Cine + C vs Hochreutener + C BE 
Cuche = G NE Hofmann Urs = s AG 
llarluet = s BE Hollenstein = G SG 
Darbellav = C vs Huber • R UR 
DeBuman = C FR Hubmann = s ZH 
Donz6 = E BE Hllllllenin = • VD 
Donnond BemJeDn = s VD HumbelNM + C AG 
Dunant + V BS Hutter Jasmin + V SG 
DuDraz + R - Hutter Markus + R ZH 
Eoerszeai•Obrist + R AG lmfekl + C ow 
Eaatv + R GE lneichen • R LU 
Enae1M1nAr + R NW Janiak = s BL 
Fasel = G FR Jermann + C BL 
Fässler-Osterwalder = s SG Joder + V BE 
Fatlebert + V VD Jutzet = s FR 
Favre + R VD Kaufmann + V ZH 
FehrHens + V ZH Keller Robert + V ZH 
Fehr Hens-Jüra = s SH Klener Neffen . s BE 
Fehr Jacauellne = s ZH Kleiner + R AR 
FehrMario = s ZH Kohier = C JU 

Ergebnisse / R6sultats: 
Fraktion / Groupe / Gruppo C G R s E 
Ja/oui/si 18 0 28 0 0 
nein / non / no 7 14 0 46 5 
enth. / abst. / ast. 0 0 0 0 0 
entsch. Art. 57 4 / excuse art. 57 4 I scusato Art. :u 4 0 0 0 0 0 
hat nicht teuaenommen / n ont pas vote / non ha votato 3 0 12 6 0 

Bedeutung Ja / Slgnlflcatlon de oul: Antrag der Mehrheit 
Bedeutung Nein/ Slgnlflcatlon de non: Antrag der Minderheit (Gysin Remo) 

Kunz + V LU Roth-Bemasconl = S GE 
Lana = G ZG Ruev + R VD 
Laubacher + V LU Rulschmann + V ZH 
Lau + C LU Sadls • R Tl 
Leuennamar Ganeve = G GE SaM = S VD 
Leuteneaaer F!Hnoo + R ZH -,y . S VD 
Leuteneaaer Oberholzer = S BL Schenk + V BE 
Leuthard 
levrat 
Loepfe 
luslenberaer 
Maißard 
Maltre 
Marllwalder Bär 
Mart!Wemer 
IMaltY Källn 
Melhvs 
Maurer 
Meurv l"'llSllUl8J' 

Meier-schalz 
Men61r&Y-Savarv 
Messmer 
M8\ler Therese 
Miesch 
MOl'l!80 
MüßerGari 
MüßerPhffloo 
Müller Waller 
Mülier-Hemmi 
Müri 
Noser 
Oehrß 
Paaan 
Parmelln 
Padrina 
PeDI 
Perrin 
Pfister Gerhard 
Pllster I ll9Qllhß 
Randeaoer 
Rechstelner Paul 
Rechstelner-Basel 
Recordon 
Rennwald 

~ 
RikDn 
Rime 
Robblanl 
Rossinl 

V - Tot. 
48 0 94 
0 5 77 
0 0 0 
0 0 0 
7 0 28 

+ C AG = s es 
= S FR Marm! + V ZG 
+ C Al Schlbll + V ZH 
+ C LU Schlüer + V ZH 
= S VD Schmied Waller + V BE 
+ C GE Schneider • R BE 
+ R BE Schwandet + V SZ 
= S GL Slem'lst . V AG 
= S ZH Slmoneschi-Cortesi = C Tl 
+ V AG Sommaruoa Cerlo = S GE . V ZH sn..r.tc . V AG 
= s GE Snunier • V TG . C SG Stahl + V ZH 
= G VD Stamm Luzi + V AG 
• R TG Stainer + R so 
= C FR Strahm = S BE 
+ V BL Studer Heiner = E AG 
+ V ZH lb11lm!) = s AG 
= G AG Teuscher = G BE 
+ R AG Thanel = s ZH 
+ R SG Theßer . R LU 
= s ZH TrlDOnez + R BE 
+ V LU Vanek = • GE 
+ R ZH Vaudroz Rene + R VD 
+ V BE Vefflon + V VD 
+ V GE Vennot-Manaold = s BE 
+ V VD Vlscher = G ZH 
= s Tl Voßmer = s BE 
+ R Tl Weber Christian = E BE 
+ V NE Wlifler = E ZH . C ZG WalkarF(tllx + C SG 
+ V SG Waller Hanslöra + V TG . R es Wandfluh + V BE 
= s SG Wasserfallen + R BE 
* s BS WehrU + C sz 
= G VD We1m111 + R SG 
= s JU Weveneth • V BE 
= s vs Widmer = s LU 
+ V GE Wobmann + V so 
+ C ZH WYS$ Ursula . s BE 
+ V FR Zapf! . C ZH 
= C Tl ZilNlldJs = • VD 
= s vs zunniner + V ZH 

+ jaloui/111 
= nein / non / no 
o enth. / abst. / ast. 
% entschuldigt gern. Art. 57 Abs. 4 

excue selon art. 57 al. 4 / scusato sec. art. 57 cps. 4 
• hat nicht teilgenommen / n'a pas vote / non ha votato 
# Der Prtlsldent summt nicht 

Le president ne prend pas part aux votes 

Nationalrat, Elektronisches AbsUmmungssystem 

07.02.2005 16:53:06 /5 identif.: 47.2 / 16.032004 11:33:26 
Conseil national, Systeme de vote electronlque 

Ref.: (Erfassung) Nr: 466 
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Ref. 467 
NATIONALRAT 
Abstimmungsprotokoll Namentliche Abstimmung / Vote nominatif 

CONSEIL NATIONAL 
Proces-verbal de vote 

Geschäft/ Objet: 
Ladenöffnungszeiten In Zentren des öffenlllt::hen Verkehrs 

Heures d'ouverture des mmmerces dans les centres de lransports pubfics 

Gegenstand / Objet du vote: 
Gesamtabstimmung 
Vota sur rensemble 

Abstimmung vom/ Vote du: 16.03.2004 11 :34:22 
Abate + R Tl Fluri + R SO 
Aeschbacher = E ZH Föhn + V SZ 
Aflemann + S BE Frevsinaer + V VS 
Amslulz + V BE Frösclt = G BE 
Beader l;l!Slll!r + V BL Gadlent + V GR 
BaderEMm + C SO Gallade + S ZH 
Banoa : s so Gaibanl = S NE 
Baumann Alexander + V TG Ganner o G ZH 
Bäumle + • ZH Gennanier + R VS 
Beck + R VD Glezendanner • V AG 
Bemerat = S NE Glasson + R FR 
Bezzola + R GR Glur + V AG 
Hllfflet + V SG Goll = S ZH 
B111llllllllll Atllßo + V Tl Graf = G BL 
Binder # V ZH Grosa Andreas • S ZH 
Borer + V SO GrosaJost = S TG 
Bortoluzzl + V ZH Guisan • R VD 
Bruderer + SAG Günter = S BE 
Brun + C LU Gutzwiller + R ZH 

Tonl + V SG Gvr = s sz 
Graf . R GE Gvs!n Hens Rudolf • R BL 

Bilcltler + C SG Gvs!n Rerno = S BS 
Buanon + V VD Häberll + C TG 
Bilhlmann = G LU Hllel'lnQ = s ZH 
Bührer + R SH Haller + V BE 
Burkhaller + R NE Hämmerle = s GR 
cathomas + C GR Hessler + V GR 
Cavalli • s Tl H8!!etschweller + R ZH 
Chevrier = C vs HelmBea = s so 
Christen • R VD Hess Bernhard + · BE 
Clna + C vs Hochreutener + C BE 
CUche = G NE Hofmann Urs = s AG 
uaauet = s BE Hollensteln = G SG 
umtlf!!!AV = C vs Huber . R UR 
DeBuman + C l"K Hubmann = s ZH 
Donm = E BE Humienln = • VD 
Oormond tl80llelln = s VD HumbelNäf + C AG 
Ounant + V BS HutterJasmln + V SG 
OU1118Z + R GE Hutter Markus + R ZH 

+ R AG lmfeld + C lM 

Emtv + R til- lnelchen . R LU 
EM91bemar + R NW Janlak + s BL 
Fasel = G FR Jermann + C BL 
Filssler-Ostelwalder = s SG JMAI' + V BE 
Fatlebert + V VD Jutmt = s FR 
Favre + R VD Kaufmann + V ZH 
FehrHans + V ZH Keller Robert + V ZH 
Fehr HanA-.lfrm = s SH Kiener Netten = s BE 
Fehr Jaaiuellne 0 s ZH Kleiner + R AR 
FehrMario = s ZH Kohler = C JU 

Ergebnisse / R6sultats: 
Fraktion / Groupe / Gruppo C G R s 
Ja/oui/si 20 0 29 5 
nein t non t no 4 13 0 39 
enth. / amn. / ast. 2 1 0 3 
1emscn. Art. 57 4 / excuse arl 07 4 , scusato 1-\fl. 01 4 0 0 0 0 
1nm. mcm umaenommen / n'ont pas vote / non ha votato 2 0 11 5 

Bedeutung Ja / Slgnlflcation de oui: 
Bedeutung Nein / Slgnlflcatlon de non: 

E 
0 
5 
0 
0 
0 

Kunz + V LU Rolh-Bemasmnl = S GE 
Lana = G ZG Ruey + R VD 
Laubadler + V LU Rutsdlmann + V ZH 
Leu + C LU Sadls . R Tl 
LeuennAmer Ganeve = G GE SaM = S VD 
-----er Flßnnn + R ZH Savarv . S VD 

LeulenMner Oberholzer = S BL Schenk + V BE 
Leuthard 
Lavral 
Loeofe 
L 
Malllard 
Maltre 
Markwalder BAr 
MarUWemer 
MllmtKAßn 

MRIIMI 

Maurer 
MaUIY t'aSOUler 
Meler-8chalz 
Menätrev-savarv 
M8S8111er 
MeVer Therese 
Mlesdl 
Mlll'll9II 

MüllerGeri 
Müller Phllloo 
MDller Walter 
Müller.1-femml 
Miirl 
Noser 
Oehrli 
t'!ll!all 

Pannelln 
Pedrlna 
Pelli 
Penin 
Pfister Gerhard 
Pfister lneopntl 

RandMner 
Rechstelner Paul 
Rechslelner..f3asel 
Racordon 
Rennwald -Revmond 
Rlklln 
Rime 
Robbianl 
Rossinl 

V - Tol 
50 2 106 
0 3 64 
0 0 6 
0 0 0 
5 0 23 

+ C AG Seilanker = S BS 
= S FR Sclterer Marcal + V ZG 
+ C Al Scltlbll + V ZH 
+ C LU Scltlüer + V ZH 
= S VD Scltmled W11ltlll' + V BE 
+ C GE Seilneider • R BE 
+ R BE Schwander + V sz 
= s GL - • V AG 
0 s ZH Simoneschl-Oortesl o C Tl 
+ V AG Sommaruaa cado • S GE 
• V ZH SnMC + V AG 
= s GE Sllllnlel' . V TG . C SG Stehl + V ZH 
= G VD stammLuzi + V AG 
• R TG Stelner + R so 
+ C FR Strahm = S BE 
+ V BL Studer Helner = E AG 
+ V ZH SturnD = SAG 
= G AG Teuscher = G BE 
+ R AG Thanel = S ZH 
+ R SG Thaller • R LU 
0 s ZH Trmonez + R BE 
+ V LU Vanek = • GE 
+ R ZH Vaudroz Renä + R VD 
+ V BE Veßlon + V VD 
+ V GE Vennot-M8lllrolll = s BE 
+ V VD Vlacher = G ZH 
= s Tl Vollmer + s BE 
+ R Tl Waber Christian = E BE 
+ V NE Wäfler = E ZH 
• C ZG Walker Felix + C SG 
+ V SG Walter HAll!l!Mt + V TG 
• R BS Wandlluh + V BE 
= s SG Waaserfallen + R BE 
= s BS Wehrß + C sz 
= G VD Welae1t + R SG 
= s JU w- • V BE 
= s vs Widmer = s LU 
+ V GE Wobmann + V so 
+ C ZH WWAUISIJla . s BE 
+ V FR Lall!I 0 C ZH 
= C Tl LISVBlllS = • VD 
= s vs ZuDnlller + V ZH 

+ Ja/oul/si 
= nein / non / no 
o enth. / abst. / ast. 
% entschuldigt gem. Art. 57 Abs. 4 

excuse selon art. 57 al. 4 / scusato sec. art. 57 cps. 4 
• hat nicht teilgenommen / n'a pas vote / non ha votato 
# Der Präsident stimmt nicht 

Le prlisident ne prend pas part aux votes 

Nationalrat, Elektronisches Abstimmungssystem 
07.02.2005 16:53:10 /6 ldentlf.: 47.2 / 16.03.200411:34:22 

Conseil national, Syst6me de vote electronlque 
Ref.: (Erfassung) Nr: 467 
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Ref.1446 
NA"rlONALRAT 
Abstimmungsprotokoll Namentliche Abstimmung / Vote nominatif 

CONSEIL NATIONAL 
Proces-verbal de vote 

Geschäft / Objet: 
Bundesgeselz über die ARbelt in lnduslrle, Gewerbe und Handel (Arbeilsgeselz) 

Lol Mdnle sur le travall dans nnduslrie, l'arllsanat et le commerce (Loi sur le travall) 

Gegenstand / Objet du vote: 
Schlussabstimmung 

Vota final 

Abstimmung vom/ Vote du: 08.10.2004 08:23:42 
Abate + R Tl Flurl + R so 
Aeschbacher = E ZH Föhn + V SZ 
Allemann + S BE Frevsmaer + V VS 
Amslutz + V BE Frösch = G BE 
Baadar casnar + V BL Gadlent + V GR 
Bader Elvira = C SO Gallade + S ZH 
Banga = s so Garbanl = S NEi 
Baumann Alexander + V TG Genner = G ZH 1 

Bäumle + • ZHI Garmanier + R vs 
Back + R VD 1 Glezendanner + V AG: 
Berbefal = S NE Glasson + R FR 
Bezzola + R GR Glur + V AG 
~rmer + V SG Goß = S ZH 
B iinasca Attil!o + V Tl Graf = G BL 
B naer # V ZH Grolls Andreas = S ZH 
~ l!'eT + V SO GrossJost = S TG 
8orloluzzi + V ZH Gulsan + R VD 
Bruderw + SAG Günter = S BE 
Brun + C LU Gutzwlller + R ZH 
Brunner Toni + V SG l,;VI' = s sz 

Graf . R GE Gwln Hans Rudolf • R BL 
Büchlar + C SG GYSinRemo = S BS 
Buanon • V VD Häbet1l + C TG 
Biihlmann = G LU Haerlno % S ZH 
Bührer + R SHi Haller + V BE 
Burkhalter + R NE Hämmelle = s GR 
cathomas = C GR Hassler + V GR 
Cavalll • S Tl Heaelschweller + R ZHi 
Chevrier = C vs HelmBea = s so 
Christen + R VD Hass Bernhard • • BE 
Clna + C vs Hochreutener + C BE 
Cuche = G NE Hofmann Urs = s AG 
Oaauat = s BE Hollenstein = G SG 
Darbellav = C vs Huber + R UR 
DeBuman + C FR Hubmann = s ZH 

~Beaueßn 
= E BE 
= s VD 

Dunant + V BS 

t1lttlllenin = • VD 
HumbelNäf + C AG 
Hutter Jasmin + V SG 

OIID!llZ + R GE Hutter Markus + R ZH 
E 'lhrist + R AG lmfeld + C DW 
Erunv • R GE lnelchen + R LU - er + R I\IVV Janlak + s BL 
Fasel = G FR Jermann + C BL 
Fissler-Osterwalder = s SG Joder + V BE 
Fattebert + V VD JUlzet = s FR 
Favre + R VD Kaufmann + V ZH 
FehrHans + V ZH Keßer Robert + V ZH 
Fahr Hans-Jüm • s SH Klener Nellen = s BE 
Fahr .laa!ueßne • s ZH Klelner + R AR 
FehrMario = s ZH Kohler • C JU 

Ergebnisse / Resultats: 
Fraktion/ Groupe / Gruooo C G R s 
!Ja/ oul I SI 19 0 32 5 
nem /non/ no 5 13 0 139 
enth. I abst. I ast. 1 0 2 2 
entsch. Art. 57 4 / excuse art. 57 4 / scusato l\ll. 51 4 0 0 1 2 
hat nicnt teuaenommen I n'ont mffl vote I non na votato 3 1 5 4 

Bedeutung Ja / Slgnlfic:atlon de oul: 
Bedeutung Nein / Slgnlficatlon de non: 

E 
0 
5 
0 
0 
0 

Kunz + V LU Rolh-Bemasooni = S GE 
Leno = G ZG Ruev + R VD 
Laubacher + V LU Rufsehmann + V ZH 
Leu + C LU Sadls 0 R Tl 
Leuenbemer Geneve = G GE Slllvl = S VD 

· FillPPO • R ZH Saverv = S VD 
... -----Oberholzar = S BL Schenk + V BE 

Leulha!d 
Levrat 
Loeofe 
Lustenbemer 
MalDard 
Maitre 
Markwalder Bär 
MartiWemer 
winv Klllln 
MllllMI 

Maurer 
MalllY Pascular 
Meler-8chalz 
Menetrev-Sa\lalv 
Massmer 
iMeVer Therese 
Miesdl 
MOT11eß 
MilllerGerl 
Milller Phi6DD 
Müßer Walter 
Müßer-Hemml 
Mürl 
Noser 
Oehrli 
t'IIOIIII 

Parmelln 
Pedrlna 
Pem 
Perrln 
Pffster Gelha!d 
Pfister Tll800llll 

Rand-
Rechstalner Paul 
Rechsteiner-Basel 
Recordon 
Rennwald 
l<8V 

Reymond 
Rikßn 
Rirne 
Robblanl 
Rosslnl 

V . Tot. 
52 1 109 
0 3 155 
0 0 5 
1 0 4 
2 1 16 

+ C AG Schenker = S BS 
= S FR Scherer Man::el + V ZG 
+ C Al Schlbll + V ZH 
+ C Lll Schliier + V ZH 
• s VD SchmJed Walter % V BE 
+ C GE Schnafder + R BE 
+ R BE Schwander + V sz 
= s GL 8ieanst + V AG 
0 s ZH Slmoneschl-Cortesi + C Tl 
+ V AG s Carlo = s GE 
+ V ZH Sll9CK + V AG 
% s GE Souhlar + V TG 
+ C SG Stahl + V ZH 
= G VD Sfammluzl + V AG 
+ R TG Steinar + R so 
+ C FRi Slilckll 0 s BE 
+ V BL Studer Heiner = E AG 
+ V ZH StumD = s AG 
= G AG 1 Teuscher = G BE 
+ R AG Thanel = s ZH 
+ R SG TheDer + R LU 
= s ZH Trmonez + R BE 
• V LU Vanek = • GE . R ZH Vaudroz Ren6 o R VD 
+ V BE Velllon + V VD 
+ V GE Vennot-M1:mtm111 = s BE 
+ V VD V'ISCher • G ZH 
= s Tl Vollmer + s BE 
+ R Tl Waber Christian = E BE 
+ V NE Wifler = E ZH 
+ C ZG Walker Felix + C SG 
+ V SG Walter Hansmm + V TG 
% R BS Wandfluh + V BE 
= s SG Wassetfallen + R BE 
= s BS Welull 0 C sz 
::: G VD Welllllll + R SG 
= s JU Weveneth + V BE 
= s vs Wldmer = s LU 
+ V GE Wobrnann + V so . C ZH fVIISUrsula = s BE 
+ V FR mfl . C ZH 
= C Tl !MlmS = • VD 
= s vs Zunmaer + V ZH 

+ Ja/oui/sl 
= nein / non / no 
o enth. / absl / ast. 
% entschuldigt gem. Art. fff Abs. 4 

excuse selon art. 57 al. 4 / scusato sec. art. 57 cps. 4 
* hat nicht teilgenommen / n'a pas vote / non ha votato 
# Der Präsident stimmt nicht 

Le presldent ne prend pss psrt aux votes 

Nationalrat, Elektronisches Abstimmungssystem 
01.11.200409:24:48 /5 ldentlf:47.5 /08.10.2004 08:23:42 

Conseil national, Systeme de vote electronlque 
Ref.: (Erfassung) Nr: 1446 



Ablauf der Referendums.frist: 27. Januar 2005 

Bundesgesetz 
über die Arbeit in Industrie, Gewerbe und Handel 
(Arbeitsgesetz) 

Änderung vom 8. Oktober 2004 

Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenossenschaft, 

nach Einsicht in den Bericht der Kommission für Wirtschaft und Abgaben des 
Nationalrates vom 17. Februar 20041 

und in die Stellungnahme des Bundesrates vom 5. März 20042, 

beschliesst: 

I 

Das Arbeitsgesetz vom 13. März 19643 wird wie folgt geändert: 

Art. 27 Abs. Jter 

I ter In Verkaufsstellen und Dienstleistungsbetrieben in Bahnhöfen, 
welche auf Grund des grossen Reiseverkehrs Zentren des öffentli­
chen Verkehrs sind, sowie in Flughäfen dürfen Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer sonntags beschäftigt werden. 

II 

1 Dieses Gesetz untersteht dem fakultativen Referendum. 

2 Der Bundesrat bestimmt das Inkrafttreten. 

Nationalrat, 8. Oktober 2004 

Der Präsident: Max Binder 
Der Protokollführer: Ueli Antiker 

Datum der Veröffentlichung: 19. Oktober 20044 

Ablauf der Referendumsfrist: 27. Januar 2005 

l BBI 2004 1621 
2 BBI 2004 1629 
3 SR822.11 
4 BBI 2004 5447 

2004-0442 

Ständerat, 8. Oktober 2004 

Der Präsident: Fritz Schiesser 
Der Sekretär: Christoph Lanz 

5447 



Delai referendaire: 27 janvier 2005 

Loi federale 
sur le travail dans l'industrie, l'artisanat et le commerce 
{Loi sur Je travail) 

Modification du 8 octobre 2004 

L 'Assemblee federale de la Confederation suisse, 

vu le rapport de la Commission de l' economie et des redevances du Conseil national 
du 17 fevrier 20041, 
vu l' avis du Conseil federal du 5 mars 20042, 

arrete: 

I 

La loi du 13 mars 1964 sur le travail3 est modifiee comme suit: 

Art. 27, a/. Jter 

lter Les magasins et entreprises de services situes dans les aeroports 
et dans les gares a forte frequentation considerees comme des centres 
de transports publics peuvent occuper des travailleurs le dimanche. 

II 

1 La presente loi est sujette au referendum. 

2 Le Conseil federal fixe la date de l'entree en vigueur. 

Conseil national, 8 octobre 2004 

Le president: Max Binder 
Le secretaire: Ueli Anliker 

Date de publication: 19 octobre 20044 

Delai referendaire: 27 janvier 2005 

1 FF 2004 1485 
2 FF 2004 1493 
3 RS 822.11 
4 FF 2004 5109 

2004--0442 

Conseil des Etats, 8 octobre 2004 

Le president: Fritz Schiesser 
Le secretaire: Christoph Lanz 

5109 



Termine di referendum: 27 gennaio 2005 

Legge f ederale 
sul lavoro nell'industria, nell'artigianato e nel commercio 
(Legge sul lavoro) 

Modifica dell'8 ottobre 2004 

L 'Assemblea federale della Confederazione Svizzera, 

visto il rapporto della Commissione dell' economia e dei tributi del Consiglio 
nazionale del 17 febbraio 20041; 
visto il parere del Consiglio federale del 5 marzo 20042, 

decreta: 

I 

La legge del 13 marzo 19643 sul lavoro e modificata come segue: 

Art. 27 cpv. Jter 

tter Nei punti di vendita e nelle aziende di prestazione di servizi situati 
nelle stazioni ehe, in ragione del grosso traffico viaggiatori, sono 
centri di trasporto pubblico, nonche negli aeroporti i lavoratori posso­
no essere occupati la domenica. 

II 

1 La presente legge sottosta a referendum facoltativo. 

2 II Consiglio federale ne determina l 'entrata in vigore. 

Consiglio nazionale, 8 ottobre 2004 

II presidente: Max Binder 
II segretario: Ueli Anliker 

Data di pubblicazione: 19 ottobre 20044 

Termine di referendum: 27 gennaio 2005 

FF 2004 1403 
2 FF 2004 1411 
3 RS 822.11 
4 FF 2004 4815 

2004-0442 

Consiglio degli Stati, 8 ottobre 2004 

11 presidente: Fritz Schiesser 
II segretario: Christoph Lanz 

4815 




